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B. Ministerium für Inneres und Sport

Verwaltungsmodernisierung 2010;
Organisations- und Standortentscheidungen

im Geschäftsbereich des MI

Beschl. d. LReg v. 6. 1. 2017 — MI-12.11.-01912 —

— VORIS 20100 —

Bezug: Beschl. v. 9. 11. 2010 (Nds. MBl. S. 1130)
— VORIS 20100 —

Der Bezugsbeschluss wird mit Wirkung vom 6. 1. 2017 wie
folgt geändert:
Dem Abschnitt II Nr. 2 wird der folgende Satz angefügt:
„Das MI wird ermächtigt, die Festlegung der Standorte und
Außenstellen bei Bedarf anzupassen.“

— Nds. MBl. Nr. 4/2017 S. 122

C. Finanzministerium

Verwaltungsvorschriften
zur Niedersächsischen Reisekostenverordnung

(VV-NRKVO)

RdErl. d. MF v. 10. 1. 2017 — VD3 03500/3 —

— VORIS 20444 —

1. Das MF erlässt folgende VV zur Durchführung der NRKVO:

E r s t e r  T e il
Allgemeines

Zu § 1 — Regelungsgegenstand —

1. § 1 bestimmt den Regelungsgegenstand der NRKVO. 
1.1 Die NRKVO regelt auf der Grundlage des § 84 Abs. 4
NBG das Nähere über Inhalt und Umfang der Reisekostenver-
gütung und die Erstattung von Kosten für nicht aus dienst-
lichen Gründen erworbene BahnCards (im Folgenden: BC),
Netzkarten und Zeitkarten sowie das Verfahren zur Gewäh-
rung der Reisekostenvergütung abschließend. Andere als die
nach dieser Verordnung vorgesehenen Leistungen dürfen
nicht als Reisekostenvergütung gewährt werden; entsprechen-
de Kosten sind der allgemeinen Lebensführung zuzuordnen.
1.2 Nach § 84 Abs. 1 Satz 2 NBG werden nur notwendige
und angemessene Kosten als Reisekostenvergütung erstattet.
Das allgemeine Gebot zur wirtschaftlichen und sparsamen
Haushaltsführung des § 7 Abs. 1 LHO verpflichtet sowohl die
Behörde als auch die Dienstreisende oder den Dienstreisen-
den, im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens und des Zu-
mutbaren alles zu tun, um die Reisekosten so gering wie
möglich zu halten. Die Wirtschaftlichkeitsprüfung ist anhand
einer Gesamtbetrachtung der notwendigen Kosten der Dienst-
reise vorzunehmen. Bei der Planung und Durchführung von
Dienstreisen sind mögliche Fahrpreisermäßigungen und son-
stige Vergünstigungen zu berücksichtigen.
1.3 Die Anordnung oder Genehmigung nach § 84 Abs. 2
Satz 1 NBG muss vor dem Antritt der Dienstreise oder der an-
deren dienstlich veranlassten Reise erfolgen, damit ein An-
spruch auf Reisekostenvergütung besteht. Die Genehmigung
kann ausnahmsweise nachträglich erteilt werden, wenn sie
vor der Abreise nicht mehr eingeholt werden konnte. Eine
Anordnung oder Genehmigung von Dienstreisen kann auch
allgemein erteilt werden — sog. Dauerdienstreisegenehmigung,
z. B. für Dienstreisen mit wiederkehrenden Dienstgeschäften
bestimmter Art. Eine allgemeine Anordnung oder Genehmi-
gung soll die Art der Dienstgeschäfte, ggf. zu nutzende Beför-

derungsmittel sowie die Dauer der Genehmigung nennen.
Einer nochmaligen Einzelanordnung bedarf es nicht, wenn
sich auswärtige Dienstgeschäfte z. B. aus Dienst- oder Einsatz-
plänen unzweifelhaft ergeben.
1.4 Dienstreisen dürfen nur angeordnet oder genehmigt wer-
den, wenn sie aus dienstlichen Gründen notwendig sind und
das Dienstgeschäft nicht auf andere kostengünstigere Weise
— z. B. telefonisch, Videokonferenz — erledigt werden kann.
Die Zahl der Teilnehmenden und die Dauer der Dienstreise
sind auf das notwendige Maß zu beschränken. Bei Anordnung
oder Genehmigung einer Dienstreise ist neben den Grundsät-
zen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit auch das Prinzip
der Fürsorge zu berücksichtigen. Die Fürsorgepflicht kann u. a.
auf die Festlegung des Beginns und des Endes einer Dienstreise
Einfluss haben, wenn dadurch die Betreuung von Kindern
oder pflegebedürftigen Familienangehörigen gewährleistet
werden kann. Auch kann anstelle einer mehrtägigen Dienst-
reise die Anordnung mehrerer eintägiger Dienstreisen zur Be-
rücksichtigung besonderer familiärer Situationen beitragen;
vgl. hierzu Nummer 2.1.2.
1.5 Bei Dienstreisen am Wohn- oder Dienstort bedarf es kei-
ner Anordnung oder Genehmigung, jedoch sind diese Dienst-
reisen der Dienststelle grundsätzlich anzuzeigen. In Fällen des
§ 5 Abs. 3 muss das erhebliche dienstliche Interesse an der Be-
nutzung des privaten Kraftwagens vor Antritt der Dienstreise
festgestellt werden, infolgedessen kann sich eine Genehmi-
gung in diesen Fällen dennoch anbieten. Ist der Wohnort ein
anderer als der Dienstort, bedarf es für Dienstreisen zwischen
dem Wohn- und dem Dienstort der elektronischen oder
schriftlichen Anordnung oder Genehmigung.
1.6 Die Anordnung oder Genehmigung durch die jeweils zu-
ständige oberste Landesbehörde ist erforderlich für
— Auslandsdienstreisen der Behördenleitungen der den

obersten Landesbehörden unmittelbar nachgeordneten Be-
hörden,

— die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen im Ausland,
soweit es sich nicht um einen Fall der Nummer 1.7 handelt,

— Auslandsdienstreisen, die repräsentative Belange berühren
und

— Auslandsdienstreisen im Rahmen der internationalen Rechts-
hilfe in Strafsachen, soweit die rechtshilferechtliche Geneh-
migung von der obersten Landesbehörde zu erteilen ist.

In diesen Fällen legt die Beschäftigungsbehörde den Dienstrei-
seantrag nach ihrer Zustimmung der obersten Landesbehörde
zur Genehmigung vor.
1.7 Die Anordnung oder Genehmigung von Auslandsdienst-
reisen durch die jeweils zuständige oberste Landesbehörde ist
nicht erforderlich für
— die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen im Rah-

men des Erwerbs der Europakompetenz und von interna-
tionaler Erfahrung i. S. der Bek. des MI vom 27. 9. 2011
(Nds. MBl. S. 656), an dienstlichen Fachtagungen oder
ähnlichen Veranstaltungen und

— die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen von Lehre-
rinnen und Lehrern des Geschäftsbereichs des MK, wenn
die Reisen in die unterrichtsfreie Zeit fallen oder das MK
mit der Bekanntgabe der Fortbildungsveranstaltung der
Teilnahme außerhalb der unterrichtsfreien Zeit zugestimmt
hat; dies gilt entsprechend für alle Reisen bei Hospitatio-
nen und im Rahmen der Bildungsprogramme der EU.

1.8 Mit Ausnahme der Fälle nach Nummer 1.6 wird die Be-
fugnis zur Anordnung oder Genehmigung von Auslands-
dienstreisen der Beamtinnen und Beamten der den obersten
Landesbehörden nachgeordneten Behörden der Leiterin oder
dem Leiter der jeweils zuständigen nachgeordneten Behörde
übertragen. Im Bereich der Polizei und im Geschäftsbereich
des MK kann die Befugnis auch anderen Personen oder ande-
ren Behörden übertragen werden. Die zuständige oberste Lan-
desbehörde kann — unabhängig von einer Übertragung der
Befugnis auf eine nachgeordnete Behörde — aus besonderen
Gründen oder im Interesse einer einheitlichen Verfahrenswei-
se von der ihr zustehenden Befugnis Gebrauch machen.
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1.9 Für eine Dienstreise einer Richterin oder eines Richters
zur Wahrnehmung eines richterlichen Amtsgeschäfts, das ihr
oder ihm nach richterlicher Anordnung, nach der Geschäfts-
verteilung oder nach einer ihr gleichstehenden Anordnung
obliegt, zur Wahrnehmung eines weiteren Richteramtes, das
ihr oder ihm übertragen ist, sowie zur Teilnahme an einer Sit-
zung des Präsidiums, dem sie oder er angehört, bedarf es kei-
ner Anordnung oder Genehmigung. Gleiches gilt bei Dienst-
reisen von Richterinnen und Richtern im Rahmen richterli-
cher Spruchtätigkeit und von Organen der Rechtspflege — u. a.
Staatsanwältinnen, Staatsanwälte — im Rahmen der Rechts-
pflege.
1.10 Reisen der Gleichstellungsbeauftragten zur Erledigung
von Dienstgeschäften außerhalb der Dienststätte sind Dienst-
reisen, die grundsätzlich einer Anordnung oder Genehmigung
bedürfen. Um der in § 23 Abs. 1 NGG gesetzlich normierten
Weisungsfreiheit gerecht zu werden, sind Dienstreisen zur
Ausübung der Tätigkeit der Gleichstellungsbeauftragten ab-
weichend von Satz 1 der Dienststelle aus haushalts-, reisekos-
ten- und versicherungsrechtlichen Gründen vor deren Antritt
anzuzeigen. Diese Dienstreisen sind daher solche, für die nach
dem Wesen des Dienstgeschäfts eine Anordnung oder Geneh-
migung nicht in Betracht kommt. Für Auslandsdienstreisen
und Dienstreisen zu Veranstaltungen von privaten Dritten
sind weiterhin Dienstreisegenehmigungen notwendig.
1.11 Reisen von Mitgliedern des Personalrates in Erfüllung
ihrer gesetzlichen Aufgaben sind nach § 37 Abs. 2 Satz 2
NPersVG der Dienststelle anzuzeigen. Für begründungspflich-
tige Tatbestände ist für diese anzeigepflichtigen Reisen — wie
bei Dienstreisen — die Zustimmung der Dienststelle einzuho-
len; z. B. die Feststellung des erheblichen dienstlichen Inter-
esses nach § 5 Abs. 3 oder die Anerkennung notwendiger
Übernachtungskosten über 80 EUR nach § 8 Abs. 1 Satz 2.
Entsprechendes gilt für Reisen der Mitglieder der Schwerbe-
hindertenvertretung und der Gleichstellungsbeauftragten.
1.12 Zur vorrangigen Nutzung von elektronischen Verfah-
ren und zur Verwendung der landeseinheitlichen Vordrucke
für das Genehmigungsverfahren von Dienstreisen gilt Num-
mer 19.1.2 entsprechend.
1.13 Die oder der Dienstreisende kann nach § 84 Abs. 2 Satz 2
NBG vor Antritt der Reise in elektronischer oder schriftlicher
Form auf Reisekostenvergütung verzichten. Der vollständige
oder teilweise Verzicht auf Reisekostenvergütung ist freiwil-
lig. Der oder dem Dienstreisenden dürfen keine Nachteile ent-
stehen, wenn sie oder er von der Möglichkeit des Verzichts
keinen Gebrauch macht. 
1.14 Der Anspruch auf Reisekostenvergütung ist vererblich
und geht im Fall des Todes der Beamtin oder des Beamten
nach § 1922 Abs. 1 BGB auf deren oder dessen Erbinnen oder
Erben über.
1.15 Die Regelungen der NRKVO finden auch für die Erstat-
tung von Kosten für Dienstreisen oder anderen dienstlich ver-
anlassten Reisen Anwendung, die von Dritten getragen wer-
den, es sei denn, dass für den Kostenträger andere reisekosten-
rechtliche Regelungen gelten.

Z w e i t e r  T e i l
Dienstreisen

E r s t e s  K a p i t e l
Begriffsbestimmungen, Art und Umfang

der Reisekostenvergütung

Zu § 2 — Begriffsbestimmungen —

2. Für die Anwendung der NRKVO gelten die in § 2 genann-
ten Begriffsbestimmungen.

2.1 Zu Absatz 1 (Dienstreise, Beginn und Ende der Dienstreise)
2.1.1 Dienstreisen umfassen das Dienstgeschäft und die zu
seiner Erledigung notwendigen Fahrten, Flüge, Gänge und
Übernachtungen. Auch die Erledigung von Dienstgeschäften
am Dienst- und Wohnort stellt eine Dienstreise dar. Keine
Dienstreise liegt vor, wenn das Dienstgeschäft in der Dienst-
stätte zu erledigen ist.

2.1.2 Bei mehrtägigen Dienstreisen ist dem Grunde nach ein
Verbleiben am Geschäftsort vorgesehen. Anstelle von mehrtä-
gigen Dienstreisen können mehrere eintägige Dienstreisen an-
geordnet werden, wenn es das Dienstgeschäft erlaubt und der
oder dem Dienstreisenden die tägliche Rückkehr zum Wohn-
ort zumutbar ist. Gründe für die Anordnung mehrerer eintägi-
ger Dienstreisen können vorliegen, wenn
— es aus dienstlichen oder wirtschaftlichen Gründen geboten

ist, z. B. weil
— die Anwesenheit der Beamtin oder des Beamten — vor

oder nach dem Dienstgeschäft — in der Dienststätte er-
forderlich ist, oder

— die voraussichtlich für die tägliche Rückkehr zum Wohn-
ort anfallenden Fahrkosten niedriger sind als das sonst
zustehende Übernachtungsgeld, oder

— zwingende persönliche Gründe vorliegen, z. B. weil die
Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger oder eine andere
besondere familiäre Situation dies erfordern; vgl. hierzu
Nummer 1.4.

2.1.3 Hinsichtlich des Beginns und des Endes der Dienstreise
kann nur eine zeitgerechte Anreise und Abreise berücksich-
tigt werden. Weicht eine Dienstreisende oder ein Dienstrei-
sender aus persönlichen Gründen von dem angeordneten oder
genehmigten Reiseverlauf ab oder benutzt sie oder er ein nicht
genehmigtes Beförderungsmittel, besteht der Anspruch auf
Reisekostenvergütung nur insoweit, als ihr oder ihm eine Rei-
sekostenerstattung entsprechend der Dienstreisegenehmigung
zustünde. Dies gilt nicht, wenn die oder der Dienstreisende
den Grund für die Abweichung nicht zu vertreten hat.
2.1.4 Dienstreisen sollen grundsätzlich nicht vor 6 Uhr an-
zutreten und nicht nach 24 Uhr zu beenden sein. Aus dienst-
lichen Gründen kann ein früherer Dienstreisebeginn oder
späteres Dienstreiseende in Betracht kommen — z. B. Nut-
zung des zweckmäßigsten Beförderungsmittels oder dienst-
lich bereitgestellter Mitfahr- oder Mitfluggelegenheiten. All-
gemein arbeitsfreie Tage sollen als Reisetage vermieden wer-
den.
2.1.5 Dienstreisen gelten als an der Dienststätte angetreten
oder beendet, wenn sie innerhalb der regelmäßigen Arbeits-
zeit dort hätten angetreten oder beendet werden können und
dies vom Reiseablauf vertretbar ist; das gilt jedoch nicht,
wenn Beginn oder Ende der Dienstreise an der Wohnung wirt-
schaftlicher ist. Die oder der Dienstreisende ist im Rahmen
des Genehmigungsverfahrens oder in allgemeiner Weise da-
von in Kenntnis zu setzen, welcher Ort des Beginns und des
Endes der Dienstreise der Abrechnung zugrunde gelegt wird;
dies gilt nicht in Fällen der Nummer 1.3 Sätze 2 bis 4. Die
Möglichkeit den Beginn und das Ende der Dienstreise an der
Dienststätte aus dienstlichen Gründen anzuordnen bleibt
hiervon unberührt.
2.1.6 Für andere dienstlich veranlasste Reisen i. S. des § 84
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 NBG sind die Regelungen zu Dienstreisen
entsprechend anzuwenden, eine Kostenerstattung erfolgt je-
doch nach § 84 Abs. 1 Satz 2 NBG nur in angemessenem Um-
fang. Andere dienstlich veranlasste Reisen sind z. B. Reisen
zum Zweck der Ausbildung oder der Fortbildung, wobei die
Regelungen des § 23 zu beachten sind. Werden Beamtinnen
und Beamte, die nach § 62 NBG ohne Dienst- oder Anwärter-
bezüge beurlaubt sind, von der zuständigen Behörde zu einer
Reise aufgefordert, die durch das Dienstverhältnis begründet
sind, handelt es sich ebenfalls um eine andere dienstlich ver-
anlasste Reise i. S. des § 84 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 NBG, für die
die Regelungen zu den Dienstreisen entsprechend anzuwen-
den sind; § 5 Abs. 3 und 4 findet jedoch keine Anwendung.
Dies gilt z. B. für Beamtinnen und Beamte, die aus dienstli-
chem Interesse während einer Beurlaubung an einer Wieder-
einstiegsfortbildung teilnehmen.
2.1.7 Bei Vorstellungsreisen von Bewerberinnen und Bewer-
bern, die nicht der Landesverwaltung angehören, handelt es
sich nicht um Dienstreisen. Es kann sich jedoch um andere
dienstlich veranlasste Reisen i. S. des § 84 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
NBG mit Anspruch auf Reisekostenvergütung handeln, wenn
an der Vorstellung der Bewerberin oder des Bewerbers im Ein-
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zelfall ein besonderes dienstliches Interesse besteht. Liegt ein
solcher Ausnahmefall vor, kann eine Reisekostenvergütung mit
der Maßgabe gewährt werden, dass

— die Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten für die Nutzung
der niedrigsten Beförderungsklasse eines regelmäßig ver-
kehrenden Beförderungsmittels erstattet werden, wobei in-
nerörtliche Fahrtkosten nicht berücksichtigt werden,

— die Flugkosten bis zur Höhe des Betrages erstattet werden,
der ansonsten bei einer Landreise mit regelmäßig verkeh-
renden Beförderungsmitteln erstattungsfähig gewesen wäre,

— § 5 Abs. 3 und 4 keine Anwendung findet,

— § 8 Abs. 1 Sätze 1 und 2 keine Anwendung findet,

— ein pauschales Übernachtungsgeld nach § 8 Abs. 1 Satz 3
für höchstens zwei Übernachtungen gewährt wird,

— bei einem Wohnort im Ausland höchstens die Hälfte der
Fahrt- und Flugkosten der niedrigsten Beförderungsklasse
für die Reisestrecke im Ausland erstattet werden.

2.1.8 Für Reisen von Mitgliedern des Personalrates in Erfül-
lung ihrer gesetzlichen Aufgaben gilt § 37 Abs. 2 Satz 1 NPersVG.
Entsprechendes gilt für Reisen der Mitglieder der Schwerbe-
hindertenvertretung.

2.1.9 Reisen der Mitglieder von Beiräten, Ausschüssen,
Kommissionen und ähnlichen Gremien sind den Dienstreisen
gleichgestellt. Wird die Reise von einer Person durchgeführt,
die keine Landesbeamtin oder kein Landesbeamter ist — z. B.
ehrenamtliche Mitglieder des Landeselternrates —, richtet sich
die Dauer der Dienstreise nach § 2 Abs. 1 Satz 1; die Sätze 2
und 3 finden in diesen Fällen keine Anwendung, da keine
Dienststätte bestimmt werden kann.

2.1.10 Fahrten zwischen der Wohnung und der Dienststätte
stellen keine Dienstreisen oder andere dienstlich veranlasste
Reisen dar; dies gilt auch dann, wenn die Dienststätte mehr-
mals am Tag aufgesucht werden muss, z. B. im Rahmen einer
Rufbereitschaft.

2.2 Zu Absatz 2 (Dienststätte)

2.2.1 Die oder der Dienstreisende kann in mehreren Dienst-
stellen — z. B. mehreren Schulen — tätig sein, reisekosten-
rechtlich gilt aber nur eine Dienststelle als Dienststätte, in der
sie oder er regelmäßig ihren oder seinen Dienst verrichtet.
Dienststätte ist die Stelle, an der die oder der Dienstreisende
überwiegend ihren oder seinen Dienst leistet. Dies ist in der
Regel die Stelle, an der die oder der Dienstreisende eingestellt,
versetzt, abgeordnet, zugeteilt oder zugewiesen wird. Jede die-
ser dienstlichen Maßnahmen führt grundsätzlich dazu, dass
die neue Stelle zur Dienststätte wird, unabhängig davon, ob
die Maßnahme dauerhaft oder nur vorübergehend ist. Ein
Wechsel der Dienststätte wird mit Beendigung der Dienstan-
trittsreise wirksam.

2.2.2 Erfolgt eine Abordnung mit nur einem Teil der Ar-
beitszeit an eine Dienststelle oder mehrere Dienststellen, be-
stimmt sich die Dienststätte wie folgt:

— bei Teilabordnungen mit einer Dauer von bis zu drei Mo-
naten bleibt die bisherige Dienststätte weiterhin die Dienst-
stätte im reisekostenrechtlichen Sinne,

— bei Teilabordnungen mit einer Dauer ab drei Monaten ist
auf die zeitliche Aufteilung der Arbeitszeit innerhalb des
Abordnungszeitraumes abzustellen, hierbei ist wie folgt zu
unterscheiden:

— erfolgt die Teilabordnung mit einer Arbeitszeit von 50 %
oder weniger, tritt keine Änderung ein und die bishe-
rige Dienststätte bleibt weiterhin Dienststätte im reise-
kostenrechtlichen Sinne,

— erfolgt die Teilabordnung mit einer Arbeitszeit von mehr
als 50 %, tritt ein Wechsel der Dienststäte ein und die
neue Dienststelle wird zur Dienststätte im reisekosten-
rechtlichen Sinne.

Jede Teilabordnung ist gesondert zu betrachten. Wird z. B.
eine Beamtin der Dienststelle A an die Dienststelle B mit einem
Arbeitszeitanteil von 75 % für sechs Monate abgeordnet, so wird
die neue Dienststelle B mit Beendigung der Dienstantrittsreise

zur Dienststätte, weil dort der Dienst überwiegend ausgeübt
wird. Erfolgt diese Teilabordnung an die Dienststelle B hinge-
gen z. B. mit einem Arbeitszeitanteil von 50 % und wird zu-
sätzlich eine zweite Teilabordnung an die Dienststelle C mit
einem Arbeitszeitanteil von 25 % ausgesprochen, so bleibt die
bisherige Dienststätte A Dienststätte im reisekostenrecht-
lichen Sinne, da keine der beiden Teilabordnungen einen Ar-
beitszeitanteil von mehr als 50 % umfassen.

2.2.3 Zur Dienststätte gehören alle Stellen innerhalb einer
abgegrenzten zusammenhängenden Liegenschaft. Dies ist un-
abhängig von deren Flächenausdehnung und einer Über-
schreitung von Gemeindegrenzen.

2.2.4 Kann eine Dienststätte nach § 2 Abs. 2 Satz 1 nicht be-
stimmt werden, so gilt der Teil der Dienststelle als Dienststätte,
dem die oder der Dienstreisende organisatorisch zugeordnet
ist. Dies ist in der Regel dort, wo die Beamtin oder der Beamte
haushaltswirtschaftlich mit einer Planstelle eingeordnet ist.

2.2.5 Bei Heimarbeit und Telearbeit gilt — unabhängig vom
Umfang der Anwesenheitspflicht an der Dienststelle — die
zuständige Dienststelle als Dienststätte; d. h. Fahrten zwi-
schen dem häuslichen Arbeitsplatz und der Dienststätte sind
keine Dienstreisen. Besteht keine grundsätzliche Anwesenheits-
pflicht an der Dienststelle, d. h. kein Präsenztag und keine an-
derweitige Verpflichtung zum regelmäßigen Betreten der
Dienststelle, dann ist ersatzweise die Wohnung der Dienst-
stätte gleichgestellt.

2.3 Zu Absatz 3 (Dienstort)

2.3.1 Die oder der Dienstreisende kann reisekostenrechtlich
nur einen Dienstort haben.

2.3.2 Bei einer abgeordneten Beamtin oder einem abgeord-
neten Beamten ist Dienstort ab dem ersten Tag der Maßnahme
das Gebiet der Gemeinde, in der sich die neue Dienststätte be-
findet, wobei es nicht auf die Dauer der Maßnahme ankommt.

2.3.3 Bei Heimarbeit oder Telearbeit gilt der Sitz der zustän-
digen Dienststelle als Dienstort.

2.4 Zu Absatz 4 (Wohnort)

Wohnort ist grundsätzlich das Gebiet der Gemeinde, in der
sich die Wohnung befindet, von der aus sich die oder der
Dienstreisende überwiegend in die Dienststätte begibt.

2.5 Zu Absatz 5 (Geschäftsort)

Als Geschäftsort gilt auch der Unterkunftsort. Werden in
verschiedenen Gemeinden jeweils ein Dienstgeschäft oder
mehrere Dienstgeschäfte erledigt und dabei dieselbe Unter-
kunft beibehalten, gilt somit auch der Ort, in dem sich die Un-
terkunft befindet, als Geschäftsort. 

2.6 Zu Absatz 6 (Auslandsdienstreisen)

Auslandsdienstreisen sind wie Dienstreisen im Inland zu
behandeln, es sei denn, es ist etwas Abweichendes im Zwei-
ten Kapitel des Zweiten Teils der Verordnung geregelt.

Zu § 3 — Fahrt- und Flugkostenerstattung —

3. § 3 regelt die Fahrt- und Flugkostenerstattung.
3.1 Zu Absatz 1 (regelmäßig verkehrende Beförderungsmittel)

3.1.1 Regelmäßig verkehrende Beförderungsmittel sind sol-
che Verkehrsmittel, die der Personenbeförderung dienen und
zu feststehenden Zeiten — nach Fahr- oder Flugplänen —
zwischen bestimmten Punkten auf dem Land-, Wasser- oder
Luftweg verkehren. Hierzu können Eisenbahnen — z. B. Züge
und U-Bahnen —, Busse — auch Fernbusse —, Schiffe und
Flugzeuge gehören.

3.1.2 Zu den Fahrtkosten gehören auch die Kosten für

— Zu- und Abgangsfahrten am Wohn-, Dienst- oder Geschäfts-
ort,

— dienstliche Fahrten am Geschäftsort einschließlich Fahr-
ten zu und von der Unterkunft,

— Aufpreise und Zuschläge für die Nutzung von Zügen,

— Reservierungsentgelte,
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— Bettkarten oder Liegeplatzzuschläge,
— Beförderung des notwendigen dienstlichen und persönlichen

Gepäcks,
— Kosten für den Erwerb von BC, Netz- und Zeitkarten aus

dienstlichen Gründen,
— Transaktions- und Zahlungsentgelte, die durch den Kre-

ditkarteneinsatz oder die Nutzung von Zahlungsdienstleis-
tern entstehen, soweit sich die Entgelte auf den Erwerb
von Fahrkarten und Flugtickets i. S. des § 3 beziehen.

3.1.3 Die Erstattung von Fahrt- und Flugkosten ist grund-
sätzlich begrenzt auf die Höhe der Kosten für die Nutzung der
niedrigsten Beförderungsklasse des jeweiligen Beförderungs-
mittels; dies gilt auch für Inhaberinnen und Inhaber einer BC
Business 1. Klasse oder einer BC 1. Klasse. Satz 1 gilt nicht in
Fällen des § 3 Abs. 1 Sätze 3 und 4. Ist die Wahl der höheren
Beförderungsklasse ausnahmsweise die preisgünstigste Vari-
ante — z. B. weil nur noch in dieser Klasse Sparpreise verfüg-
bar sind und der Sparpreis der 1. Klasse günstiger ist, als der
Normalpreis der 2. Klasse —, werden diese Kosten nach § 3
Abs. 1 Satz 1 erstattet. 
3.1.4 Der Grundsatz, die Haushaltsmittel möglich sparsam
und wirtschaftlich zu verwenden, gebietet es, bei der Reise-
vorbereitung, soweit möglich, auch besondere Ermäßigungen
— z. B. Rabattmöglichkeiten, Sparpreise — zu berücksich-
tigen; vgl. hierzu Nummer 1.2.
3.1.5 Die Deutsche Bahn AG (im Folgenden: DB) gewährt
dem Land einen umsatzabhängigen Rabatt. Dieser Großkun-
denrabatt (im Folgenden: GKR) wird auf alle DB-Tickets zum
Normalpreis mit Fernverkehrsanteil gewährt und kann mit
den BC-Business-Rabatten kombiniert werden. Verrechnet
wird der GKR direkt mit dem Ticketpreis bei jeder Buchung.
Der GKR wird nicht beim Einsatz einer herkömmlichen BC
oder bei einer Buchung ausschließlich innerhalb des Nieder-
sachsentarifs — ohne Fernverkehrsanteil — angerechnet, die
Umsätze aus diesen Fahrten zählen aber zum Umsatzvolumen
des Landes. Der GKR kann von allen Landesbehörden und al-
len Einrichtungen, die mindestens zu 50 % aus Landesmitteln
gefördert werden, in Anspruch genommen werden. Der für
die Rabatteinstufung maßgebliche Umsatz wird mittels der
Kundennummer im BahnManagement-Informations-System
(im Folgenden: BMIS) erfasst. Aus diesem Grund haben die
zuständigen Stellen die Beamtinnen und Beamten zu infor-
mieren, dass sie beim Erwerb einer Fahrkarte für dienstlich
bedingte Fahrten die für die jeweilige Stelle maßgebende Kun-
dennummer anzugeben haben.
3.1.6 Bei Bahnfahrten ist von der Dienststelle aus Gründen
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu prüfen, ob der oder
dem Dienstreisenden aus dienstlichen Gründen eine BC Busi-
ness oder eine herkömmliche BC zur Verfügung zu stellen ist.
Dienstliche Gründe sind gegeben, wenn deren Einsatz bezogen
auf die Geltungsdauer der BC gegenüber anderen Fahrpreiser-
mäßigungen voraussichtlich wirtschaftlicher ist. Bevorzugt
anzuschaffen ist hierbei die BC Business, da der von der DB
gewährte GKR nur bei Einsatz einer BC Business, nicht aber
bei Einsatz einer herkömmlichen BC gewährt wird und weite-
re Vorteile bestehen — z. B. bessere Bedingungen bei der Stor-
nierung von Tickets und Verfahrensvereinfachung durch
Möglichkeit der Buchung der Tickets über das Firmenkun-
denportal.
3.1.6.1 Hat die Dienststelle festgestellt, dass sich für die
durchzuführenden Dienstreisen — ggf. i. V. m. anderen Rei-
sen, für die der Dienstherr eine Erstattung leistet — die Kosten
für eine BC Business voraussichtlich amortisieren werden, er-
folgt die Beschaffung der BC Business in der Regel durch die
Dienststelle über das Firmenkundenportal.
3.1.6.1.1 Wird die oder der Dienstreisende von der Dienst-
stelle aufgefordert die empfohlene BC Business selbst zu be-
schaffen, so hat dies unter Angabe der BMIS-Kundennummer
zu erfolgen. Die Kosten für den Erwerb der BC Business wer-
den in diesen Fällen mit der Reisekostenvergütung für die erste
Dienstreise erstattet. Wird für die Abrechnung der Reisekos-
tenvergütung ein elektronisches Abrechnungsverfahren ein-
gesetzt, ist für die Auszahlung ein Nachweis über die (voraus-

sichtliche) Amortisierung beizufügen oder ein entsprechender
Vermerk von der zuständigen Reisekostenstelle zu hinterle-
gen. 
3.1.6.1.2 Erwirbt die oder der Dienstreisende anstelle der
empfohlenen BC Business eine andere BC Business oder eine
herkömmliche BC, ist zu prüfen, inwieweit eine Erstattung in
Betracht kommt.
— Sind die Anschaffungskosten höher — z. B. BC Business 50

anstatt BC 25 —, werden diese bis zur Höhe der Kosten für
den Erwerb der empfohlenen BC Business erstattet. Sollte
sich im Nachhinein herausstellen, dass sich die Anschaf-
fungskosten für die erworbene höherwertige Karte voll-
ständig amortisiert haben, ist der Differenzbetrag auf An-
trag nachträglich nach § 4 Satz 1 zu erstatten.

— Sind die Anschaffungskosten niedriger — z. B. BC 25 an-
statt BC Business 25 —, so werden diese Kosten erst nach
ihrer vollständigen Amortisation erstattet, wobei der ggf.
entgangene GKR zu berücksichtigen ist. Die Kosten der je-
weiligen Fahrkarten werden bis zu der Höhe erstattet, die
auf der Grundlage der empfohlenen BC Business erstattet
worden wären. Eine Beschaffung von Fahrkarten durch
die Dienststelle mittels Firmenkreditkarte ist in diesem
Fall grundsätzlich ausgeschlossen.

3.1.6.2 Hat die Dienststelle festgestellt, dass die Beschaffung
einer BC Business aus dienstlichen Gründen nicht in Betracht
kommt, ist zu prüfen, ob sich eine BC — im Gegensatz zur BC
Business — voraussichtlich vollständig amortisieren wird.
Kommt die Beschaffung einer BC unter wirtschaftlichen
Aspekten in Betracht, ist die BC in der Regel durch die Dienst-
reisende oder den Dienstreisenden selbst zu beschaffen. Im
Hinblick auf die Erstattung der Anschaffungskosten der BC
gilt Nummer 3.1.6.1.1 entsprechend. Für Fälle, in denen die
oder der Dienstreisende anstelle der empfohlenen BC eine an-
dere BC erwirbt, gilt Nummer 3.1.6.1.2 entsprechend.
3.1.6.3 Verzichtet die oder der Dienstreisende nach entspre-
chender Aufforderung durch die Dienststelle auf den Erwerb
einer BC Business oder einer BC oder setzt sie oder er eine vor-
handene Karte nicht ein, so wird sie oder er bei der Erstattung
der Kosten für die Fahrkarte so gestellt, als ob die empfohlene
BC Business oder die empfohlene BC erworben worden wäre;
Entsprechendes gilt hinsichtlich des City-Tickets.
3.1.6.4 Dienstlich beschaffte BC können auch für private
Reisen genutzt werden. Gegebenenfalls daraus resultierende
Bonus-Punkte dürfen entsprechend der Nummer 14.1.1 aus-
schließlich für dienstliche Reisen eingesetzt werden. 
3.1.7 Flugkosten werden erstattet, wenn ein Flugzeug aus
— dienstlichen Gründen — z. B. terminbedingt, dienstlich

bereitgestellte Flugkontingente — oder
— wirtschaftlichen Gründen — z. B. wenn hierdurch Reise-

kosten eingespart werden oder ein Arbeitszeitgewinn von
insgesamt mindestens acht Stunden entsteht —

benutzt wird.
3.1.8 In Ausnahmefällen können Flugkosten aus Gründen
der Fürsorgepflicht des Dienstherrn erstattet werden, wenn
sich aufgrund der Flugzeugbenutzung die Dauer der Dienst-
reise erheblich reduziert und dadurch zwingende Familien-
pflichten besser wahrgenommen werden können und eine
Alternative zur Betreuung durch die Dienstreisende oder den
Dienstreisenden nicht besteht. Zwingende Familienpflichten
liegen vor, wenn die Betreuung der mit der oder dem Dienst-
reisenden in häuslicher Gemeinschaft lebenden Kinder und
pflegebedürftigen nahen Angehörigen notwendig ist. 
3.1.9 Ein Fall des § 3 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 liegt z. B. vor, wenn
die oder der Dienstreisende auf dienstliche Weisung eine Per-
son begleiten muss, die die höhere Beförderungsklasse in An-
spruch nimmt und der eine Entschädigung nach dem NAbgG
oder dem Ministergesetz zusteht. 
3.1.10 Die Nutzung der höheren Beförderungsklasse kann
nach § 3 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 auch wegen körperlicher oder ge-
sundheitlicher Beeinträchtigungen der oder des Dienstreisen-
den gerechtfertigt sein. Die Beeinträchtigung kann hierbei so-
wohl von dauerhafter als auch von vorübergehender Natur
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sein — z. B. nach einem Unfall. Für die Beurteilung, ob die
Nutzung einer höheren Beförderungsklasse gerechtfertigt ist,
ist auf die Umstände des Einzelfalles beim Verlauf der Reise —
also auf die tatsächliche Reiseerschwernis aufgrund des kör-
perlichen oder gesundheitlichen Zustandes — abzustellen.
Die Nutzung der höheren Beförderungsklasse ist nicht allein
dadurch gerechtfertigt, dass eine Schwerbehinderung mit fest-
gestelltem Grad der Behinderung vorliegt, vielmehr ist ent-
scheidend, ob offensichtlich eine tatsächliche Reiseerschwer-
nis vorliegt. Eine offensichtliche Reiseerschwernis liegt vor,
wenn es unter Fürsorgegesichtspunkten nicht zumutbar ist,
die niedrigste Beförderungsklasse zu nutzen — z. B. weil
durch ein gebrochenes oder dauerhaft versteiftes Bein mehr
Beinfreiheit erforderlich ist. Liegt eine tatsächliche Reiseer-
schwernis vor, ist dies aktenkundig zu machen. Die Feststel-
lung hierüber gilt auch für nachfolgende Reisen mit gleich-
artigem Verlauf, solange die Beeinträchtigung andauert.

3.1.11 Dienstliche Besprechungen oder das Aktenstudium
während der Fahrt oder des Fluges allein rechtfertigen nicht
die Nutzung einer höheren Beförderungsklasse.

3.1.12 Hat die oder der Dienstreisende mit Anspruch auf Er-
stattung der Fahrtkosten der höheren Beförderungsklasse frei-
willig eine niedrigere Beförderungsklasse benutzt, werden Fahrt-
kosten auch nur für diese Beförderungsklasse gewährt.

3.2 Zu Absatz 2 (Mietwagen und Taxis)

3.2.1 Mietwagen i. S. des § 3 Abs. 2 sind Miet- oder Leasing-
fahrzeuge — auch Teil- und Carsharing-Fahrzeuge —, die aus-
schließlich zur Erledigung eines Dienstgeschäfts dienstlich an-
gemietet werden. Für ohnehin durch die Dienstreisende oder
den Dienstreisenden privat genutzte Miet- oder Leasingfahr-
zeuge, die auch für Dienstreisen genutzt werden, gelten die
Entschädigungsregelungen des § 5; vgl. hierzu Nummer 5.1.2.

3.2.2 Dienstliche Gründe für die Anmietung eines Mietwa-
gens liegen vor, wenn

— zur Erledigung des Dienstgeschäfts regelmäßig verkehren-
de Beförderungsmittel nicht genutzt werden können oder
dies unter Berücksichtigung der Gesamtumstände aus dienst-
lichen Gründen nicht zweckmäßig ist und deshalb ein
Kraftfahrzeug benutzt werden muss,

— ein Dienstkraftfahrzeug nicht zur Verfügung steht und

— die Benutzung eines Taxis unter Berücksichtigung von be-
triebswirtschaftlichen Aspekten nicht kostengünstiger wäre.

Es müssen alle vorstehenden Voraussetzungen erfüllt sein.
Grundsätzlich können nur die Kosten für die Anmietung ei-
nes Kraftfahrzeugs bis zur unteren Mittelklasse — z. B. Golf-
klasse — erstattet werden. Die Anerkennung des dienstlichen
Interesses ist in der Regel vor Antritt der Dienstreise von der
Dienststelle einzuholen. 

3.2.3 Dienstliche Gründe für eine Taxibenutzung liegen ins-
besondere vor, wenn

— dies im Einzelfall — z. B. aufgrund der Fürsorgepflicht —
geboten ist,

— regelmäßig verkehrende Beförderungsmittel nicht oder
nicht zeitgerecht verkehren,

— Fahrten zwischen 23 und 6 Uhr das Benutzen dieses Be-
förderungsmittels für den Zu- und Abgang, sowie Fahrten
am Geschäftsort notwendig machen, oder

— im Zusammenhang mit der Nutzung regelmäßig verkeh-
render Beförderungsmittel ein Frauennachttaxi in Anspruch
genommen wird.

Ortsunkundigkeit und widrige Witterungsverhältnisse allein
rechtfertigen nicht die Nutzung eines Taxis. 

3.2.4 Die Benutzung von Mietwagen oder Taxis kann im
Einzelfall auch aus zwingenden persönlichen Gründen — z. B.
aufgrund des Gesundheitszustandes — gerechtfertigt sein. Ein
Grund, der die Benutzung eines Taxis rechtfertigt, ist insbe-
sondere das Vorliegen einer außergewöhnlichen Gehbehinde-
rung — Merkzeichen aG — oder bei einem stark einge-
schränkten Sehvermögen.

3.2.5 Die Regelung des § 3 Abs. 2 beschränkt sich auf Miet-
wagen und Taxis und gilt nicht, wenn die oder der Dienstrei-
sende in einem Kraftfahrzeug einer anderen Person entgelt-
lich mitgenommen wird.
3.2.6 Liegen keine dienstlichen oder zwingenden persönli-
chen Gründe für die Benutzung eines Mietwagens oder Taxis
vor und wird eines dieser Beförderungsmittel dennoch in An-
spruch genommen, richtet sich die Kostenerstattung nach § 5
Abs. 2 — sog. kleine Wegstreckenentschädigung. In diesen
Fällen ist die Angabe der im Mietwagen oder Taxi gefahrenen
Kilometer erforderlich.

3.3 Zu Absatz 3 (Fahrtkosten bei Übernachtung in der außer-
halb des Geschäftsortes liegenden Wohnung)

3.3.1 Die Vorschrift gilt für mehrtägige Dienstreisen, bei de-
nen grundsätzlich ein Verbleiben am Geschäftsort vorgesehen
ist, die oder der Dienstreisende aber in ihrer oder seiner außer-
halb des Geschäftsortes liegenden Wohnung übernachtet, an-
statt eine Unterkunft am Geschäftsort in Anspruch zu nehmen.
3.3.2 Wohnung i. S. der Vorschrift ist jede außerhalb des Ge-
schäftsortes liegende Wohnung, die der oder dem Dienstrei-
senden oder mit ihr oder ihm in häuslicher Gemeinschaft
lebenden Angehörigen gehört — z. B. auch eine Ferienwoh-
nung. Für die Bemessung der Reisekostenvergütung ist ent-
scheidend, ob die oder der Dienstreisende dort tatsächlich
übernachtet; allein die Möglichkeit einer Nutzung reicht zur
Anwendung dieser Vorschrift nicht aus.
3.3.3 Die Fahrtkosten werden für jede Hinfahrt und Rück-
fahrt aus Anlass einer Übernachtung in der Wohnung bis zur
Höhe des pauschalen Übernachtungsgeldes erstattet; zusätzli-
che Fahrten — z. B. Mittagsheimfahrten — werden nicht be-
rücksichtigt. Das heißt, bei einer zweitägigen Dienstreise mit
einer Übernachtung kommt eine Erstattung der Fahrtkosten
für eine Hinfahrt und eine Rückfahrt in Höhe von insgesamt
bis zu 20 EUR in Betracht. 
3.3.4 Die Erstattung der Fahrtkosten oder die Gewährung ei-
ner Wegstreckenentschädigung ist ausgeschlossen, wenn der
oder dem Dienstreisenden ihres oder seines Amtes wegen eine
unentgeltliche Unterkunft bereitgestellt wird und diese ohne
hinreichenden Grund nicht in Anspruch genommen wird. Ob
ein hinreichender Grund vorliegt, ist anhand der Gesamtum-
stände des Einzelfalles zu beurteilen, wobei der hinreichende
Grund — z. B. Gesundheitszustand — in der Person der oder
des Dienstreisenden liegen muss.

3.4 Zu Absatz 4 (Ausschlussgrund — unentgeltliche Beförde-
rung)

3.4.1 Dienstreisende des Polizeivollzugsdienstes haben die
Möglichkeit der Nutzung von Freifahrten durch Tragen der
Uniform grundsätzlich zu nutzen, es sei denn, es bestehen
Hinderungsgründe. Hinderungsgründe liegen vor, wenn
— das Tragen der Uniform während der Dienstreise aus

dienstlichen Gründen nicht in Betracht kommt, oder
— die Nutzung eines anderen Beförderungsmittels aus dienst-

lichen Gründen geboten ist — z. B. bei Überstellungs- und
Begleitfahrten oder bei der Mitnahme von dienstlichen
Ausrüstungsgegenständen, die im Fall eines Einsatzes im
Beförderungsmittel unbeaufsichtigt zurückgelassen wer-
den müssten.

3.4.2 Die oder der Dienstreisende hat keinen Anspruch auf
Erstattung von Fahrtkosten, wenn sie oder er z. B. privat oder
dienstlich beschaffte Fahrkarten, Netz- oder Zeitkarten, Job-
tickets oder Fahrausweise für schwerbehinderte Menschen
nicht nutzt. 

Zu § 4 — Kostenerstattung für den Erwerb von BC, Netzkarten und
Zeitkarten —

4. § 4 regelt die Kostenerstattung für den Erwerb von BC,
Netzkarten und Zeitkarten.
4.1 Dienstreisende sind — unabhängig von eventuellen Kos-
tenerstattungen — aufgrund des Dienst- und Treueverhältnis-
ses verpflichtet, privat beschaffte Fahrausweise für Dienstrei-
sen und für andere Reisen mit grundsätzlichem Erstattungs-
anspruch einzusetzen. 
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4.2 Anschaffungskosten für nicht dienstlich und somit aus
persönlichen Gründen erworbene BC werden auf Antrag der
oder des Dienstreisenden erstattet, wenn sie sich vollständig
für dienstliche Fahrten amortisiert haben. Dies gilt auch für
sonstige aus persönlichen Gründen angeschaffte Netz- und
Zeitkarten. Bei der Prüfung der Amortisation ist auch der ggf.
entgangene GKR zu berücksichtigen. 

4.3 Die Erstattung von aus persönlichen Gründen ange-
schafften BC kommt nur bis zur Höhe der Anschaffungskos-
ten einer BC für die Nutzung der niedrigsten Beförderungs-
klasse in Betracht, es sei denn, es liegt ein Fall des § 4 Satz 3
vor.

Zu § 5 — Wegstreckenentschädigung —

5. § 5 regelt die Gewährung einer Wegstreckenentschädigung.

5.1 Zu Absatz 1 (Gewährung einer Wegstreckenentschädigung)

5.1.1 Mit der Gewährung einer Wegstreckenentschädigung
nach § 5 sind auch die Kosten für die Mitnahme weiterer
Dienstreisender sowie die Mitnahme von dienstlichem und
persönlichem Gepäck abgegolten. Im Hinblick auf im Scha-
densfall entstehende Ansprüche auf Sachschadenhaftung wird
auf die jeweils hierfür geltenden Bestimmungen verwiesen.

5.1.2 Voraussetzung für den Anspruch auf eine Wegstrecken-
entschädigung ist, dass die oder der Dienstreisende das Beför-
derungsmittel selbst fährt oder sie oder er von einer anderen
Person ohne eigenen Anspruch auf Reisekostenvergütung
nach den Vorschriften eines öffentlich-rechtlichen Dienst-
herrn mitgenommen wird. Die oder der Dienstreisende muss
nicht Eigentümerin oder Eigentümer des Beförderungsmittels
oder Versicherungsnehmerin oder Versicherungsnehmer, der
für das Beförderungsmittel abgeschlossenen Haftpflichtversi-
cherung sein. Wegstreckenentschädigung wird auch gewährt
bei der Benutzung von Miet- oder Leasingfahrzeugen und Ta-
xis, für die eine Kostenerstattung nach § 3 Abs. 2 nicht in Be-
tracht kommt; vgl. hierzu auch Nummer 3.2.1.

5.1.3 Für die Berechnung der Wegstreckenentschädigung ist
die verkehrsübliche Straßenverbindung maßgeblich. Längere
Strecken werden berücksichtigt, wenn sie insbesondere auf-
grund der Verkehrsverhältnisse — z. B. Stau — oder aus
Gründen der Zeitersparnis benutzt wurden. Wegstreckenent-
schädigung wird auch für dienstliche Fahrten am Geschäftsort
einschließlich der Fahrten zu und von der Unterkunft ge-
währt.

5.2 Zu Absatz 2 (sog. kleine Wegstreckenentschädigung)

5.2.1 Die sog. kleine Wegstreckenentschädigung ist auf ei-
nen Höchstbetrag von 100 EUR je Dienstreise begrenzt, folg-
lich wird eine Gesamtstrecke — Hin- und Rückfahrt — von
insgesamt 500 km abgedeckt. Wird nur eine Fahrt — z. B. Hin-
fahrt — mit dem Kraftfahrzeug durchgeführt und die andere
Fahrt mit regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln, hal-
biert sich der Höchstbetrag entsprechend auf 50 EUR. Für
über den Höchstbetrag hinausgehende Fahrtkosten ist die Ge-
währung einer Wegstreckenentschädigung nach dieser Vor-
schrift ausgeschlossen.

5.2.2 Benutzt die oder der Dienstreisende für Fahrten zum
und vom Bahnhof, Flughafen oder zur und von der (nächstge-
legenen) Bus- und Straßenbahnhaltestelle einen Kraftwagen,
wird grundsätzlich eine Wegstreckenentschädigung nach § 5
Abs. 2 gewährt, es sei denn, es liegt ein Ausnahmetatbestand
der Nummer 5.3.3 vor. Zudem wird in den Fällen, in denen
die oder der Dienstreisende mit einem Kraftfahrzeug zum
Bahnhof oder Flughafen oder zur und von der (nächstgelege-
nen) Bus- und Straßenbahnhaltestelle gefahren oder abgeholt
wird — sog. Leerfahrten — eine Wegstreckenentschädigung
nach § 5 Abs. 2 gewährt.

5.3 Zu Absatz 3 (sog. große Wegstreckenentschädigung)

5.3.1 Die Entscheidung über das Vorliegen eines erhebli-
chen dienstlichen Interesses an der Benutzung eines Kraftwa-
gens ist im Einzelfall zu treffen und die Feststellung hierüber
erfolgt grundsätzlich im Rahmen der Anordnung oder Geneh-
migung. Abweichend von der Einzelfallentscheidung kann

für bestimmte regelmäßig wiederkehrende Dienstgeschäfte
oder für abgrenzbare Gruppen von Dienstreisenden — z. B.
für Beamtinnen und Beamte im Außendienst — das Vorliegen
des erheblich dienstlichen Interesses auch allgemein festge-
stellt werden. 
5.3.2 Ein erhebliches dienstliches Interesse an der Benutzung
eines Kraftwagens liegt vor, wenn
— das Dienstgeschäft andernfalls nicht durchgeführt werden

kann, oder
— die Benutzung eines Kraftwagens nach der Art des Dienst-

geschäfts notwendig ist und die Benutzung eines Dienst-
kraftfahrzeugs nicht in Betracht kommt. 

Kommt die Benutzung eines Dienstkraftfahrzeugs nicht in Be-
tracht, liegen die Voraussetzungen nach Satz 1 insbesondere
vor, wenn
— das Dienstgeschäft bei Nutzung von regelmäßig verkehren-

den Beförderungsmitteln nicht durchgeführt werden kann
oder ein solches nicht zur Verfügung steht,

— ein Diensthund mitzunehmen ist,
— schweres — mindestens 25 kg — und/oder sperriges Dienst-

gepäck — kein persönliches Reisegepäck — mitzuführen ist,
— das Mitführen eines Kraftfahrzeuganhängers dienstlich an-

geordnet ist — vgl. hierzu auch Nummer 5.3.1,
— die Benutzung eines Kraftwagens es ermöglicht, an einem

Tag Dienstgeschäfte an verschiedenen Stellen durchzufüh-
ren, die bei Nutzung regelmäßig verkehrender Beförde-
rungsmittel in dieser Zeit nicht erledigt werden könnten,

— eine außergewöhnliche Gehbehinderung — Merkzeichen
aG — vorliegt,

— die Dienstreise unter Berücksichtigung betriebswirtschaft-
licher Aspekte kostengünstiger als mit regelmäßig verkeh-
renden Beförderungsmitteln durchgeführt werden kann.
Teilaspekte hierbei können u. a. die Mitnahme von Beam-
tinnen und Beamten desselben Dienstherrn, die Vermei-
dung von zusätzlichen Kosten — z. B. weitere Tage- oder
Übernachtungsgelder — und die deutliche Reduzierung
der Abwesenheitszeiten sein. 

Ein erhebliches dienstliches Interesse kann auch angenom-
men werden, wenn der Nachweis erbracht wird, dass durch
die regelmäßige Benutzung von privaten Kraftwagen auf die
Beschaffung von Dienstkraftfahrzeugen — Kauf oder Leasing
— dauerhaft verzichtet werden kann.
5.3.3 Benutzt die oder der Dienstreisende für Fahrten zum
und vom Bahnhof oder Flughafen einen Kraftwagen, kann ein
erhebliches dienstliches Interesse für diese Fahrten festgestellt
werden, wenn die Benutzung von regelmäßig verkehrenden
Beförderungsmitteln für diese Teilstrecke nicht möglich oder
nicht zumutbar ist. Letzteres kann insbesondere vorliegen,
wenn
— der Gesundheitszustand der oder des Dienstreisenden die

Benutzung des Kraftwagens erfordert oder
— durch die Benutzung des Kraftwagens ein Beginn der

Dienstreise vor 6 Uhr oder ein Ende der Dienstreise nach
24 Uhr vermieden werden kann.

Satz 1 erfasst auch die Fahrten zu und von der (nächstgelege-
nen) Bus- und Straßenbahnhaltestelle. Zudem wird für sog.
Leerfahrten eine Wegstreckenentschädigung nach § 5 Abs. 2
gewährt; vgl. hierzu Nummer 5.2.2 Satz 2.

5.4 Zu Absatz 4 (Wegstreckenentschädigung für das Mitfüh-
ren von Anhängern)

Die Gewährung eines Zuschlages zur Wegstreckenentschä-
digung für das Mitführen eines Kraftfahrzeuganhängers oder
eines Pferdeanhängers nach § 5 Abs. 4 Satz 1 setzt die Fest-
stellung des erheblichen dienstlichen Interesses an der Benut-
zung eines Kraftwagens nach Absatz 3 voraus. Durch das dienst-
lich angeordnete Mitführen eines Anhängers erhöht sich die
Wegstreckenentschädigung nach Absatz 3; z. B. bei Benut-
zung eines Kraftwagens und Mitführung eines privaten Pfer-
deanhängers auf insgesamt 0,50 EUR je Kilometer zurück-
gelegter Strecke.
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5.5 Zu Absatz 5 (Wegstreckenentschädigung für das Benutzen
eines Fahrrades)

Benutzt die oder der Dienstreisende ein privates Fahrrad
wird eine Wegstreckenentschädigung in Höhe von 0,05 EUR
je Kilometer zurückgelegter Strecke gewährt. Als Fahrräder
gelten auch Fahrräder mit Elektroantrieb, die nach § 1 Abs. 3
StVG keine Kraftfahrzeuge sind. Mit der Pauschale sind sämt-
liche Kosten abgegolten, höhere Kosten werden nicht erstattet.

5.6 Zu Absatz 6 (Wegstreckenentschädigung bei Übernach-
tung in der außerhalb des Geschäftsortes liegenden Woh-
nung)

Nummer 3.3 gilt entsprechend.

5.7 Zu Absatz 7 (Ausschlussgründe)

5.7.1 Wird ein unentgeltlich zur Verfügung gestelltes Dienst-
fahrzeug ohne hinreichenden Grund nicht benutzt, besteht
kein Anspruch auf Wegstreckenentschädigung.

5.7.2 Bei Bildung einer Fahrgemeinschaft mit mehreren
Dienstreisenden kann die Wegstreckenentschädigung insge-
samt für die gemeinsam zurückgelegte Strecke nur einer oder
einem Dienstreisenden gewährt werden. 

Zu § 6 — Kostenerstattung für Heimfahrten —

6. § 6 regelt die Kostenerstattung für Heimfahrten.

Wird eine Heimfahrt an einen anderen Ort als den Wohnort
durchgeführt, werden höchstens die Kosten erstattet, die bei
einer Heimfahrt zur Wohnung erstattungsfähig wären. 

Zu § 7 — Tagegeld, Aufwandsvergütung für Verpflegung —

7. § 7 regelt die Gewährung von Tagegeld und die Gewäh-
rung einer Aufwandsvergütung für Verpflegung.

7.1 Zu Absatz 1 (Höhe des Tagegeldes)

7.1.1 Die Regelung stellt bezüglich des bei Dienstreisen un-
terstellten und damit erstattungsfähigen Verpflegungsmehr-
aufwands auf die für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in Fällen der Abwesenheit von der Wohnung oder der
ersten Tätigkeitsstätte — Dienststätte — steuerlich abzugsfä-
higen Verpflegungspauschalen gemäß § 9 Abs. 4 a Sätze 1 bis 4
EStG ab.

7.1.2 Für das Tagegeld an den An- und Abreisetagen kommt
es nicht auf eine Mindestabwesenheitszeit an. 

7.1.3 Je Kalendertag kann ein Anspruch auf nur eine Tage-
geldpauschale entstehen. Wird an einem Kalendertag sowohl
eine mehrtägige Dienstreise beendet, als auch eine weitere
Dienstreise begonnen, wird für diesen Kalendertag nur eine
Tagegeldpauschale in Höhe von 12 EUR gewährt.

7.1.4 Durch die Pauschalbeträge sind sämtliche Verpfle-
gungsmehraufwendungen abgegolten, der Einzelnachweis
von Verpflegungskosten — z. B. durch Bewirtungsnachweis
— berechtigt daher nicht zur Erstattung höherer Beträge.

7.1.5 Führt die oder der Dienstreisende ein nächtliches
Dienstgeschäft ohne Übernachtung durch und endet die
Dienstreise nach 24 Uhr, sind die Abwesenheitszeiten zusam-
menzurechnen. Die Abwesenheitszeiten werden in diesem
Fall für den Kalendertag berücksichtigt, an dem die oder der
Dienstreisende den überwiegenden Teil der insgesamt mehr
als acht Stunden abwesend sind.

7.1.6 In einem Umkreis von 2 km von der Dienststätte und
der Wohnung kann davon ausgegangen werden, dass die dort
vorhandenen Möglichkeiten für eine kostengünstige Verpfle-
gung bekannt sind, sodass keine Mehraufwendungen für Ver-
pflegung entstehen. Ein Anspruch auf Tagegeld ist daher so-
wohl für die Dauer der Erledigung eines Dienstgeschäfts in-
nerhalb des Zwei-Kilometer-Radius ausgehend von der Ein-
gangstür des Wohnhauses, als auch ausgehend von der Ein-
gangstür der Dienststätte ausgeschlossen. Hierbei ist unerheb-
lich, an welchem der beiden Orte die Dienstreise beginnt und
endet. Die konkret zurückgelegte Fahrtstrecke oder notwendi-
ge Umwege, die sich z. B. aufgrund der Wahl des Beförde-
rungsmittels ergeben und für die Berechnung der Höhe der
Wegstreckenentschädigung herangezogen werden, haben auf

die Ermittlung des Tagegeldanspruchs keinen Einfluss. Auch
wenn ein innerhalb des Zwei-Kilometer-Radius befindliches
Ziel mit einem Kraftfahrzeug oder mit regelmäßig verkehren-
den Beförderungsmitteln angefahren wird und hierdurch ein
Umweg zurückgelegt werden muss, der zu einer zurückzule-
genden Strecke von mehr als 2 km führt, ist der Ausschluss-
tatbestand des § 7 Abs. 1 Satz 4 erfüllt.

7.2 Zu Absatz 2 (Verminderung des Tagegeldes bei längerem
Aufenthalt am Geschäftsort)

7.2.1 Die Vorschrift findet Anwendung bei Dienstreisen mit
längerem — in der Regel ununterbrochenem — Aufenthalt an
demselben auswärtigen Geschäftsort. Die Bestimmung unter-
stellt, dass es Dienstreisenden nach Ablauf einer gewissen
Zeit durch bessere Kenntnis der örtlichen Situation möglich
ist, die Mehraufwendungen für Verpflegung zu verringern.
Das Tagegeld wird daher ab dem 15. Tag des Aufenthalts auf
50 % der Verpflegungspauschale ermäßigt. 
7.2.2 Die Ermäßigung gilt nur für volle Kalendertage des
Aufenthalts an demselben auswärtigen Geschäftsort, d. h.
zum Aufenthalt am Geschäftsort zählen alle Tage zwischen
dem Anreisetag und dem Abreisetag. Die Dauer der Dienst-
reise wird durch eine Zwischendienstreise oder ein Verlassen
des Geschäftsortes aus persönlichen Gründen nicht unterbro-
chen. Im Übrigen hat die Behörde z. B. bei Urlaub oder Krank-
heit zu prüfen, ob es zweckmäßig ist, die Beendigung der
Dienstreise anzuordnen. In diesem Fall beginnt die vierzehn-
tägige Frist mit dem Tag der Rückkehr an denselben Ge-
schäftsort von neuem. 
7.2.3 Besondere Fälle i. S. des § 7 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2
liegen vor, wenn wegen der Art des Dienstgeschäfts die not-
wendigen Mehraufwendungen für Verpflegung nicht aus dem
ermäßigten Tagegeld bestritten werden können. 
7.2.4 Für den Tag der Heimfahrt wird Tagegeld bis zur An-
kunft an der Wohnung, für den Tag der Rückreise an den Ge-
schäftsort ab dem Zeitpunkt des Verlassens der Wohnung
gewährt. Gleiches gilt in den Fällen, in denen die oder der
Dienstreisende in ihrer oder seiner außerhalb des Geschäftsor-
tes gelegenen Wohnung, von der sie oder er regelmäßig ihren
oder seinen Dienst antritt, übernachtet.

7.3 Zu Absatz 3 (Verminderung des Tagegeldes bei unentgelt-
licher Verpflegung)

7.3.1 Eine Verpflegung wird unentgeltlich gewährt, wenn
der oder dem Dienstreisenden keine Kosten dafür entstehen.
Des Amtes wegen wird Verpflegung gewährt, wenn die oder
der Dienstreisende sie ihrer oder seiner Stellung oder Tätig-
keit wegen und somit aus anderen als persönlichen Gründen
— also z. B. nicht von Verwandten oder Bekannten — erhal-
ten hat. Das Tagegeld ist auch dann zu kürzen, wenn die Ver-
pflegung von einem anderen Dienstherrn oder von privater
Seite aus anderen als persönlichen Gründen zur Verfügung
gestellt wird.
7.3.2 Ein Einbehalt für unentgeltlich zur Verfügung gestellte
Verpflegung erfolgt, wenn es sich im Einzelnen um vollwerti-
ge Mahlzeiten handelt — hierunter fallen auch Kantinen- oder
Gemeinschaftsverpflegungen oder die Verpflegung im Flug-
zeug im Zusammenhang mit der Beförderung — und die je-
weilige Hauptmahlzeit ein ebenfalls unentgeltlich zur
Verfügung gestelltes Getränk umfasst. Diese Anforderung ist
auch dann erfüllt, wenn z. B. Trinkwasser, Mineralwasser
oder Tee aus Spendern oder Karaffen angeboten wird. Auch
ein zur Verfügung gestellter Snack oder Imbiss — z. B. belegte
Brötchen, Kuchen und Obst —, der während einer Dienstreise
gereicht wird, kann eine Mahlzeit sein, die zur Kürzung des
Tagegeldes führt. Es kommt nicht darauf an, ob die Mahlzeit
zu einer allgemein üblichen Essenszeit eingenommen wird,
sondern vielmehr darauf an, ob die zur Verfügung gestellte
Verpflegung an die Stelle einer der Hauptmahlzeiten (Früh-
stück, Mittagessen oder Abendessen) tritt. Die Gestellung von
Aufmerksamkeiten führt nicht zu einem Einbehalt vom zuste-
henden Tagegeld, hierzu gehören z. B. Kaffee und Gebäck an-
lässlich dienstlicher Besprechungen oder Salzgebäck, Schoko-
waffeln, Müsliriegel oder vergleichbare Snacks, die auf inner-
deutschen Flügen oder Kurzstreckenflügen gereicht werden. 
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7.3.3 Werden Hotelkosten einschließlich Verpflegungskos-
ten — z. B. Frühstück — als Übernachtungsgeld erstattet, so
ist eine entsprechende Kürzung des Tagegeldes nach § 7 Abs. 3
vorzunehmen; vgl. hierzu Nummer 8.1.3.
7.3.4 Die für den Einbehalt maßgeblichen Pauschalbeträge
berechnen sich vom zustehenden Tagegeld für einen vollen
Kalendertag:
— Frühstück 20 % (20 % von 24 EUR = 4,80 EUR)
— Mittagessen 40 % (40 % von 24 EUR = 9,60 EUR)
— Abendessen 40 % (40 % von 24 EUR = 9,60 EUR)

Diese Pauschalbeträge sind auch dann maßgebend, wenn die
für die Mahlzeit in Rechnung gestellten Beträge den jeweili-
gen Pauschalbetrag unterschreiten, z. B. bei einem sog. Ex-
pressfrühstück, für das weniger als 4,80 EUR in Rechnung
gestellt werden. Wird ein ermäßigtes Tagegeld nach § 7 Abs. 2
gewährt, so berechnet sich der für den Einbehalt maßgebliche
Pauschalbetrag von dem zustehenden ermäßigten Tagegeld,
d. h. für ein Frühstück beträgt dieser Einbehalt 20 % von 12 EUR
= 2,40 EUR und für ein Mittagessen oder Abendessen 40 %
von 12 EUR = 4,80 EUR.

7.3.5 Tagegelder sind nicht auf Beträge von unter 0 EUR zu kürzen, sodass bei Dienstreisen bis zu 14 Tagen Dauer Tagegelder in
folgender Höhe zustehen:

7.3.6 Der Einbehalt ist auch dann vorzunehmen, wenn die
oder der Dienstreisende ohne hinreichenden Grund eine un-
entgeltliche Verpflegung nicht in Anspruch nimmt. Der hin-
reichende Grund kann dienstlicher oder persönlicher Art —
z. B. Notwendigkeit von Diätverpflegung aus gesundheitlichen
Gründen — sein, nicht jedoch unangemessene Ansprüche an
die Verpflegung.
7.3.7 Zur lohnsteuerlichen Behandlung der Mahlzeitenge-
stellung nach der Reform des steuerlichen Reisekostenrechts
siehe BMF-Schreiben vom 24. 10. 2014 (BStBl I S.1412).

7.4 Zu Absatz 4 (Aufwandsvergütung für Verpflegung)
7.4.1 Eine Aufwandsvergütung kann in Fällen festgesetzt
werden, in denen nach der Art des Dienstgeschäfts regelmäßig
von allgemein geringeren Mehraufwendungen für Verpfle-
gung ausgegangen werden kann. Erfahrungswerte hierzu kön-
nen insbesondere aus der Auswertung geeigneter Dienstreisen
über einen längeren Zeitraum gewonnen werden. Geringfü-
gige Abweichungen in Höhe von bis zu 10 % führen in der
Regel nicht zu einer Neufestsetzung der Aufwandsvergütung. 
7.4.2 Ein geringerer Mehraufwand für Verpflegung kann
sich aufgrund der Art des Dienstgeschäfts oder durch die Art
der Ausführung der Dienstreisen ergeben. Der geringere Auf-
wand kann sich insbesondere daraus ergeben, dass
— regelmäßige Dienstreisen an den gleichen Geschäftsort

oder in ein gleich bleibendes Gebiet durchgeführt werden
oder

— an einer Gemeinschaftsverpflegung teilgenommen wird.

Zu § 8 — Übernachtungsgeld, Aufwandsvergütung für Übernachtung —

8. § 8 regelt die Gewährung von Übernachtungsgeld und die
Gewährung einer Aufwandsvergütung für Übernachtung.

8.1 Zu Absatz 1 (Höhe des Übernachtungsgeldes)
8.1.1 Übersteigen die Übernachtungskosten den Grenzbe-
trag von 80 EUR, ist die Unvermeidbarkeit der entstandenen
Kosten zu begründen. Unvermeidbar sind Übernachtungskos-
ten z. B. dann, wenn kein anderes zumutbares preiswerteres
Hotelzimmer buchbar gewesen ist oder zur Erledigung des
Dienstgeschäfts zwingend ein bestimmtes Hotel zu nutzen ist;
z. B. ein Tagungshotel. 
8.1.2 Sind Übernachtungskosten bereits im Genehmigungs-
verfahren als unvermeidbar anerkannt worden, bedarf es im
Rahmen der Reisekostenabrechnung keiner erneuten Begrün-
dung für die Überschreitung des Grenzbetrages, es sei denn,
die Dienstreise wurde nicht entsprechend der Angaben im Ge-
nehmigungsverfahren durchgeführt. Dies gilt auch, wenn die
Dienststelle oder ein von dort beauftragtes Reisebüro die Zim-
merreservierung durchführt oder die oder der Dienstreisende
Zimmer aus einem von der Dienststelle herausgegebenen Ho-
telverzeichnis bucht.

8.1.3 Hotelkosten, die die Kosten des Frühstücks einschlie-
ßen, können unter Beachtung des § 7 Abs. 3 einheitlich als
Übernachtungsgeld erstattet werden, wenn von einer Arbeit-
geberveranlassung im lohnsteuerlichen Sinne ausgegangen
werden kann. In welchen Fällen von einer Arbeitgeberveran-
lassung im lohnsteuerlichen Sinn ausgegangen werden kann,
ergibt sich aus Rz. 64 des BMF-Schreibens vom 24. 10. 2014
(BStBl I S. 1412). Beinhaltet der Zimmerpreis neben dem
Frühstück weitere Verpflegungskosten — sog. Halb- oder Voll-
pension —, kann dieser bei Vorliegen der Arbeitgeberveran-
lassung ebenfalls unter Beachtung des § 7 Abs. 3 einheitlich
als Übernachtungskosten erstattet werden. Damit eine sog. ar-
beitgeberveranlasste Buchung mit der Rechnung dokumen-
tiert wird, ist es zwingend erforderlich, dass die Hotelrech-
nung auf die Dienststelle ausgestellt ist und dort die oder der
Dienstreisende nur als Übernachtungsgast benannt wird. Be-
rechnet ein Hotel z. B. für eine Übernachtung 89 EUR ein-
schließlich der Kosten für das Frühstück in Höhe von 9 EUR
und eine Arbeitgeberveranlassung liegt vor, so sind die Hotel-
kosten in Höhe von 89 EUR insgesamt als Übernachtungskos-
ten erstattungsfähig und das Tagegeld wird um 4,80 EUR ge-
kürzt; vgl. hierzu Nummer 7.3.4. Liegt eine Arbeitgeberveran-
lassung nicht vor, so sind die Übernachtungskosten in Höhe
von 80 EUR als Übernachtungsgeld erstattungsfähig und die
Kosten für das Frühstück sind mit dem zu gewährenden Tage-
geld abgegolten.
8.1.4 Bei gemeinsamer Übernachtung mehrerer Dienstrei-
sender in einem Mehrbettzimmer, sind die Übernachtungs-
kosten auf die Dienstreisenden aufzuteilen. Dies gilt auch
dann, wenn die oder der Dienstreisende mit einer oder mehre-
ren nicht erstattungsberechtigten Personen in einem Zimmer
übernachtet.
8.1.5 Die Kosten der Unterkunft werden im Regelfall der
oder dem Dienstreisenden erstattet und nicht dem Hotel. Die
Möglichkeit der Dienststelle, die Unterkunftskosten aus be-
sonderem Grund — z. B. zur Erlangung preisgünstigerer Kon-
ditionen — direkt mit dem Hotel oder der Veranstalterin oder
dem Veranstalter abzurechnen, bleibt hiervon unberührt.
8.1.6 Die Unterkunft muss angemessen und zumutbar sein.
Ein einfaches Hotelzimmer erfüllt dieses Kriterium. In Be-
tracht kommen aber auch Unterkünfte in verwaltungseigenen
Aus- und Fortbildungsstätten oder Gästezimmer von Landes-
dienststellen.
8.1.7 Wird der oder dem Dienstreisenden ein Gästezimmer
von einer anderen Stelle als einer Landesdienststelle entgelt-
lich zur Verfügung gestellt und die Nutzung des Gästezim-
mers ohne hinreichenden Grund abgelehnt und eine andere
Unterkunft gewählt, so wird höchstens der Betrag als Über-
nachtungsgeld erstattet, der sonst von der oder dem Dienstrei-
senden für das nicht in Anspruch genommene Gästezimmer
zu zahlen gewesen wäre. 

Anspruch auf Tagegeld
nach § 7 Abs. 1

Anspruch auf Tagegeld nach § 7 Abs. 1 i. V. m. Abs. 3 bei unentgeltlich gewährtem

Frühstück Mittag-
oder Abendessen

Frühstück
und Mittagessen

Mittag-
und Abendessen

Frühstück, Mittag-
und Abendessen

24,00 EUR 19,20 EUR 14,40 EUR 9,60 EUR 4,80 EUR 0,00 EUR

12,00 EUR 7,20 EUR 2,40 EUR 0,00 EUR 0,00 EUR 0,00 EUR
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8.1.8 Ein pauschales Übernachtungsgeld wird gewährt,
wenn kein Nachweis vorgelegt wird und kein Ausschluss-
grund nach § 8 Abs. 2 greift. In diesen Fällen — z. B. Über-
nachtung bei einem Familienangehörigen — wird unterstellt,
dass Kosten für eine Übernachtung außerhalb der Wohnung
angefallen sind, die 20 EUR nicht übersteigen. 
8.1.9 Übernachtet die oder der Dienstreisende in einem pri-
vateigenen Wohnwagen oder Wohnmobil, wird für notwendige
Übernachtungen ein pauschales Übernachtungsgeld gewährt.
Die für das Abstellen des Wohnwagens oder Wohnmobils an-
fallenden Stellplatzgebühren, sind als sonstige Kosten berück-
sichtigungsfähig; vgl. hierzu Nummer 9.2. Anfallende weitere
Nebenkosten der Übernachtung — z. B. Gebühren für die Be-
nutzung von sanitären Anlagen oder Kosten für die Reinigung
des Schlafbereichs —, sind mit der Übernachtungspauschale
abgegolten. Ist der Wohnwagen oder das Wohnmobil dauer-
haft auf einem Campingplatz abgestellt, findet, abweichend
von den Sätzen 1 bis 3, die Regelung des § 3 Abs. 3 Anwen-
dung.
8.1.10 Übernachtungsgeld wird nicht bei Erledigung nächt-
licher Dienstgeschäfte gewährt, wenn Art und Zweck des
Dienstgeschäfts die Nutzung einer Unterkunft ausschließen
— z. B. Nachtfahrten, Nachtkontrollen, Schichtdienst; in die-
sen Fällen liegt keine Übernachtung i. S. des § 8 vor.

8.2 Zu Absatz 2 (Ausschlussgründe) 
8.2.1 Sind Kosten für das Benutzen von Schlafwagen oder
Schiffskabinen im Rahmen der Fahrtkosten zu erstatten, wird
für dieselbe Nacht Übernachtungsgeld nur gewährt, wenn die
oder der Dienstreisende wegen der frühen Ankunft oder spä-
ten Abfahrt des Beförderungsmittels eine zusätzliche Unter-
kunft in Anspruch nimmt oder beibehalten muss. Dies gilt
entsprechend, wenn bei der Benutzung von Beförderungsmit-
teln i. S. des § 8 Abs. 2 Nr. 1 eine zusätzliche Übernachtung
erforderlich wird.
8.2.2 Übernachtet die oder der Dienstreisende in einem pri-
vateigenen Wohnwagen oder Wohnmobil gilt der Wohnwa-
gen oder das Wohnmobil für die Dauer einer notwendigen
Übernachtung nicht als Beförderungsmittel.
8.2.3 Führt eine Beamtin oder ein Beamter des Landes eine
Dienstreise zu einer niedersächsischen Landesdienststelle mit
Gästezimmern durch, so wird das Gästezimmer des Amtes
wegen unentgeltlich bereitgestellt. Dies hat zur Folge, dass kein
Übernachtungsgeld zu gewähren ist. Das gilt auch, wenn die
oder der Dienstreisende das Gästezimmer ohne hinreichenden
Grund nicht in Anspruch nimmt. Auch ein Gästezimmer, das
nicht mit einer üblichen Hotelunterkunft vergleichbar ist —
z. B. bei Unterbringung in einer Justizvollzugsanstalt, einer
Schule oder Lehrgangsstätte — erfüllt grundsätzlich den Aus-
schlusstatbestand des § 8 Abs. 2 Nr. 3.

8.3 Zu Absatz 3 (Gewährung einer Aufwandsvergütung)
8.3.1 Nummer 7.4 gilt entsprechend.
8.3.2 Eine Aufwandsvergütung für Übernachtungskosten
kommt insbesondere bei einer Unterbringung in Einrichtun-
gen außerhalb des Hotel- und Gaststättengewerbes in Betracht.

Zu § 9 — Erstattung sonstiger Kosten —

9. § 9 regelt die Erstattung sonstiger Kosten.
9.1 Sonstige Kosten i. S. des § 9 sind solche, die unmittelbar
mit der Durchführung der Dienstreise zusammenhängen und
notwendig sind, um das Dienstgeschäft überhaupt oder unter
zumutbaren Bedingungen durchführen zu können und die
nicht bereits von § 3 oder den §§ 5 bis 8 erfasst sind. Über die
Notwendigkeit sonstiger Kosten ist unter Berücksichtigung
des Lebenssachverhalts jeweils im Einzelfall zu entscheiden.
9.2 Als sonstige Kosten kommen u. a. in Betracht
— Kosten der Gepäckversendung — ab 15 kg Handgepäck —,

-aufbewahrung und -versicherung,
— Eintrittsgelder für eine dienstlich notwendige Teilnahme

an Veranstaltungen — z. B. Ausstellungen, Messen, Tagun-
gen, Versammlungen —,

— dienstlich veranlasste Telekommunikationskosten,

— Auslandseinsatzentgelt bei Kreditkarteneinsatz für erstat-
tungsfähige Reisekosten unter Berücksichtigung des Kre-
ditkartenumrechnungskurses,

— Garagenmieten, Park- und Stellplatzgebühren, Fährkosten
und Mautgebühren
— beim Benutzen von dienstlich zur Verfügung gestellten

Kraftfahrzeugen,
— beim Benutzen von Kraftwagen, wenn an dem Benut-

zen ein erhebliches dienstliches Interesse i. S. des § 5
Abs. 3 festgestellt wurde, oder

— beim Benutzen von Mietwagen i. S. des § 3 Abs. 2,
— Park- und Stellplatzgebühren beim Benutzen von Kraft-

fahrzeugen in Fällen des § 5 Abs. 2 bis zu 5 EUR täglich,
— Kosten für erforderliche Untersuchungen — z. B. Tropen-

tauglichkeitsuntersuchung —, ärztliche Zeugnisse, Grenz-
übertritts- und Zollpapiere, Visa, notwendige Impfungen
einschließlich Sera im Zusammenhang mit Auslands-
dienstreisen.

Kann eine schwerbehinderte Beamtin oder ein schwerbehin-
derter Beamter ein Dienstgeschäft nur mit fremder Hilfe
durchführen, so sind die durch eine nicht im öffentlichen
Dienst stehende Begleitperson entstehenden Kosten entspre-
chend der Vorschriften der NRKVO zu erstatten.
9.3 Bei dienstlich bedingter Abwesenheit vom Geschäftsort
werden die notwendigen Kosten für das Beibehalten der Un-
terkunft an diesem Geschäftsort als sonstige Kosten erstattet.
9.4 Bei Nutzung eines Flugzeugs zu einem (ausländischen)
Geschäftsort können im begründeten Einzelfall die Kosten für
eine Reiserücktrittsversicherung erstattet werden; die Begrün-
dung ist dem Antrag auf Genehmigung der Dienstreise beizu-
fügen.
9.5 Als sonstige Kosten sind u. a nicht erstattungsfähig
— Kosten für Reiseausstattung — z. B. Koffer, Taschen —,
— Kosten für Tageszeitungen, Trinkgelder, (Gast-)Geschenke,
— Kosten für Unterkunftsverzeichnisse, Stadtpläne, Landkar-

ten, Navigationsgeräte,
— Kosten für Reiseversicherungen — z. B. Reiseunfallversi-

cherung, Reiserücktrittsversicherung, die nicht unter die
Nummer 9.4 fallen, Reisehaftpflichtversicherung, Flugun-
fallversicherung, Auslandskrankenversicherung —,

— Kosten für Ersatzbeschaffung, Reparatur oder Reinigung
mitgeführter Kleidung und sonstiger Gegenstände,

— Jahresgebühren für Kreditkarten,
— Kursverluste beim Verkauf ausländischer Zahlungsmittel,
— Arzt- und Arzneimittelkosten — Ausnahme siehe Num-

mer 9.2,
— Verwarnungs- und Bußgelder bei Ordnungswidrigkeiten

— z. B. bei Verstößen gegen die StVO —,
— Parkgebühren oder die Miete für einen Parkplatz an der

Dienststätte, an der die Dienstreise beginnt oder endet,
— Gebühren für die Benutzung sanitärer Anlagen — z. B. auf

Raststätten oder in Bahnhöfen,
— Kosten für die Betreuung und Pflege von Familienangehö-

rigen,
— Benzinkostenzuschüsse bei Fahrgemeinschaften; vgl. hier-

zu Nummer 5.7.2,
— wegen der Dienstreise entgangene Einnahmen — z. B. im

Rahmen einer von der Dienststelle genehmigten Nebentä-
tigkeit —,

— Kosten für Leistungen, die aufgrund der Dienstreise nicht
in Anspruch genommen werden können — z. B. entrichte-
te Kosten für den Besuch eines nicht dienstlich veranlass-
ten Kurses, es sei denn, es liegt ein Fall des § 12 Abs. 4 vor.

Zu § 10 — Tagegeld und Übernachtungsgeld bei Dienstreisen aus An-
lass einer Versetzung, einer Zuweisung, einer Abordnung oder der
Beendigung einer Abordnung —

10. § 10 regelt die Gewährung von Tagegeld und Übernach-
tungsgeld bei Dienstreisen aus Anlass einer Versetzung, einer
Zuweisung, einer Abordnung oder der Beendigung einer Ab-
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ordnung. Eine dauerhafte Umsetzung mit Wechsel der Dienst-
stätte steht der Versetzung gleich. Ist eine solche Umsetzung
nur vorübergehend, so steht sie einer Abordnung gleich. 

10.1 Zu Absatz 1 (Tagegeld für die Dienstantrittsreise bei
Maßnahmen ohne Anspruch auf Trennungsgeld)

§ 10 Abs. 1 Satz 3 stellt ein- und zweitägige Abordnungen
hinsichtlich des zu gewährenden Tagegeldes den Dienstreisen
gleich und stellt insoweit eine Ausnahme zu den Sätzen 1 und 2
dar.

10.2 Zu Absatz 2 (Tagegeld und Übernachtungsgeld für die
Dienstantrittsreise bei Maßnahmen mit Anspruch auf
Trennungsgeld)

Die Vorschrift gewährleistet, dass in den Fällen des nachfol-
genden oder vorhergehenden Anspruchs auf Gewährung von
Trennungsgeld keine Abfindungslücke entsteht und auch kei-
ne Doppelzahlung erfolgt. 

Zu § 11 — Krankheit und Tod während einer Dienstreise —

11. § 11 regelt die Gewährung von Reisekostenvergütung bei
Krankheit und Tod während der Dienstreise. 

11.1 Zu Absatz 1 (Krankheit während einer Dienstreise)
11.1.1 Bei Krankenhausaufenthalten, die voraussichtlich
länger als eine Woche dauern oder deren Dauer nicht abseh-
bar ist, ist die auswärtige Unterkunft am Geschäftsort grund-
sätzlich aufzugeben. Dies gilt entsprechend, wenn nach Been-
digung des Krankenhausaufenthalts das Dienstgeschäft vor-
aussichtlich nicht mehr fortgeführt wird. Am Aufnahme- und
Entlassungstag im Krankenhaus bereitgestellte Verpflegung
stellt keine unentgeltliche Verpflegung i. S. des § 7 Abs. 2 dar.
11.1.2 Krankheitsbedingte Aufwendungen — z. B. die Kos-
ten einer ärztlichen Behandlung, Kosten für Arzneimittel, Ret-
tungsfahrten und -flüge und sonstige Krankentransporte —
gehören nicht zu den Reisekosten.
11.1.3 Fahrtkosten für eine Besuchsreise werden im Fall ei-
ner lebensgefährlichen Erkrankung der oder des Dienstreisen-
den nur für eine Person und nur für eine Reise erstattet.

11.2 Zu Absatz 2 (Tod während einer Dienstreise)
11.2.1 In Todesfällen wird Reisekostenvergütung gewährt
für 
— die Kosten der Überführung des Leichnams vom Sterbeort

zur Beisetzungsstelle im Inland oder
— die Kosten der Überführung des Leichnams vom Sterbeort

zum nächstgelegenen Krematorium und den Transport der
Urne zur Beisetzungsstelle im Inland,

soweit nicht bereits ein Anspruch im Rahmen der Dienstun-
fallfürsorge besteht.
Weitere im Zusammenhang mit dem Todesfall stehende Kos-
ten — z. B. Kosten für das Begräbnis, die Einäscherung, den
Sarg und den Grabstein — sind nicht erstattungsfähig.
11.2.2 Die Nummern 1.14 und 19.1.4 bis 19.1.6 sind zu be-
achten.

Zu § 12 — Mit Dienstreisen verbundene private Reisen —

12. § 12 regelt die Gewährung von Reisekostenvergütung,
wenn Dienstreisen mit privaten Reisen verbunden werden.
Eine mit einer Dienstreise verbundene private Reise liegt vor,
wenn
— eine Dienstreise zeitlich und räumlich mit einer privaten

Reise verbunden und hierdurch die Reisedauer aus per-
sönlichen Gründen verlängert wird (§ 12 Abs. 1),

— eine Dienstreise aus dienstlichen Gründen an einem vor-
übergehenden Aufenthaltsort angetreten oder beendet
wird (§ 12 Abs. 2) oder

— eine private Reise aus dienstlichen Gründen wegen einer
Dienstreise vorzeitig beendet wird (§ 12 Abs. 3).

12.1 Zu Absatz 1 (Verlängerung der Reisedauer aus persönli-
chen Gründen)

12.1.1 § 12 Abs. 1 regelt die Fälle, in denen eine Dienstreise
mit einer nachfolgenden oder vorangehenden privaten Reise

verbunden wird. Dauert eine Dienstreise z. B. von Mittwoch
bis Freitag und die oder der Dienstreisende beschließt ihren
oder seinen Aufenthalt am Geschäftsort aus persönlichen
Gründen bis Sonntag zu verlängern und teilt dies im Rahmen
des Genehmigungsverfahrens der Dienststelle mit, so ist die
Reisekostenvergütung in diesem Fall begrenzt auf die Kosten,
die entstanden wären, wenn die oder der Dienstreisende di-
rekt nach Erledigung des Dienstgeschäfts am Freitag an ihren
oder seinen Wohnort zurückgekehrt wäre.
12.1.2 Die Regelung erfasst nicht die Fälle, in denen der
Aufenthalt aus dienstlichen Gründen über die Dauer des
Dienstgeschäfts hinaus verlängert wird, um z. B. erhebliche
Fahrpreisermäßigungen zu erreichen. Die Dauer der Dienst-
reise richtet sich in diesen Fällen nach der Regelvorschrift des
§ 2 Abs. 1.
12.1.3 Die Einschränkung des § 12 Abs. 1 Satz 3 berücksich-
tigt das anzunehmende erhebliche persönliche Interesse. Un-
abhängig von der Dauer des Dienstgeschäfts wird die Erstat-
tung von Fahrt- und Flugkosten oder die Gewährung einer
Wegstreckenentschädigung in diesen Fällen auf die durch das
Dienstgeschäft zusätzlich entstandenen Kosten oder Kilome-
ter begrenzt.
12.1.4 Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der eine
Dienstreise mit einer privaten Reise verbinden möchte, hat
dies der für die Anordnung oder Genehmigung der Dienstreise
zuständigen Stelle vor Antritt der Reise mitzuteilen.

12.2 Zu Absatz 2 (Antritt oder Beendigung der Dienstreise an
einem vorübergehenden Aufenthaltsort aus dienstlichen
Gründen)

12.2.1 Zu den Dienstreisen i. S. des § 12 Abs. 2 zählen sol-
che, die
— vor Beginn einer privaten Reise vom Wohn- oder Dienstort

über den Geschäftsort zum vorübergehenden Aufenthalts-
ort — z. B. Urlaubsort —,

— während einer privaten Reise vom vorübergehenden Auf-
enthaltsort zum Geschäftsort und zurück zum vorüberge-
henden Aufenthaltsort, oder

— nach Beendigung einer privaten Reise vom vorübergehen-
den Aufenthaltsort über den Geschäftsort zum Wohn- oder
Dienstort

durchgeführt werden.
Dabei tritt für die Bemessung der Dauer der Dienstreise der
vorübergehende Aufenthaltsort an die Stelle des Wohnortes
i. S. des § 2 Abs. 1.

12.3 Zu Absatz 3 (Vorzeitige Beendigung einer privaten Reise
aus dienstlichen Gründen)

12.3.1 Wird die Anwesenheit an der Dienststätte aus dienst-
lichen Gründen angeordnet, gilt die Reise vom vorübergehen-
den Aufenthaltsort zum Dienstort als Dienstreise. Für diese
Reise erhält die Beamtin oder der Beamte daher die volle Rei-
sekostenvergütung. Dies gilt auch dann, wenn vor der Rück-
kehr an den Dienst- oder Wohnort noch ein Dienstgeschäft an
einem auswärtigen Geschäftsort durchzuführen ist. Bei der
Benutzung eines Kraftwagens ist das erhebliche dienstliche
Interesse an der Benutzung des privaten Kraftwagens festzu-
stellen und es steht eine Wegstreckenentschädigung nach § 5
Abs. 3 zu.
12.3.2 Zusätzlich werden der Beamtin oder dem Beamten
die Fahrt- und Flugkosten nach § 3 für die zurückgelegte
Strecke von der Wohnung zum vorübergehenden Aufent-
haltsort — d. h. Hinfahrt einschließlich ggf. bereits absolvier-
ter Etappenfahrten, an dem die Beamtin oder der Beamte die
Anordnung erhalten hat — erstattet. Die Höhe der Kostener-
stattung richtet sich nach dem Anteil der privaten Reise, der
aus dienstlichen Gründen nicht mehr in Anspruch genom-
men werden konnte. Berücksichtigungsfähig ist hier nur die
Zeit einer privaten Reise, ein Urlaubsaufenthalt zu Hause
wird nicht mitgerechnet. Die Kosten der Hinfahrt werden in
voller Höhe erstattet, wenn die private Reise in der ersten
Hälfte abgebrochen werden musste, ansonsten zur Hälfte. Bei
der Benutzung eines Kraftwagens gilt Nummer 12.3.1 Satz 4
entsprechend. 
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12.4 Zu Absatz 4 (Kosten, die durch die Unterbrechung oder
vorzeitige Beendigung einer privaten Reise verursacht
wurden) 

12.4.1 Kosten i. S. des § 12 Abs. 4 sind insbesondere
— für einen Gesamtzeitraum zu entrichtende Unterkunfts-

kosten, Stellplatzgebühren,
— im Vorverkauf erworbene Eintrittskarten,
— Mehrfachkarten zur Benutzung von Einrichtungen am Ur-

laubsort und
— vorgebuchte Ausflugsfahrten.
Wird die private Reise nur von der Beamtin oder dem Beam-
ten abgebrochen, können nur die ihr oder ihm entstehenden
Kosten erstattet werden.
12.4.2 Begleitende Personen i. S. des § 12 Abs. 4 sind Personen,
— die an der privaten Reise der Beamtin oder des Beamten

teilnehmen und
— deren Kosten der privaten Reise die Beamtin oder der Be-

amte ganz oder teilweise trägt.
12.4.3 Für die Erstattung von Kosten für die Hin- und Rück-
fahrt begleitender Personen gilt Nummer 12.3.2 entspre-
chend. Neben den Kosten für die Rückkehr werden die Kosten
für die aufgrund der vorzeitigen Rückfahrt nicht mehr nutzba-
ren Flug- und Fahrscheine erstattet, soweit diese nicht storniert
werden können.

Zu § 13 — Nichtantritt von Dienstreisen, Dienstreisen im Rahmen
von Nebentätigkeiten —

13. § 13 regelt die Gewährung von Reisekostenvergütung bei
Nichtantritt von Dienstreisen und bei Dienstreisen im Rah-
men von Nebentätigkeiten.

13.1 Zu Absatz 1 (Nichtantritt von Dienstreisen)
13.1.1 Eine Dienstreise gilt als nicht durchgeführt, wenn sie
nicht angetreten wurde. Nach Kenntnis der Hinderungsgrün-
de hat die oder der Dienstreisende unverzüglich alle Möglich-
keiten zu ergreifen, die Kosten gering zu halten und bereits
eingegangene Verpflichtungen soweit wie möglich rückgängig
zu machen. 
13.1.2 Hinderungsgründe liegen vor, wenn eine Dienstreise
aus dienstlichen oder anderen hinreichenden Gründen, die die
oder der Dienstreisende nicht zu vertreten hat, nicht durchge-
führt werden kann. Andere hinreichende Gründe können sein
— persönliche Gründe, z. B.

— Krankheit oder Unfall der oder des Dienstreisenden,
— schwere Krankheit einer oder eines nahen Angehöri-

gen, die zum Zeitpunkt der Genehmigung der Dienst-
reise noch nicht bekannt war, und

— Gründe, die auf höherer Gewalt beruhen, z. B.
— Streik,
— Naturgewalten und
— politische Unruhen.

13.1.3 Zu den erstattungsfähigen Kosten gehören u. a.
— Kosten für die Stornierung von Flug- und Fahrscheinen so-

wie der Hotel- oder Unterkunftsreservierung,
— entrichtete Teilnahmegebühren, soweit sie nicht vom Ver-

anstalter erstattet werden.

13.2 Zu Absatz 2 (Dienstreisen im Rahmen von Nebentätig-
keiten)

13.2.1 Besteht ein Anspruch auf Erstattung der Kosten ge-
genüber einer anderen Person oder Stelle, bei der die Nebentä-
tigkeit ausgeübt wird, so gebietet der das Reisekostenrecht
beherrschende Sparsamkeitsgrundsatz des § 7 Abs. 1 LHO,
dass die oder der Dienstreisende diesen Anspruch geltend
macht. Der Anspruch gegenüber der anderen Person oder
Stelle, bei der die Nebentätigkeit ausgeübt wird, geht dem An-
spruch auf Reisekostenvergütung vor. Verzichtet die oder der
Dienstreisende auf die Kostenerstattung gegenüber der ande-
ren Person oder Stelle, führt dies zum Ausschluss derselben
Reisekostenvergütung durch die Dienststelle, es sei denn, es
liegt ein triftiger Grund für den Verzicht vor, z. B. weil der An-

spruch aus gesundheitlichen Gründen nicht geltend gemacht
werden konnte. In Fällen, in denen der Anspruch auf Reise-
kostenvergütung gegenüber der anderen Person oder Stelle
aufgrund abweichender reisekostenrechtlicher Regelungen
geringer ist, als die sich nach den Vorschriften der NRKVO er-
gebenden Reisekostenvergütung, besteht ein Anspruch auf
Reisekostenvergütung gegenüber der Dienststelle in Höhe des
Unterschiedsbetrages.
13.2.2 Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der nach
§ 71 NBG verpflichtet ist, eine Nebentätigkeit zu übernehmen
und fortzuführen — z. B. Aufsichtsratstätigkeit —, hat einen
Anspruch auf Reisekostenvergütung, soweit nicht bereits ein
Anspruch gegenüber der anderen Person oder Stelle, bei der
die Nebentätigkeit ausgeübt wird, besteht. 

Zu § 14 — Anrechnung von Leistungen, regelmäßige und gleichartige
Dienstreisen —

14. § 14 regelt die Anrechnung von Leistungen auf die Rei-
sekostenvergütung und die Gewährung einer pauschalierten
Reisekostenvergütung für regelmäßige und gleichartige Dienst-
reisen.

14.1 Zu Absatz 1 (Anrechnung von Leistungen)
14.1.1 Zu den anrechenbaren Leistungen, die die oder der
Dienstreisende ihres oder seines Amtes wegen von einer ande-
ren Person oder Stelle aus Anlass der Dienstreise erhält, gehören
— Geldbeträge — auch in Form von Rabatten, Boni, Gut-

schriften — und
— geldwerte Vorteile wie Sachleistungen oder Nutzungsbe-

rechtigungen,
die der oder dem Dienstreisenden unmittelbar oder mittelbar
zugewendet werden. Zu Letzteren gehören auch Leistungen
aus Kundenbindungsprogrammen wie Prämiensystemen —
z. B. Bonusmeilen aus einem Vielfliegerprogramm oder Bo-
nuspunkte der DB. Für bereitgestellte Mahlzeiten kommt § 7
Abs. 3 und für bereitgestellte Hotelzimmer § 8 Abs. 2 Nr. 3,
für als Entschädigungsleistung gezahlte Geldbeträge kommt
jedoch § 14 Abs. 1 zur Anwendung. 
14.1.2 Leistungen, die hingegen als Entschädigung für kör-
perlich und seelisch erlittene Beeinträchtigungen und damit
dem persönlichen Bereich der oder des Dienstreisenden zuzu-
ordnen sind, fallen nicht unter die anrechenbaren Leistungen.
Zu diesen nicht anrechenbaren Leistungen gehören grund-
sätzlich auch solche, die nach geltenden Fahrgast- oder Flug-
gastrechten gewährt werden und bei denen die persönliche
Betroffenheit überwiegt. Hierzu zählen Entschädigungen im
Zusammenhang mit
— dem Ausfall von Klimaanlagen in überhitzten Zügen und
— erheblichen Verspätungen oder Ausfällen des Beförde-

rungsmittels und daraus folgenden Konsequenzen wie
z. B. Verlängerung der Reise und andere Reisewege.

Dies gilt jedoch nicht, soweit Dienstreisende die Abweichung
von dem genehmigten Reiseverlauf durch ihre Zustimmung
— z. B. Verzicht auf Beförderung mit dem gebuchten Ver-
kehrsmittel in Fällen der Überbuchung oder des Downgra-
dings — selbst herbeigeführt haben und hierfür eine finan-
zielle Zuwendung erhalten. Von den Beförderungsunterneh-
men gewährte Unterstützungsleistungen — z. B. Gutscheine
— für Taxifahrten, Übernachtungen oder vollständige Mahl-
zeiten sind nach den Anrechnungsvorschriften in der Weise
zu berücksichtigen, dass eine Erstattung im Rahmen der Rei-
sekostenvergütung für diese Kosten nicht erfolgt, um eine
Mehrfachentschädigung zu Lasten des Dienstherrn zu vermei-
den. Ansprüche gegenüber den Beförderungsunternehmen
können nur durch die Dienstreisenden selbst geltend gemacht
werden; Rechtsbeziehungen entstehen insoweit ausschließ-
lich zwischen dem Beförderungsunternehmen und der oder
dem Dienstreisenden. 
14.1.3 Die anrechenbaren Leistungen nach § 14 Abs. 1 sind
ausschließlich für dienstliche Zwecke zu verwenden. Können
sie nicht bei derselben Dienstreise berücksichtigt werden,
sind sie bei einer späteren Dienstreise einzusetzen. Die private
Nutzung ist auch dann nicht gestattet, wenn erhaltene Ver-
günstigungen zu verfallen drohen. 
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14.2 Zu Absatz 2 (regelmäßige und gleichartige Dienstreisen)
14.2.1 Durch eine pauschalierte Reisekostenvergütung wer-
den Reisekosten für eine Vielzahl von Dienstreisen mit gleich-
artigen Dienstgeschäften pauschal erstattet. 
14.2.2 Eine pauschalierte Reisekostenvergütung kann für
die gesamte Reisekostenvergütung oder für Teile davon — z. B.
Übernachtungsgeld — festgesetzt werden. Es kann nach Wo-
chen, Monaten oder anderen Zeiträumen pauschaliert wer-
den.
14.2.3 Die Bemessung der pauschalierten Reisekostenvergü-
tung orientiert sich an den notwendigen Kosten, die Dienstrei-
senden erfahrungsgemäß zu erstatten wären, wenn sie jede
regelmäßige oder gleichartige Dienstreise gesondert abrechnen
würden. Erfahrungswerte werden üblicherweise aufgrund von
Aufzeichnungen über einen repräsentativen Zeitraum über
die im Einzelnen abgerechneten Dienstreisen gewonnen. 
14.2.4 Steht eine nach Monaten pauschalierte Vergütung
nur für einen Teil des Monats zu — z. B. bei Beginn der An-
spruch auslösenden Tätigkeit während des Monats —, ist die
Pauschvergütung zeitanteilig zu gewähren. Aus Vereinfa-
chungsgründen ist die pauschalierte Vergütung in diesen Fäl-
len wie folgt zu gewähren:
— in voller Höhe, wenn der Anspruch auf die pauschalierte

Reisekostenvergütung mindestens 15 Kalendertage besteht
und

— zur Hälfte, wenn der Anspruch weniger als 15 Kalender-
tage besteht.

14.2.5 Der Umfang der Arbeitszeit hat keinen Einfluss auf
die grundsätzliche Möglichkeit der Festsetzung einer pau-
schalierten Reisekostenvergütung, d. h. sowohl voll- als auch
teilzeitbeschäftigte Dienstreisende werden von der Vorschrift
dem Grunde nach erfasst. Der Arbeitszeitumfang kann sich je-
doch auf die Höhe der pauschalierten Reisekostenvergütung
auswirken. Bei Teilzeitbeschäftigungen kann daher unter dem
Aspekt eines spezifischen Minderaufwandes eine Differenzie-
rung der Höhe der pauschalierten Vergütung erfolgen. Ein
spezifischer Minderaufwand ist jedoch nur bei einer nach
Zeiträumen festgesetzten pauschalierten Reisekostenvergü-
tung anzunehmen, insoweit bietet sich eine anteilige Gewäh-
rung der pauschalierten Reisekostenvergütung entsprechend
des Arbeitszeitumfangs an. Auf pauschalierte Reisekostenver-
gütungen, die je Dienstreise festgesetzt wurden, hat der Ar-
beitszeitumfang hingegen keine Auswirkung, da die Höhe der
notwendigen Reisekosten in diesen Fällen bei voll- und teil-
zeitbeschäftigten Dienstreisenden vergleichbar ist. Dies be-
deutet, dass einer oder einem mit der Hälfte der regelmäßigen
Arbeitszeit beschäftigten Dienstreisenden die Hälfte einer
nach Monaten pauschalierten Reisekostenvergütung zusteht;
handelt es sich hingegen um eine pauschalierte Reisekosten-
vergütung, die je Dienstreise festgesetzt ist, besteht der volle
Anspruch auf die pauschalierten Vergütung je Dienstreise,
unabhängig vom Anteil der Arbeitszeit. 

Z w e i t e s  K a p i t e l
Auslandsdienstreisen

Zu § 15 — Fahrt- und Flugkostenerstattung bei Auslandsdienstreisen —

15. § 15 regelt die Fahrt- und Flugkostenerstattung bei Aus-
landsdienstreisen.

15.1 Zu Absatz 1 (Fahrkostenerstattung bei Auslandsdienst-
reisen)

15.1.1 Für folgende Länder des europäischen Auslands
kann davon ausgegangen werden, dass die dort eingesetzten
Beförderungsmittel im Vergleich zu den Beförderungsmitteln
im Inland keinen wesentlich niedrigeren Standard haben und
daher bei Auslandsdienstreisen in diesen Ländern nur die Er-
stattung der Kosten für das Benutzen der niedrigsten Beförde-
rungsklasse in Betracht kommt:
Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Irland, Italien —
ausgenommen südlich der Eisenbahnstrecke Rom—Pescara —,
Liechtenstein, Luxemburg, Monaco, Niederlande, Norwegen,
Österreich, Schweden, Schweiz und Vereinigtes Königreich.

15.1.2 Bei außereuropäischen Ländern und bei den nicht in
Nummer 15.1.1 genannten Ländern des europäischen Aus-
lands kann unterstellt werden, dass die Beförderungsmittel
dort im Vergleich zu den Beförderungsmitteln im Inland ei-
nen wesentlich niedrigeren Standard haben und daher die
Nutzung der höheren Beförderungsklasse gerechtfertigt ist.

15.2 Zu Absatz 2 (Flugkostenerstattung bei Auslandsdienst-
reisen)

Zwingende persönliche Gründe i. S. des § 15 Abs. 2 können
z. B. aufgrund des Gesundheitszustandes der oder des Dienst-
reisenden vorliegen.

Zu § 16 — Tagegeld und Übernachtungsgeld bei Auslandsdienst-
reisen —

16. § 16 regelt die Gewährung von Tagegeld und Übernach-
tungsgeld bei Auslandsdienstreisen.

16.1 Zu Absatz 1 (Tagegeld bei Auslandsdienstreisen)
16.1.1 Die Höhe des Tagegeldes bei Auslandsdienstreisen ist
abhängig von den wirtschaftlichen Verhältnissen in den ein-
zelnen Ländern. Die jeweils geltenden Tagegelder bei Aus-
landsdienstreisen richten sich nach § 3 Abs. 1 Satz 1 ARV und
werden vom Bundesministerium des Innern (im Folgenden:
BMI) festgesetzt. Diese Beträge sind auch für Niedersachsen
zugrunde zu legen und werden vom MF im Nds. MBl. be-
kannt gegeben. Für dort nicht aufgeführte Übersee- und Au-
ßengebiete eines Landes ist das Tagegeld des Mutterlandes
maßgebend. Für weitere nicht erfasste Gebiete oder Länder ist
das Tagegeld für Luxemburg maßgebend.
16.1.2 Wird ein ermäßigtes Tagegeld bei einer Auslands-
dienstreise gewährt, so gilt Nummer 7.3.4 Satz 3 entsprechend.

16.2 Zu Absatz 2 (Übernachtungsgeld bei Auslandsdienst-
reisen)

16.2.1 Hinsichtlich der Höhe des Übernachtungsgeldes bei
Auslandsdienstreisen gilt Nummer 16.1.1 entsprechend.
16.2.2 Bei den vom BMI festgesetzten und durch das MF im
Nds. MBl. bekannt gegebenen Übernachtungsgeldern bei Aus-
landsdienstreisen handelt es sich um Höchstbeträge, bis zu
denen Übernachtungskosten erstattet werden können. Bei nach-
gewiesenen Übernachtungskosten kommt die Gewährung ei-
nes Übernachtungsgeldes grundsätzlich nur bis zu dem
jeweiligen Höchstbetrag in Betracht. In begründeten Ausnah-
mefällen lässt § 16 Abs. 2 Satz 2 eine darüber hinausgehende
Erstattung nachgewiesener Übernachtungskosten zu. Voraus-
setzung ist, dass die Kosten unvermeidbar sind. Die Angabe
von der oder dem Dienstreisenden, die in Anspruch genom-
mene Unterkunft sei von einer oder einem Dritten — z. B. ei-
ner örtlichen Verwaltungsstelle, der deutschen Botschaft —
gebucht worden, reicht grundsätzlich als Begründung nicht aus.
Dies gilt auch für eine ohne detaillierte Angaben abgegebene
Erklärung, es habe keine preiswertere Unterkunft gegeben.
16.2.3 Die Vorschrift des § 8 Abs. 3 gilt auch für Auslands-
dienstreisen, insoweit kann in Fällen, in denen erfahrungsge-
mäß geringere Unterkunftskosten entstehen, die Festsetzung
einer Aufwandsvergütung in Betracht kommen; vgl. hierzu
Nummer 8.3.

16.3 Zu Absatz 3 (Tagegeld und Übernachtungsgeld bei Grenz-
übertritt)

Erstreckt sich eine Flugreise über mehr als zwei Kalender-
tage, ist für die Tage, die zwischen dem Tag des Abflugs und
dem Tag der Landung liegen, jeweils das Tagegeld des Abflug-
tages maßgebend, es sei denn, es liegt eine Zwischenlandung
mit Übernachtung vor.

16.4 Zu Absatz 4 (Tagegeld bei Schiffsreisen)
Bei Schiffsreisen wird kein Übernachtungsgeld gewährt, da

der Ausschlussgrund des § 8 Abs. 2 Nrn. 1 oder 5 greift.

Zu § 17 — Kostenerstattung für Heimfahrten bei Auslandsdienst-
reisen —

17. § 17 regelt die Kostenerstattung für Heimfahrten bei
Auslandsdienstreisen.

Die Höhe dieser Kostenerstattung richtet sich nach § 13
ATGV.
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Zu § 18 — Kostenerstattung für das Beschaffen klimagerechter
Bekleidung —

18. § 18 regelt die Kostenerstattung für das Beschaffen klima-
gerechter Bekleidung bei Auslandsdienstreisen.

Bei der Berechnung der Aufenthaltstage nach § 18 bleiben
die Hin- und Rückreisetage unberücksichtigt.

D r i t t e s  K a p i t e l
Verfahren

Zu § 19 — Antrag, Antragsfristen —

19. § 19 regelt das Antragsverfahren und die Antragsfristen.

19.1 Zu Absatz 1 (Antrag)
19.1.1 Reisekostenvergütung wird nur auf elektronischen
oder schriftlichen Antrag der oder des Dienstreisenden ge-
währt. In besonderen Fällen kann der Antrag auch von einer
anderen Beamtin oder einem anderen Beamten gestellt wer-
den, wenn diejenige Person hierfür durch die Dienstreisende
oder den Dienstreisenden nachweisbar bevollmächtigt wor-
den ist. Die Vollmacht ist der Abrechnungsstelle vorzulegen.
Dem Antrag ist der Nachweis der Anordnung oder der Geneh-
migung der Dienstreise beizufügen.
19.1.2 Besteht die Möglichkeit der Nutzung eines elektroni-
schen Verfahrens für die Genehmigung und Abrechnung der
Dienstreise, ist dieses zu nutzen. Wird kein elektronisches
Verfahren genutzt, sind die landeseinheitlich vom IT.N —
Zentrale Formularservicestelle — zur Verfügung gestellten
Vordrucke zu verwenden. Für Beamtinnen und Beamte mit
regelmäßigem oder erheblichem Außendienstanteil kann auf
die Verwendung des landeseinheitlichen Antragsvordrucks
verzichtet werden, wenn die Dokumentation und Genehmi-
gung der Dienstreisen auf andere Weise sichergestellt sind.
19.1.3 Im Zusammenhang mit der Erstattung von Reisekos-
ten für Einsätze und Übungen von Beamtinnen und Beamten
im Polizeivollzugsdienst und der dem Polizeivollzugsdienst
zur Erfüllung ihrer Aufgaben zugewiesenen Beamtinnen und
Beamten reicht ein Erstattungsantrag von einer von der
Dienststelle autorisierten Person für alle teilnehmenden Be-
amtinnen und Beamten einer Einheit aus.
19.1.4 Erbinnen und Erben haben im Rahmen der Antrag-
stellung in geeigneter Weise — in der Regel durch Vorlage des
Erbscheins — den Nachweis zu führen, dass sie Erbin oder
Erbe der oder des Verstorbenen sind. Zum Nachweis der Erb-
folge reicht anstelle eines Erbscheins auch eine beglaubigte
Kopie der vom Nachlassgericht eröffneten letztwilligen Verfü-
gung nebst Eröffnungsprotokoll aus, wenn es sich um ein no-
tarielles Testament oder einen Erbvertrag handelt, in dem die
Erbinnen oder Erben genau bezeichnet sind.
19.1.5 In Fällen von Erbengemeinschaften ist die Reisekos-
tenvergütung nach § 2039 BGB an alle Erbinnen und Erben
gemeinschaftlich zu leisten. Die Auszahlung der Reisekosten-
vergütung hat daher grundsätzlich auf ein gemeinsames Konto
der Erbengemeinschaft zu erfolgen. Mit schriftlicher Zustim-
mung sämtlicher Miterbinnen und Miterben kann die Reise-
kostenvergütung auch auf das Konto einer einzelnen Miterbin
oder eines einzelnen Miterben überwiesen werden.
19.1.6 Auf die Vorlage des Nachweises der Eigenschaft als
Erbin oder Erbe wird aus Gründen der Fürsorge und der Ver-
waltungsökonomie grundsätzlich verzichtet, wenn
— der Antrag durch die hinterbliebene Ehegattin, den hinter-

bliebenen Ehegatten, die hinterbliebene Lebenspartnerin,
den hinterbliebenen Lebenspartner, ein leibliches Kind oder
ein Adoptivkind der oder des Verstorbenen gestellt wird
und

— die Reisekostenvergütung auf das Bezügekonto der oder
des Verstorbenen erstattet wird.

Ergeben sich jedoch Anhaltspunkte, dass die antragstellende
Person nicht Erbin oder Erbe ist, kommt ein Verzicht auf die
Vorlage des Nachweises nicht in Betracht.

19.2 Zu Absatz 2 (Antragsfristen)
19.2.1 Die Fristberechnung richtet sich nach den Vorschrif-
ten der §§ 187, 188 BGB i. V. m. § 31 VwVfG. Der Lauf der

Ausschlussfrist nach § 19 Abs. 2 Satz 1 beginnt mit dem Tag,
der auf die Beendigung der Dienstreise folgt. Der Anspruch
auf Reisekostenvergütung erlischt, wenn er nicht innerhalb
von sechs Monaten geltend gemacht wird. Die Ausschlussfrist
endet mit Ablauf desjenigen Tages, welcher durch seine Be-
nennung oder Zahl dem Tag der Beendigung der Dienstreise
entspricht. Nach Ablauf dieser Frist wird Reisekostenvergü-
tung nicht mehr gewährt. Endet eine Dienstreise z. B. am
10. 3., so beginnt die Antragsfrist am 11. 3. und endet mit Ab-
lauf des 10. 9.

19.2.2 Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen ge-
setzlichen Feiertag oder einen Sonnabend, so endet die Frist
mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werktages. Endet eine
Dienstreise z. B. am 10. 3., so beginnt die Antragsfrist am
11. 3. und endet grundsätzlich mit Ablauf des 10. 9., fällt die-
ser Tag jedoch z. B. auf einen Sonnabend, endet die Antrags-
frist mit Ablauf des nächstfolgenden Werktages, also erst am
12. 9.

Zu § 20 — Aufbewahrung und Vorlage von Nachweisen —

20. § 20 regelt die Aufbewahrung und Vorlage von Nach-
weisen, die für die Gewährung der Reisekostenvergütung er-
forderlich sind.

20.1 Bei Nutzung des schriftlichen Abrechnungsverfahrens,
sind die erforderlichen Nachweise dem Antrag auf Reisekos-
tenvergütung grundsätzlich beizufügen. Die Belegpflicht wird
in der Regel durch Vorlage der Originalbelege erfüllt. Die
oberste Dienstbehörde oder die von ihr ermächtigte Behörde
kann in besonderen Fällen zulassen, dass Belege nicht vorge-
legt zu werden brauchen. Bei Nutzung eines elektronischen
Abrechnungsverfahrens genügt für den Nachweis der Kosten
grundsätzlich die pflichtgemäße Versicherung der oder des
Dienstreisenden im Erstattungsantrag. Auf Verlangen der ab-
rechnenden Stelle sind die angeforderten Nachweise jedoch
in jedem Fall vorzulegen.

20.2 Bei aus Drittmitteln geförderten Reisen sind ggf. abwei-
chende längere Aufbewahrungsfristen des Drittmittelgebers
zu beachten.

Zu § 21 — Abschlagszahlungen —

21. § 21 regelt die Möglichkeit der Gewährung von Ab-
schlagszahlungen.

21.1 Die oder der Dienstreisende kann vor Antritt einer Dienst-
reise eine Abschlagzahlung in Höhe von 80 % der zu erwar-
tenden Reisekostenvergütung beantragen, wenn die Voraus-
setzungen des § 21 erfüllt sind. Dem Antrag ist eine Prognose-
rechnung über die voraussichtliche Summe der Reisekosten-
vergütung beizufügen.

21.2 Die Gewährung einer Abschlagszahlung setzt voraus,
dass die Dienstreise bereits angeordnet oder genehmigt ist.

21.3 Ist die oder der Dienstreisende im Besitz einer im Rah-
men einer dienstlichen Vereinbarung erworbenen persönli-
chen Kreditkarte, soll grundsätzlich auf eine Abschlagszah-
lung verzichtet werden, soweit die voraussichtlichen Kosten
durch den Kreditrahmen gedeckt sind.

21.4 Ein gewährter Abschlag ist zurückzuzahlen, wenn der
Antrag auf Reisekostenvergütung nicht innerhalb der Aus-
schlussfrist nach § 19 gestellt wird. Zuviel gezahlte Abschläge
sind nach § 87 Satz 2 NBG zurückzufordern.

D r i t t e r  T e i l
Reisen zum Zweck der Ausbildung oder der Fortbildung

Zu § 22 — Entsprechende Anwendung von Vorschriften —

22. Bei Reisen zum Zweck der Ausbildung oder Fortbildung,
die nicht ausschließlich im dienstlichen Interesse durchgeführt
werden, handelt es sich nicht um Dienstreisen, sondern um
andere dienstlich veranlasste Reisen i. S. des § 84 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 NBG. Für diese Reisen sind die Regelungen des § 23 zu
beachten, im Übrigen gelten die Regelungen für Dienstreisen
entsprechend.
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Zu § 23 — Reisen zum Zweck der Ausbildung oder der Fortbildung —

23. § 23 regelt die Erstattung von angemessenen Kosten für
Reisen zum Zweck der Ausbildung (Absatz 1) und der Fortbil-
dung (Absatz 2). Bei einer angeordneten oder genehmigten
mehrtägigen Reise ist die Erstattung von Fahrt- und Flugkos-
ten und die Gewährung einer sog. kleinen Wegstreckenent-
schädigung nach § 5 Abs. 2 dem Grunde nach auf die Erstat-
tung der Kosten für die Hin- und Rückreisetage begrenzt, da
ein Verbleiben am Geschäftsort vorgesehen ist; vgl. hierzu
Nummer 2.1.2.

23.1 Zu Absatz 1 (Reisen zum Zweck der Ausbildung)
23.1.1 Bei Reisen zum Zweck der Ausbildung steht nicht die
Erledigung von Dienstgeschäften außerhalb der Dienststätte
im Vordergrund, sondern die Ausbildung der Beamtinnen und
Beamten, mit der Folge, dass nach § 84 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
i. V. m. Satz 2 NBG Reisekosten nur im angemessenen Um-
fang zu erstatten sind. Sofern eine Beamtin oder ein Beamter
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst hingegen ein Dienstge-
schäft selbständig erledigt, das ansonsten von einer Beamtin
oder einem Beamten mit Dienstbezügen erledigt werden müsste,
liegt eine Dienstreise und keine Reise zum Zweck der Ausbil-
dung vor.
23.1.2 Bei Reisen zum Zweck der Ausbildung ist die Weg-
streckenentschädigung auf 0,20 EUR je Kilometer zurückge-
legter Strecke, höchstens 100 EUR je Reise begrenzt. Mit der
Gewährung der Wegstreckenentschädigung sind die Kosten
für die Mitnahme von weiteren Beamtinnen und Beamten ab-
gegolten; vgl. hierzu Nummer 5.1.1 Satz 1.
23.1.3 Übernachtungsgeld nach § 23 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. § 8
wird wie folgt gewährt:
— ohne Nachweis pauschal in Höhe von 15 EUR (75 % von

20 EUR) für bis zu 14 Übernachtungen je Dienstreise und
— mit Nachweis 75 % der Übernachtungskosten, höchstens

60 EUR (75 % von 80 EUR), die Überschreitung des Höchst-
betrages kommt nur in Betracht, sofern die darüber hin-
ausgehenden Mehrkosten unvermeidbar sind.

Betragen die unvermeidbaren Übernachtungskosten z. B. 85 EUR,
so kommt eine Erstattung in Höhe von 63,75 EUR (75 % von
85 EUR) in Betracht.
Bei Auslandsreisen beträgt das Übernachtungsgeld 75 % des
Betrages, der bei einer Auslandsdienstreise zu gewähren wäre.
23.1.4 Tagegeld bei Inlandsreisen wird in Höhe von 75 %
der Beträge der Verpflegungspauschale gewährt; d. h.
— bei mehrtägigen Reisen und ganztägiger Abwesenheit

18 EUR (75 % von 24 EUR),
— bei mehrtägigen Reisen für den An- und Abreisetag jeweils

9 EUR (75 % von 12 EUR), und
— bei eintägigen Reisen mit einer Abwesenheit von mehr als

acht Stunden 9 EUR (75 % von 12 EUR).
Bei Auslandsreisen beträgt das Tagegeld 75 % des Betrages,
der bei einer Auslandsdienstreise zu gewähren wäre.
23.1.5 Ausbildungslehrgänge und Fachstudien sind insbe-
sondere die in den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen vor-
geschriebenen Einführungs-, Zwischen- und Abschlusslehr-
gänge oder fachtheoretischen Studienabschnitte zur Vorberei-
tung auf die Laufbahnprüfungen, andere der Ausbildung von
Nachwuchskräften dienende Lehrgänge sowie eine angeord-
nete Teilnahme an Exkursionen und Lehrwanderungen.
23.1.6 Sonstige dienstlich veranlasste Reisen während der
Ausbildung sind solche von Beamtinnen und Beamten auf
Widerruf im Vorbereitungsdienst, die ursächlich mit der Aus-
bildung zusammenhängen — z. B. Erledigung eines Dienst-
geschäfts gemeinsam mit der Ausbilderin oder dem Ausbilder
zu Lernzwecken.

23.2 Zu Absatz 2 (Reisen zum Zweck der Fortbildung)
23.2.1 Fortbildungen sind Maßnahmen, die im Zusammen-
hang mit der dienstlichen Tätigkeit stehen und die hierfür er-

forderlichen Befähigungen und Kenntnisse fördern oder er-
weitern. Unter Fortbildungsveranstaltungen können z. B. fallen
— Fachtagungen,
— Workshops,
— Kongresse,
— Schulungen,
— Weiterbildungen,
— Umschulungen.
23.2.2 Eine Reise zu einer Fortbildungsveranstaltung, die
ausschließlich dienstlichem Interesse dient, stellt eine Dienst-
reise und keine Reise i. S. des § 23 dar. Eine solche (Fortbil-
dungs-)Dienstreise liegt vor, wenn die dienstliche Notwendig-
keit einer Teilnahme an der Fortbildungsveranstaltung vor-
liegt und diese von der die Reise genehmigenden Stelle festge-
stellt wurde.
23.2.3 Für eine Reise zu anderen Fortbildungsveranstaltun-
gen, deren Teilnahme nur teilweise dienstlichen Interessen
dient, kommt eine Erstattung nach § 23 Abs. 2 wie bei Ausbil-
dungsreisen in Betracht, wenn das dienstliche Interesse über-
wiegt. Die Verantwortung für die Entscheidung über die
Interessenlage liegt bei der die Reise genehmigenden Stelle,
die die dienstlichen und anderen maßgeblichen Interessen ab-
zuwägen und die Entscheidung über die Reise zu treffen hat.
Überwiegt hingegen das persönliche Interesse an der Teilnah-
me an einer Fortbildungsveranstaltung, besteht kein An-
spruch auf Reisekostenvergütung — auch nicht anteilig.
23.2.4 Reisen im Rahmen des Regelaufstiegs nach § 33
NLVO oder des Praxisaufstiegs nach § 34 NLVO sind Reisen
i. S. des § 23 Abs. 2.
2. Dieser RdErl. tritt am 1. 2. 2017 in Kraft.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Kommunen und die der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

— Nds. MBl. Nr. 4/2017 S. 122

Dienstwohnungsrecht;
Entgelt bei Anschluss der Heizung

an dienstliche Versorgungsleitungen

RdErl. d. MF v. 19. 1. 2017 — VD3 03023/1 17.1 —

— VORIS 20441 —

Bezug: RdErl. v. 4. 1. 2016 (Nds. MBl. S. 96)
— VORIS 20441 —

1. Mit RdSchr. vom 20. 12. 2016 — Z B 1-P 1532/15/10003:002
— hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) die für den
Abrechnungszeitraum vom 1. 7. 2015 bis 30. 6. 2016 zur end-
gültigen Berechnung des Heizkostenentgelts maßgebenden
Beträge je Quadratmeter der zu berücksichtigenden beheizba-
ren Wohnfläche wie folgt bekannt gegeben:

Das RdSchr. des BMF ist auf der Internetseite des BMF
(www.bundesfinanzministerium.de) veröffentlicht (Stichwort-
suche z. B. mit den Begriffen „Heizkosten“ oder „DWV“).
2. Dieser RdErl. tritt am 2. 2. 2017 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2018 außer Kraft. Der Bezugserlass tritt mit Ablauf
des 1. 2. 2017 außer Kraft.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Kommunen und die der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

— Nds. MBl. Nr. 4/2017 S. 135

a) Fossile Brennstoffe 9,54 EUR,

b) Fernwärme und übrige Heizungsarten 12,53 EUR.
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F. Kultusministerium

Ergänzende Bestimmungen 
für das berufsbildende Schulwesen (EB-BbS)

RdErl. d. MK v. 14. 1. 2017 — 41-80006/5/1 —

— VORIS 22410 —

Bezug: RdErl. v. 10. 6. 2009 (Nds. MBl. S. 538, SVBl. S. 238), zuletzt ge-
ändert durch RdErl. v. 20. 5. 2014 (Nds. MBl. S. 392, SVBl. S. 347)
— VORIS 22410 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 8. 2016 wie folgt
geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Der Erste Abschnitt wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 2.8 erhält folgende Fassung:

„2.8 Lernfelder, Lerngebiete und Module“.

bb) Es wird die folgende Nummer 2.15 eingefügt:

„2.15 Selbstlernphasen“.

cc) Nummer 6.14 erhält folgende Fassung:

„6.14 Berufsfachschule — Sozialpädagogische Assisten-
tin/Sozialpädagogischer Assistent —‘‘.

dd) Es wird die folgende Nummer 6.15 eingefügt:

„6.15 Berufsfachschule — Sozialassistentin/Sozialassis-
tent — Schwerpunkt Persönliche Assistenz“.

b) Der Zweite Abschnitt wird wie folgt geändert:

In Nummer 6 werden nach dem Wort „Lernfelder“ ein
Komma und das Wort „Module“ eingefügt.

2. Der Erste Abschnitt wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Richtlinien“

das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und nach dem
Wort „Rahmenrichtlinien“ die Worte „und Kerncurri-
cula“ eingefügt.

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 2.2 wird wie folgt geändert:

aaa) Satz 4 wird gestrichen.

bbb) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4.

bb) Nummer 2.7 erhält folgende Fassung:

„2.7 Handlungsorientierter Unterricht

Der Unterricht in berufsbildenden Schulen soll
nach dem didaktischen Prinzip der Handlungsori-
entierung umgesetzt werden. Für alle Bildungs-
gänge sind grundsätzlich kompetenzorientierte schu-
lische Curricula anzulegen. Hinweise zur Umset-
zung in der curricularen Arbeit und im Unterricht
ergeben sich aus dem Konzept ,Handlungsorien-
tierung in der beruflichen Bildung — Ein Konzept
zur Umsetzung in der curricularen Arbeit und im
Unterricht‘.“

cc) Nummer 2.8 wird wie folgt geändert:

aaa) In der Überschrift werden nach dem Wort
„Lernfelder“ ein Komma und das Wort „Mo-
dule“ eingefügt.

bbb) In den Sätzen 1 und 2 werden jeweils nach
dem Wort „Lernfeldern“ ein Komma und das
Wort „Modulen“ eingefügt.

ccc) In Satz 3 werden nach dem Wort „Lernfel-
der“ ein Komma und das Wort „Module“ ein-
gefügt.

dd) Nummer 2.9 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 2.9.2.1 werden nach dem Wort
„Lernfeld“ ein Komma und das Wort „Mo-
dul“ eingefügt.

bbb) In Nummer 2.9.2.2 werden nach dem Wort
„Lernfelder“ ein Komma und das Wort „Mo-
dule“ eingefügt.

ee) Es wird die folgende Nummer 2.15 angefügt:
„2.15 Selbstlernphasen

Werden Bildungsgänge gemäß Nummer 2.2
mit Teilzeitunterricht angeboten, können in
den Rahmenrichtlinien vorgesehene Kompe-
tenzen der berufsbezogenen Lernbereiche von
den Schülerinnen und Schülern statt im Un-
terricht in Selbstlernphasen außerhalb des
Lernortes Schule selbständig erworben wer-
den, wenn die Stundentafeln dies vorsehen.
Die für die berufsbezogenen Lernbereiche
vorgesehenen Lehrerstunden reduzieren sich
entsprechend. Die Selbstlernphasen werden
von den Lehrkräften im Unterricht vorberei-
tet, nachbereitet und bewertet.“

c) In Nummer 4.1.3 wird in der Überschrift die Verwei-
sung „§ 59 Abs. 4 NSchG“ durch die Verweisung „§ 59
Abs. 5 Satz 3 NSchG“ ersetzt.

d) In Nummer 5.1.4 wird in der Überschrift die Verwei-
sung „§ 59 Abs. 4 NSchG“ durch die Verweisung „§ 59
Abs. 5 Satz 3 NSchG“ ersetzt.

e) Nummer 6 wird wie folgt geändert:
aa) Nummer 6.2 — Berufsbezogener Lernbereich —

Praxis — wird wie folgt geändert:
aaa) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„Dabei ist sicherzustellen, dass die Schüle-
rinnen und Schüler Urlaub nur während der
unterrichtsfreien Zeit erhalten.“

bbb) Es wird der folgende neue Satz 5 eingefügt:
„Soweit die Dauer des Urlaubs nicht durch
Tarifvertrag bestimmt ist, sind pro Jahr min-
destens fünf Wochen zu gewähren.“

ccc) Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden Sätze 6
und 7.

bb) In Nummer 6.12.1.3 werden die Worte „von acht
Doppelstunden“ gestrichen.

cc) Die bisherige Nummer 6.14.1 wird Nummer 6.14
und erhält folgende Fassung:

„6.14 Berufsfachschule — Sozialpädagogische Assisten-
tin/Sozialpädagogischer Assistent —

Lernbereiche Gesamt-
wochen-
stunden

des zwei-
jährigen

Bildungs-
ganges

Berufsübergreifender Lernbereich1) 10

mit den Fächern
Deutsch/Kommunikation
Fremdsprache/Kommunikation
Politik
Mathematik
Religion
Sport

Berufsbezogener Lernbereich — 
Theorie2)

35

Klasse 1
mit den Modulen
Erwerb der sozial-
pädagogischen
Berufsrolle

Klasse 2
mit den Modulen
Entwicklung
beruflicher
Identität
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1) Die für den berufsübergreifenden Lernbereich in Klas-
se 2 vorgesehene Stundenzahl kann für Schülerinnen
und Schüler mit einer Hochschulreife um höchstens
drei Stunden reduziert und für zusätzliche praktische
Ausbildung verwendet werden. Dadurch darf jedoch
kein Fach vollständig ersetzt werden. 

2) Wird der Bildungsgang mit Teilzeitunterricht geführt,
sind vier Gesamtwochenstunden des berufsbezogenen
Lernbereichs — Theorie als Selbstlernphasen für Schü-
lerinnen und Schüler vorgesehen.

3) Die Module können in Klasse 1 oder 2 unterrichtet
werden.“

dd) Die bisherige Nummer 6.14.2 wird Nummer 6.15
und erhält folgende Überschrift:

„6.15 Berufsfachschule — Sozialassistentin/Sozialassis-
tent — Schwerpunkt Persönliche Assistenz“.

f) Nummer 7 wird wie folgt geändert.

aa) Nummer 7.1 wird wie folgt geändert:

aaa) Der Nummer 7.1.2 wird der folgende Satz
angefügt:

„In der Fachoberschule — Agrarwirtschaft,
Bio- und Umwelttechnologie — ist die Teil-
nahme an einem berufsspezifischen Lehr-
gang bis zu drei Wochen möglich.“

bbb) Nummer 7.1.3 wird gestrichen.

ccc) Die bisherige Nummer 7.1.4 wird Num-
mer 7.1.3.

bb) Nummer 7.3.1 wird wie folgt geändert:

aaa) Nach dem 16. Spiegelstrich wird der folgen-
de Spiegelstrich eingefügt:

„— Berufsfachschule — Sozialpädagogische
Assistentin/Sozialpädagogischer Assis-
tent —“.

bbb) Im neuen 18. Spiegelstrich werden nach den
Worten „Sozialassistentin/Sozialassistent“
ein Komma und die Worte „Schwerpunkt
Persönliche Assistenz“ eingefügt.

g) Nummer 8 erhält folgende Fassung:

„8. Stundentafel für die Berufsoberschule

h) Nummer 10 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 10.7 wird jeweils nach den Worten
„Berufsbezogener Lernbereich“ das Fußnotenzei-
chen „3)“ eingefügt und am Ende wird folgende
Fußnote angefügt:

„3) Wird der Bildungsgang mit Teilzeitunterricht ge-
führt, sind vier Gesamtwochenstunden des berufsbe-
zogenen Lernbereichs — Theorie als Selbstlernpha-
sen für Schülerinnen und Schüler vorgesehen.“

bb) Nummer 10.10 erhält folgende Fassung:

„10.10 Stundentafel für die zweijährige Fachschule —
Sozialpädagogik —

Betreuung und
Begleitung
von Kindern

Erziehung als
pädagogische
Beziehungs-
gestaltung
Pädagogische
Begleitung von 
Bildungs-
prozessen I
Vielfalt in der
Lebenswelt
von Kindern3)
Optionale 
Lernangebote3)

Entwicklungs- 
und Bildungs-
prozesse
von Kindern
Pädagogische
Konzepte

Pädagogische
Begleitung von 
Bildungs-
prozessen II
Arbeit mit
Familien und 
Bezugspersonen3)
Optionale 
Lernangebote3)

Berufsbezogener Lernbereich — 
Praxis
mit den Modulen

Reflexion der Praktischen Ausbildung 3

Durchführung der Praktischen 
Ausbildung1)
Während des Bildungsganges wird
zusätzlich die praktische Ausbildung 
von insgesamt 840 Zeitstunden in
geeigneten sozialpädagogischen
Einrichtungen für Kinder durchge-
führt. Die Schule hat sicherzustellen,
dass Schülerinnen und Schüler, die
gemäß § 3 Abs. 8 der Anlage 4 zu § 33 
BbS-VO in die Klasse 2 aufgenommen 
werden, in der Klasse 2 eine praktische 
Ausbildung von 600 Zeitstunden
ableisten.

Insgesamt 48

Lernbereiche Wochenstunden
Klasse 13

Berufsübergreifender
Lernbereich1)

19“.

mit den Fächern
Deutsch
Englisch
Mathematik
Naturwissenschaft
Religion

In der Fachrichtung Technik
zusätzlich
Wirtschaftslehre

Berufsbezogener Lernbereich 11“.

mit den Fächern oder den Lernge-
bieten der jeweiligen Fachrichtung

Insgesamt 30“.

Lernbereiche Gesamt-
wochen-
stunden

des zwei-
jährigen

Bildungs-
ganges

Berufsübergreifender Lernbereich1) 16

mit den Fächern
Deutsch/Kommunikation
Fremdsprache/Kommunikation
Politik
Naturwissenschaften
Mathematik
Religion

Berufsbezogener Lernbereich — 
Theorie2)

42

Klasse 1
mit den Modulen
Entwicklung
professioneller
Perspektiven
Diversität und
Inklusion
Professionelle
Gestaltung von
Bildungs-
prozessen I

Klasse 2
mit den Modulen
Netzwerkarbeit 
und Qualitäts-
entwicklung
Individuelle
Lebenslagen
Professionelle
Gestaltung von
Bildungs-
prozessen II
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1) Die für den berufsübergreifenden Lernbereich vorgese-
hene Gesamtwochenstundenzahl kann für Schülerin-
nen und Schüler mit einer Hochschulreife von 16 auf
bis zu 10 Stunden reduziert und für zusätzliche prakti-
sche Ausbildung verwendet werden. Dadurch darf je-
doch kein Fach vollständig ersetzt werden.

2) Wird der Bildungsgang mit Teilzeitunterricht geführt,
sind drei Gesamtwochenstunden des berufsbezogenen
Lernbereichs — Theorie als Selbstlernphasen für Schü-
lerinnen und Schüler vorgesehen.

3) Die Module können in Klasse 1 oder 2 unterrichtet
werden.“

cc) In Nummer 10.11 wird die Zahl „1 200“ durch die
Zahl „1 500“ ersetzt.

i) Nummer 11 erhält folgende Fassung:

„11. Fachschule Seefahrt

11.1 Fachschule — Nautischer Schiffsdienst —

11.1.1 Stundentafel für den Bildungsgang Kapitänin/
Kapitän NK

11.1.2 Stundentafel für den verkürzten Bildungsgang
Kapitänin/Kapitän NK

11.1.3 Stundentafel für den Bildungsgang Kapitänin/
Kapitän NK 500

11.1.4 Stundentafel für den Bildungsgang Kapitänin/
Kapitän BG

11.1.5 Stundentafel für den Bildungsgang Kapitänin/
Kapitän BK

Professionelle
Entwicklungs- und 
Bildungs-
begleitung3)
Pädagogische Ar-
beit mit Gruppen3)
Optionale 
Lernangebote3)

Erziehungs-
und Bildungs-
partner-
schaften3)

Optionale 
Lernangebote3)

Berufsbezogener Lernbereich —
Praxis
mit den Modulen

Reflexion der Praktischen Ausbildung 3

Durchführung der Praktischen 
Ausbildung1)

Während des Bildungsganges wird
zusätzlich die praktische Ausbildung 
von insgesamt 600 Zeitstunden in
geeigneten sozialpädagogischen
Einrichtungen für Kinder, Jugend-
liche oder junge Erwachsene durch-
geführt. Die praktische Ausbildung
erfolgt in zwei Tätigkeitsbereichen mit 
Menschen in verschiedenen Alters-
stufen (0 bis 3, 3 bis 6, 6 bis 10,
10 bis 14, 14 bis 21, über 21). 
Der Umfang in einem Tätigkeits-
bereich beträgt mindestens
180 Zeitstunden.

Insgesamt 61

Lernbereiche Gesamt-
wochen-
stunden

des zwei-
jährigen 

Bildungs-
gangs

Berufsübergreifender Lernbereich 23

mit den Fächern
Gesellschaft und Kommunikation
Seefahrtbezogene
Naturwissenschaft

Berufsbezogener Lernbereich 41,5

mit den Fächern
Schiffsführung
Ladungsumschlag und Stauung
Steuerung des Schiffsbetriebs und
Fürsorge für Personen an Bord
Projekte

Insgesamt 64,5

Lernbereiche Wochen-
stunden 

Berufsübergreifender Lernbereich 4

mit dem Fach
Gesellschaft und Kommunikation

Berufsbezogener Lernbereich 28,5

mit den Fächern
Schiffsführung
Ladungsumschlag und Stauung
Steuerung des Schiffsbetriebs und
Fürsorge für Personen an Bord
Projekte

Insgesamt 32,5

Lernbereiche Wochen-
stunden

im Schul-
halbjahr

Berufsübergreifender Lernbereich 8,5

mit den Fächern
Gesellschaft und Kommunikation
Seefahrtbezogene
Naturwissenschaft

Berufsbezogener Lernbereich 23,5

mit den Fächern
Schiffsführung
Ladungsumschlag und Stauung
Steuerung des Schiffsbetriebs und
Fürsorge für Personen an Bord

Insgesamt 32

Lernbereiche Gesamt-
wochen-
stunden

des zwei-
jährigen 

Bildungs-
gangs

Berufsübergreifender Lernbereich 20,5

mit den Fächern
Gesellschaft und Kommunikation
Seefahrtbezogene
Naturwissenschaft

Berufsbezogener Lernbereich 43,5

mit den Fächern
Schiffsführung
Ladungsumschlag und Stauung
Fischereitechnologie
Steuerung des Schiffsbetriebs und
Fürsorge für Personen an Bord
Projekte

Insgesamt 64

Lernbereiche Wochen-
stunden

Berufsübergreifender Lernbereich 6,5

mit den Fächern
Gesellschaft und Kommunikation
Seefahrtbezogene
Naturwissenschaft
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11.1.6 Stundentafel für den Bildungsgang Kapitänin/
Kapitän BKü

11.2 Fachschule — Technischer Schiffsdienst —

11.2.1 Stundentafel für den Bildungsgang Leiterin/
Leiter der Maschinenanlage TLM

11.2.2 Stundentafel für den verkürzten Bildungsgang
Leiterin/Leiter der Maschinenanlage TLM

11.2.3 Stundentafel für den Bildungsgang Schiffsma-
schinistin/Schiffsmaschinist TSM

11.2.4 Stundentafel für den verkürzten Bildungsgang
Schiffsmaschinistin/ Schiffsmaschinist TSM

11.2.5 Zusatzangebot zum Bildungsgang Schiffsmaschi-
nistin/ Schiffsmaschinist TSM

11.3 Stundentafel für den Bildungsgang Schiffssicher-
heitsdienst und Gefahrenabwehr, Befähigungen
für den Schiffsdienst auf besonderen Schiffstypen

Berufsbezogener Lernbereich 25,5
mit den Fächern

Schiffsführung
Ladungsumschlag und Stauung
Fischereitechnologie
Steuerung des Schiffsbetriebs und
Fürsorge für Personen an Bord

Insgesamt 32

Lernbereiche Wochen-
stunden

im Schul-
halbjahr

Berufsübergreifender Lernbereich 1,5
mit den Fächern

Gesellschaft und Kommunikation
Seefahrtbezogene
Naturwissenschaft

Berufsbezogener Lernbereich 14,5

mit den Fächern
Schiffsführung
Ladungsumschlag und Stauung
Fischereitechnologie
Steuerung des Schiffsbetriebs und
Fürsorge für Personen an Bord

Insgesamt 16

Lernbereiche Gesamt-
wochen-
stunden

des zwei-
jährigen 

Bildungs-
gangs

Berufsübergreifender Lernbereich 21,5
mit den Fächern

Gesellschaft und Kommunikation
Seefahrtbezogene
Naturwissenschaft

Berufsbezogener Lernbereich 44

mit den Fächern
Schiffsbetriebstechnik
Wartung und Instandsetzung
Elektrotechnik, Elektronik
und Leittechnik
Steuerung des technischen
Schiffsbetriebs und Fürsorge
für Personen an Bord
Projekte

Insgesamt 65,5

Lernbereiche Wochen-
stunden

Berufsbezogener Lernbereich 33,5

mit den Fächern
Schiffsbetriebstechnik
Wartung und Instandsetzung
Elektrotechnik, Leittechnik
Steuerung des technischen
Schiffsbetriebs und Fürsorge
für Personen an Bord
Projekte

Insgesamt 33,5

Lernbereiche Wochen-
stunden

im Schul-
halbjahr

Berufsübergreifender Lernbereich 1,5

mit dem Fach
Kommunikation

Berufsbezogener Lernbereich 14,5

mit den Fächern
Schiffsbetriebstechnik
Wartung und Instandsetzung
Elektrotechnik, Leittechnik
Steuerung des technischen
Schiffsbetriebs

Insgesamt 16

Lernbereiche Wochen-
stunden

im Schul-
halbjahr

Berufsbezogener Lernbereich 5

mit den Fächern
Schiffsbetriebstechnik
Wartung und Instandsetzung
Elektrotechnik, Leittechnik
Steuerung des technischen
Schiffsbetriebs

Insgesamt 5

Lernbereiche Wochen-
stunden

Berufsbezogener Lernbereich 5

mit den Fächern
Schiffsbetriebstechnik
Wartung und Instandsetzung
Elektrotechnik, Leittechnik
Steuerung des technischen
Schiffsbetriebs

Insgesamt 5

Lernbereiche Gesamt-
wochen-
stunden

Sicherheitsgrundausbildung (SGA)
Führen von Überlebensfahrzeugen 
und Bereitschaftsbooten (SÜB)
Leitung von Brandbekämpfungs-
maßnahmen (SLB)
Grundausbildung in der Gefahren-
abwehr (SRT)
Beauftragter für die Gefahren-
abwehr auf dem Schiff (SSO)
Optionale Lernangebote:
Tankerschein Theorie
und Praxis
Dynamic Positioning (DP)

2

Insgesamt 2“.
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3. Der Zweite Abschnitt wird wie folgt geändert:
a) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2.1.8 werden nach dem Wort „Lernfel-
dern“ ein Komma und das Wort „Modulen“ einge-
fügt.

bb) In Nummer 2.1.11 Buchst. b werden die Worte
„sonstigen Abschluss- oder Abgangszeugnissen“
durch die Worte „bei Abschlusszeugnissen eines
Bildungsganges, in dem Unterricht in Modulen er-
teilt wird, und in sonstigen Abschluss- oder Ab-
gangszeugnissen“ ersetzt.

b) Nummer 3 wird wie folgt geändert:
aa) Es wird folgende neue Nummer 3.3.6 eingefügt:

„3.3.6 Fachschule Sozialpädagogik
In das Abschlusszeugnis der Fachschule Sozial-

pädagogik ist ein zusätzlicher Vermerk aufzuneh-
men: 
,Der Berufsabschluss „Staatlich anerkannte Erzie-
herin/Staatlich anerkannter Erzieher“ kann von der
Hochschule mit bis zu 90 Credit-Points auf ein ein-
schlägiges Hochschulstudium angerechnet werden
(Empfehlung der Kultusministerkonferenz zur An-
rechnung von außerhalb des Hochschulwesens er-
worbenen Kenntnissen und Fähigkeiten auf ein
Hochschulstudium (I) und (II) vom 28. 6. 2002 und
18. 9. 2008).‘“.

bb) Die bisherige Nummer 3.3.6 wird Nummer 3.3.7
und erhält folgende Fassung:
„3.3.7 Fachschule Seefahrt

In das Abschlusszeugnis der Fachschule See-
fahrt ist zusätzlich folgender Vermerk aufzuneh-
men: 
,Die Ausbildung wurde nach den Vorschriften der
Verordnung über berufsbildende Schulen (BbS-VO)
vom 10. 6. 2009 (Nds. GVBl. S. 243), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. 1.
2017 (Nds. GVBl. S. 8), und der Ergänzenden Be-
stimmungen für das berufsbildende Schulwesen
(EB-BbS), RdErl. des MK vom 10. 6. 2009 (Nds.
MBl. S. 538), zuletzt geändert durch RdErl. vom
14. 1. 2017 (Nds. MBl. S. 136), durchgeführt und
entspricht der Rahmenordnung der Ausbildung und
Prüfung von nautischen und technischen Schiffs-
offizieren an den seefahrtbezogenen Fachschulen
der Länder (Rahmen-APO See) vom 2. 11. 2015.
Vorbehaltlich der Nachweise über die Befähigung
im Schiffssicherheitsdienst dient dieses Zeugnis
nach § 5 (1) Nr. 3 a der Seeleute-Befähigungsver-
ordnung (See-BV) dem Nachweis der fachlichen
Eignung für den Erwerb des Befähigungszeugnis-
ses zum/zur
................................................................................

Subject to the proof of proficiency in ship safety
training, this document serves to provide evidence
of the professional aptitude according to § 5 (1)
No. 3 a of the Seafarers‘ Competenciens and Pro-
ficiencies Regulations (See-BV) for the issuance of
a certificate as
.............................................................................‘“.

cc) Die bisherige Nummer 3.3.7 wird Nummer 3.3.8.
dd) Nummer 3.7.3 erhält folgende Fassung:

„3.7.3 Schülerinnen und Schüler, die die zwei-
jährige Fachschule nach Anlage 8 zu § 33 BbS-VO
erfolgreich besucht haben, können eine Urkunde
über die zuerkannte Berechtigung zum Führen der
jeweiligen Berufsbezeichnung erhalten.“

ee) Es wird die folgende Nummer 3.9 angefügt:
„3.9 Deutscher Qualifikationsrahmen (DQR)
3.9.1 Auf dem Zeugnis des Berufsvorbereitungs-
jahres nach Nummer 3.6 und allen Abschluss-

zeugnissen der berufsbildenden Schulen mit Aus-
nahme der Fachoberschule, der Berufsoberschule
und des Beruflichen Gymnasiums ist die erreichte
Niveaustufe nach dem Deutschen Qualifikations-
rahmen zu vermerken. Die jeweilige Niveaustufe
richtet sich nach der von der Bund-Länder-Koordi-
nierungsstelle (B-L-KS DQR) erarbeiteten und vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung
veröffentlichten Liste der zugeordneten Qualifika-
tionen (http://www.dqr.de/content/2453.php).
3.9.2 In dem Zeugnis des Berufsvorbereitungs-
jahres wird die Niveaustufe 1 vermerkt, wenn Leis-
tungen nachgewiesen wurden, die dem § 23 Abs. 2
Satz 2 BbS-VO entsprechen.
3.9.3 Die Berufseinstiegsklasse und die einjährige
Berufsfachschule, die nicht auf dem Sekundarab-
schluss I — Realschulabschluss aufbaut, werden der
Niveaustufe 2 zugeordnet.
3.9.4 Die Klasse 2 der zweijährigen Berufsfach-
schule, die zum Sekundarabschluss I — Realschul-
abschluss führt, und die einjährige Berufsfach-
schule, die auf dem Sekundarabschluss I — Real-
schulabschluss aufbaut, werden der Niveaustufe 3
zugeordnet.
3.9.5 Für das Ausweisen der Niveaustufen auf
den Zeugnissen berufsbildender Schulen sind die
folgenden Formulierungen zu verwenden:
3.9.5.1 Berufsschulabschlusszeugnis:

,Der Abschluss ist in Verbindung mit dem
Berufsabschluss (Prüfung vor der zustän-
digen Stelle) im Deutschen und Europäi-
schen Qualifikationsrahmen dem Niveau
......... zuzuordnen.‘

3.9.5.2 Abschlusszeugnisse doppelqualifizieren-
der Berufsfach- und Fachschulen:
,Der Abschluss ......... (Berufsabschlussbe-
zeichnung) ist im Deutschen und Europäi-
schen Qualifikationsrahmen dem Niveau
......... zugeordnet.‘

3.9.5.3 Abschlusszeugnisse berufsqualifizierender
Berufsfach- und Fachschulen ohne Dop-
pelqualifizierung, der Berufseinstiegsklasse
und der Berufsfachschulen (die zu einem
schulischen Abschluss führen):
,Der Abschluss ist im Deutschen und Eu-
ropäischen Qualifikationsrahmen dem Ni-
veau ......... zugeordnet.‘

3.9.5.4 Zeugnisse des Berufsvorbereitungsjahres:
,Das Zeugnis ist im Deutschen und Euro-
päischen Qualifikationsrahmen dem Ni-
veau 1 zugeordnet.‘“.

c) Nummer 4 erhält folgende Fassung:

„4. Anlagen zu Zeugnissen (Portfolio)
4.1 Die Schule kann Abschlusszeugnissen Anlagen
beifügen, aus denen sich die Beschreibung
— der Bildungsziele,
— des vermittelten Berufsprofils,
— der besonderen Schwerpunktbildung,
— der vermittelten Kompetenzen,
— der Credit-Points der bestandenen Module im Mo-

dulhandbuch; zusätzlich können hier Credit-Points
ausgewiesen werden, wenn weitergehende Anrech-
nungsmöglichkeiten gegeben sind,

— die in der praktischen Ausbildung oder in einem
Förderkonzept erworbenen Kenntnisse und Erfah-
rungen sowie

— anderer wesentlicher Qualifikationen (z. B. Europass)
ergeben. 

Diese Beschreibung kann auch mehrsprachig vorge-
nommen werden.
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4.2 Für die Abschlusszeugnisse der Berufsfachschu-
len und der Fachschulen hat die Kultusministerkonfe-
renz als einen Teil des Europasses ,europass Zeugnis-
erläuterungen‘ erarbeitet, die als Anlagen für diese
Zeugnisse verwendet werden können.

Diese können unter der Internet-Adresse

http://www.kmk.org/bildung-schule/berufliche-bildung/
europass-zeugniserlaeuterung.html

abgerufen werden.

Nähere Informationen zum Europass stehen unter
der Internet-Adresse

http://www.europass-info.de/

zur Verfügung.

4.3 In den Zeugnissen der einjährigen Berufsfachschu-
len sind die dualen Ausbildungsberufe zu benennen,
für die die Berufsfachschule die Kompetenzen des ers-
ten Ausbildungsjahres vermittelt hat. Außerdem kön-
nen darüber hinaus vermittelte Kompetenzen vermerkt
werden.“ 

d) Nummer 6 wird wie folgt geändert:

aa) In der Überschrift werden nach dem Wort „Lern-
felder“ ein Komma und das Wort „Module“ einge-
fügt.

bb) In Nummer 6.2 werden nach dem Wort „Lernfeld“
ein Komma und das Wort „Modul“ eingefügt.

cc) In Nummer 6.5 werden nach dem Wort „Lernfel-
dern“ ein Komma und das Wort „Modulen“ eingefügt.

4. Der Dritte Abschnitt wird wie folgt geändert:
Der Nummer 3 wird die folgende Nummer 3.8 angefügt:
„3.8 Für Schülerinnen und Schüler mit ausgewiesenem
Förderbedarf in den Förderschwerpunkten geistige Ent-
wicklung, körperliche und motorische Entwicklung, Sehen
und Hören, die in einem Bildungsgang inklusiv beschult
werden, können personenbezogen bis zu fünf Wochen-
stunden zusätzlich zur Verfügung gestellt werden.“

5. Der Achte Abschnitt wird wie folgt geändert:
a) Nummer 2 wird gestrichen.
b) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden Nummern 2

und 3.
c) Es wird folgende neue Nummer 4 eingefügt:

„4. Im Schuljahr 2016/2017 wird an Stelle der Klasse 2
der Berufsfachschule — Sozialpädagogische Assistentin/
Sozialpädagogischer Assistent — die bisherige Klasse 2
der Berufsfachschule — Sozialassistentin/Sozialassis-
tent — mit dem Schwerpunkt Sozialpädagogik weiter-
geführt.“
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K. Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz

Regulierungskammer Niedersachsen;
Beschlüsse im Jahr 2016

Bek. d. MU v. 23. 1. 2017 — 55-29402/300-0010 —

Gemäß § 74 EnWG werden nachstehend die von der Regulierungskammer Niedersachsen im Jahr 2016 bestandskräftig gefassten
Beschlüsse bekannt gemacht:

Beteiligte Aktenzeichen Beschluss vom Verfahren

EVI Energieversorgung Hildesheim
GmbH & Co. KG

Ref55-29412/2/1/E006-0010 4. 1. 2016 EWF1) 2016

Stadtwerke Schüttorf GmbH Ref55-29412/2/1/S024-0010 7. 1. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Soltau GmbH & Co. KG Ref55-29412/2/1/S025-0004 19. 1. 2016 EWF 2015

Stadtwerke Verden GmbH Ref55-29412/2/1/S030-0009 19. 1. 2016 EWF 2016

GEW Wilhelmshaven GmbH Ref55-29412/2/1/G002-0011 1. 2. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Achim AG Ref55-29412/2/1/S000-0011 2. 2. 2016 EWF 2014

Stadtwerke Stade GmbH Ref55-29412/2/1/S027-0008 8. 2. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Lehrte GmbH Ref55-29412/2/1/S019-0005 15. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

Gemeindewerke Bovenden GmbH & Co. KG Ref55-29412/2/1/G001-0007 16. 2. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Bergen GmbH Ref55-29412/2/2/S004-0011 16. 2. 2016 EWF 2016

Celle-Uelzen Netz GmbH Ref55-29412/2/2/C000-0011 16. 2. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Peine GmbH Ref55-29412/3/2/S026-0005 16. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

Braunschweiger Netz GmbH Ref55-29412/2/2/B000-0015 16. 2. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Achim AG Ref55-29412/2/1/S000-0012 16. 2. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Böhmetal GmbH Ref55-29412/3/2/S005-0005 17. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtnetze Neustadt a. Rbge. GmbH & Co. KG Ref55-29412/3/2/S023-0005 16. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Uelzen GmbH Ref55-29412/2/1/S028-0006 18. 2. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Winsen (Luhe) GmbH Ref55-29412/2/2/S037-0010 18. 2. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Verden GmbH Ref55-29412/2/2/S036-0010 18. 2. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Verden GmbH Ref55-29412/3/2/S036-0005 19. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Winsen (Luhe) GmbH Ref55-29412/3/2/S037-0005 19. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren
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Versorgungsbetriebe Hann. Münden GmbH Ref55-29412/3/2/V001-0005 19. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke EVB Huntetal GmbH Ref55-29412/3/2/S014-0005 19. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Georgsmarienhütte Netz GmbH Ref55-29412/3/2/S015-0005 23. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Uelzen GmbH Ref55-29412/3/2/S035-0005 23. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

Wirtschaftsbetriebe der Stadt Norden GmbH Ref55-29412/3/2/W000-0005 23. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Peine GmbH Ref55-29412/2/1/S019-0011 26. 2. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Achim AG Ref55-29412/2/2/S001-0012 26. 2. 2016 EWF 2016

EVE Netz GmbH Ref55-29412/3/2/E005-0001 26. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

GWS Stadtwerke Hameln GmbH Ref55-29412/3/2/G006-0005 26. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Rotenburg (Wümme) GmbH Ref55-29412/3/2/S028-0005 29. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Zeven GmbH Ref55-29412/3/2/S040-0005 29. 2. 2016 vereinfachtes Verfahren

GEW Wilhelmshaven GmbH Ref55-29412/2/2/G004-0011 3. 3. 2016 EWF 2016

Gasversorgung Garbsen GmbH Ref55-29412/3/2/G001-0005 3. 3. 2016 vereinfachtes Verfahren

Osterholzer Stadtwerke GmbH & Co. KG Ref55-29412/2/2/O000-0012 4. 3. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Buxtehude GmbH Ref55-29412/2/2/S009-0011 8. 3. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Buchholz i. d. N. GmbH Ref55-29412/2/2/S007-0013 8. 3. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Peine GmbH Ref55-29412/2/2/S026-0010 8. 3. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Schüttorf-Emsbüren GmbH Ref55-29412/3/2/S031-0005 10. 3. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Burgdorf Netz GmbH Ref55-29412/2/2/S008-0010 10. 3. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Wolfenbüttel GmbH Ref55-29412/2/2/S038-0014 21. 3. 2016 EWF 2016

Gasversorgung Grafschaft Hoya GmbH Ref55-29412/2/2/G002-0009 21. 3. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Neuenhaus GmbH Ref55-29412/2/2/S042-0008 21. 3. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Wolfenbüttel GmbH Ref55-29412/3/2/S038-0005 23. 3. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Nienburg/Weser GmbH Ref55-29412/2/2/S024-0011 30. 3. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Rotenburg (Wümme) GmbH Ref55-29412/2/2/S028-0008 31. 3. 2016 EWF 2016

Stadtwerke EVB Huntetal GmbH Ref55-29412/2/2/S014-0009 31. 3. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Schneverdingen-Neuenkirchen 
GmbH

Ref55-29412/2/2/S030-0011 31. 3. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Clausthal-Zellerfeld GmbH Ref55-29412/3/2/S010-0005 31. 3. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Bad Pyrmont Energie
und Verkehrs GmbH

Ref55-29412/3/2/S003-0005 5. 4. 2016 vereinfachtes Verfahren

Gasversorgung Garbsen GmbH Ref55-29412/2/2/G001-0011 6. 4. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Bad Harzburg GmbH Ref55-29412/2/2/S002-0008 6. 4. 2016 EWF 2016

nvb Nordhorner Versorgungsbetriebe GmbH Ref55-29412/2/1/N001-0008 12. 4. 2016 EWF 2014

nvb Nordhorner Versorgungsbetriebe GmbH Ref55-29412/2/2/N000-0010 12. 4. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Stade GmbH Ref55-29412/2/2/S033-0009 12. 4. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Schaumburg-Lippe GmbH Ref55-29412/2/2/S029-0010 13. 4. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Bramsche GmbH Ref55-29412/3/2/S006-0005 18. 4. 2016 vereinfachtes Verfahren

Gemeindewerke Bovenden GmbH & Co. KG Ref55-29412/3/2/G003-0005 19. 4. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Northeim GmbH Ref55-29412/3/2/S025-0005 19. 4. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Nienburg/Weser GmbH Ref55-29412/3/2/S024-0005 20. 4. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Einbeck GmbH Ref55-29412/2/2/S012-0007 28. 4. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Böhmetal GmbH Ref55-29412/2/2/S005-0008 28. 4. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Burgdorf Netz GmbH Ref55-29412/3/2/S008-0005 2. 5. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Northeim GmbH Ref55-29412/2/1/S018-0004 10. 5. 2016 EWF 2015

nvb Nordhorner Versorgungsbetriebe GmbH Ref55-29412/2/1/N001-0010 10. 5. 2016 EWF 2016

Stadtwerke EVB Huntetal GmbH Ref55-29412/2/1/S013-0010 10. 5. 2016 EWF 2014

Stadtwerke Buchholz i. d. N. GmbH Ref55-29412/3/2/S007-0005 13. 5. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Springe GmbH Ref55-29412/2/1/S026-0007 17. 5. 2016 EWF 2014

Beteiligte Aktenzeichen Beschluss vom Verfahren
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Stadtwerke Soltau GmbH & Co. KG Ref55-29412/3/2/S032-0005 25. 5. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Bad Harzburg GmbH Ref55-29412/3/2/S002-0005 1. 6. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Einbeck GmbH Ref55-29412/3/2/S012-0005 1. 6. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Leine-Solling GmbH Ref55-29412/3/2/S020-0005 1. 6. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Springe GmbH Ref55-29412/2/1/S026-0003 7. 6. 2016 EWF 2015

Stadtwerke Springe GmbH Ref55-29412/2/1/S026-0009 8. 6. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Munster-Bispingen GmbH Ref55-29412/3/2/S044-0005 10. 6. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Norderney GmbH Ref55-29412/3/2/S045-0005 10. 6. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Stadtoldendorf GmbH Ref55-29412/3/2/S034-0005 15. 6. 2016 vereinfachtes Verfahren

SWV Regional GmbH Ref55-29412/2/1/S036-0006 21. 6. 2016 EOG2)

Stadtwerke EVB Huntetal GmbH Ref55-29412/2/1/S013-0006 20. 6. 2016 EWF 2015

Stadtwerke EVB Huntetal GmbH Ref55-29412/2/1/S013-0011 21. 6. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Neuenhaus GmbH Ref55-29412/3/2/S042-0005 21. 6. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Wunstorf GmbH & Co. KG Ref55-29412/3/2/S039-0005 21. 6. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Königslutter GmbH Ref55-29412/3/2/S018-0005 24. 6. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Rinteln GmbH Ref55-29412/3/2/S027-0005 24. 6. 2016 vereinfachtes Verfahren

Teutoburger Energie Netzwerk eG Ref55-29412/3/2/T000-0005 30. 6. 2016 vereinfachtes Verfahren

Gasversorgung Grafschaft Hoya GmbH Ref55-29412/3/2/G002-0005 7. 6. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Wolfenbüttel GmbH Ref55-29412/2/1/S032-0016 14. 7. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Achim AG Ref55-29412/2/1/S000-0017 14. 7. 2016 EWF 2017

Elektrizitätswerk Ottersberg Ref55-29412/2/1/E003-0004 14. 7. 2016 EWF 2015

Stadtwerke Springe GmbH Ref55-29412/2/1/S026-0015 13. 7. 2016 EWF 2017

SWV Regional GmbH Ref55-29412/3/2/S043-0005 18. 7. 2016 vereinfachtes Verfahren

Stadtwerke Uelzen GmbH Ref55-29412/2/2/S035-0010 26. 7. 2016 EWF 2016

Stadtwerke Wolfenbüttel GmbH Ref55-29412/2/1/S032-0014 8. 8. 2016 Härtefall

GEW Wilhelmshaven GmbH Ref55-29412/2/1/G002-0015 11. 8. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Bramsche GmbH Ref55-29412/2/1/S006-0009 11. 8. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Burgdorf Netz GmbH Ref55-29412/2/1/S008-0013 24. 8. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Buchholz i. d. N. GmbH Ref55-29412/2/2/S007-0016 24. 8. 2016 EWF 2017

Braunschweiger Netz GmbH Ref55-29412/2/2/B000-0019 24. 8. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Wolfenbüttel GmbH Ref55-29412/2/2/S038-0018 25. 8. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Bergen GmbH Ref55-29412/2/2/S004-0015 24. 8. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Winsen (Luhe) GmbH Ref55-29412/2/2/S037-0014 29. 8. 2016 EWF 2017

GEW Wilhelmshaven GmbH Ref55-29412/2/2/G004-0014 30. 8. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Verden GmbH Ref55-29412/2/2/S036-0013 30. 8. 2016 EWF 2017

Stromversorgung Stadtwerke Garbsen
GmbH & Co. KG

Ref55-29412/2/1/S034-0014 31. 8. 2016 EWF 2017

Gasversorgung Garbsen GmbH Ref55-29412/2/2/G001-0015 30. 8. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Stade GmbH Ref55-29412/2/2/S033-0013 2. 9. 2016 EWF 2017

Celle-Uelzen Netz GmbH Ref55-29412/2/2/C000-0018 2. 9. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Zeven GmbH Ref55-29412/2/2/S040-0011 2. 9. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Bad Harzburg GmbH Ref55-29412/2/2/S002-0011 5. 9. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Einbeck GmbH Ref55-29412/2/2/S012-0010 6. 9. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Achim AG Ref55-29412/2/2/S001-0015 6. 9. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Burgdorf Netz GmbH Ref55-29412/2/2/S008-0013 6. 9. 2016 EWF 2017

nvb Nordhorner Versorgungsbetriebe GmbH Ref55-29412/2/2/N000-0013 14. 9. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Nienburg/Weser GmbH Ref55-29412/2/2/S024-0015 14. 9. 2016 EWF 2017

Osterholzer Stadtwerke GmbH & Co. KG Ref55-29412/2/2/O000-0012 14. 9. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Peine GmbH Ref55-29412/2/2/S026-0016 14. 9. 2016 EWF 2017

Beteiligte Aktenzeichen Beschluss vom Verfahren
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1) EWF = Erweiterungsfaktor.
2) EOG = Erlösobergrenze.

Die Beschlüsse sind im Internet unter www.regulierung.
niedersachsen.de unter Veröffentlichungen abrufbar.

Außerdem wird folgende Mitteilung veröffentlicht:

Gewichteter durchschnittlicher Effizienzwert
nach § 24 Abs. 2 Satz 2 ARegV

(vereinfachtes Verfahren)

Betroffen: Stromnetzbetreiber in der Zuständigkeit der Re-
gulierungskammer Niedersachsen

Gemäß § 24 Abs. 4 Satz 5 ARegV veröffentlichen die Regulie-
rungsbehörden den nach § 24 Abs. 2 Satz 2 ARegV ermittelten
Effizienzwert.

Diesbezüglich wurde am 5. 1. 2017 durch die Bundesnetz-
agentur auf deren Internetseiten der für die dritte Regulie-
rungsperiode (Strom) anzuwendende Wert in Höhe von

96,69 %
bekannt gegeben.

Dieser Wert wird von der Regulierungskammer Niedersach-
sen als Landesregulierungsbehörde gemäß § 24 Abs. 2 Satz 5
ARegV übernommen und im Vereinfachten Verfahren für die
Festlegung der Erlösobergrenzen in der dritten Regulierungs-
periode (Strom) berücksichtigt.

Anträge zur Teilnahme am Vereinfachten Verfahren für die
dritte Regulierungsperiode (Strom) müssen gemäß der Neufas-
sung des § 24 Abs. 4 Satz 1 ARegV nun bis zum 31. 3. 2017 bei
der jeweils zuständigen Regulierungsbehörde gestellt werden.
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Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig

Anerkennung der
„Stiftung Eisenbahn Archiv Braunschweig

-Archiv für Verkehrswesen-“

Bek. d. ArL Braunschweig v. 25. 1. 2017
— 2.11741/40-318 —

Mit Schreiben vom 25. 1. 2017 hat das ArL Braunschweig
als zuständige Stiftungsbehörde nach § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschäfts vom 18. 1. 2017 und der diesem beigefüg-
ten Stiftungssatzung die „Stiftung Eisenbahn Archiv Braun-
schweig -Archiv für Verkehrswesen-“ mit Sitz in Braunschweig
gemäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung von Wissenschaft und
Forschung, von Kunst und Kultur, des Denkmalschutzes und
der Denkmalpflege und der Heimatpflege und der Heimat-

kunde auf dem Gebiet der Entwicklung des Verkehrswesens,
insbesondere des schienengebundenen Verkehrs.

Die Stiftung kann wie folgt angeschrieben werden:

Stiftung Eisenbahn Archiv Braunschweig -Archiv für Verkehrs-
wesen-
Willy-Brandt-Platz 1
38102 Braunschweig.
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Stadtwerke Böhmetal GmbH Ref55-29412/2/2/S005-0012 14. 9. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Peine GmbH Ref55-29412/2/1/S019-0014 14. 9. 2016 EWF 2017

Stadtwerke EVB Huntetal GmbH Ref55-29412/2/2/S014-0012 14. 9. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Stade GmbH Ref55-29412/2/1/S027-0011 4. 10. 2016 EWF 2017

Überlandwerk Leinetal GmbH Ref55-29412/2/1/U000-0009 30. 9. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Holzminden GmbH Ref55-29412/3/2/S017-0005 28. 9. 2016 vereinfachtes Verfahren

GWS Stadtwerke Hameln GmbH Ref55-29412/2/2/G006-0010 17. 10. 2016 EWF 2017

Stadtwerke Zeven GmbH Ref55-29412/2/1/S033-0006 8. 11. 2016 EWF 2014

BSS Netz- und Service Betriebs GmbH Ref55-29412/2/1/B001-0004 15. 11. 2016 Netzentgeltgenehmigung

BSS Netz- und Service Betriebs GmbH Ref55-29412/2/1/B001-0003 15. 11. 2016 Netzentgeltgenehmigung

Stadtwerke Buxtehude GmbH Ref55-29412/2/1/S009-0004 22. 11. 2016 EWF 2015

Beteiligte Aktenzeichen Beschluss vom Verfahren
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Evangelisch-lutherische 
Landeskirche in Braunschweig

Kirchengesetz
über den Austausch von Ortsteilen

mit der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers

Vom 24. November 2016

Die Landessynode hat aufgrund von Artikel 92 Buchstabe d)
in Verbindung mit Artikel 93 Absatz 1 Satz 1 und Artikel 94
Absatz 1 der Kirchenverfassung in der Neufassung vom 7. Mai
1984 (ABl. 1984 S. 14), zuletzt geändert am 13. November
2009 (ABl. 2010 S. 2) das folgende Kirchengesetz beschlossen,
das hiermit verkündet wird:

§ 1
Dem Vertrag zwischen der Evangelisch-lutherischen Lan-

deskirche in Braunschweig und der Evangelisch-lutherischen
Landeskirche Hannovers über den Austausch von Ortsteilen
vom 02./13.09.2016, der diesem Kirchengesetz als Anlage bei-
gefügt ist, wird zugestimmt.

§ 2
(1) Die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde Groß Rhü-

den in Seesen (Landkreis Goslar) sowie die Evangelisch-luthe-
rische Kapellengemeinde Wohlenhausen in Bockenem werden
in die Propstei Seesen eingegliedert und zum 1. Januar 2017
mit der Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde St. Martini
Klein Rhüden in Seesen zur Evangelisch-lutherischen Kirchen-
gemeinde Rhüden-Wohlenhausen in Seesen zusammenge-
legt.

(2) Die Evangelisch-lutherische Kapellengemeinde Werder
in Bockenem wird in die Propstei Seesen eingegliedert und zum
1. Januar 2017 mit der Evangelisch-lutherischen Kirchenge-
meinde St. Jakobus im Ambergau zur Evangelisch-lutheri-
schen Kirchengemeinde St. Jakobus im Ambergau zusammen-
gelegt.

§ 3
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

Goslar, den 24. November 2016
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Anlage

Vertrag
zwischen der Evangelisch-lutherischen Landeskirche

in Braunschweig und der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers

über den Austausch von Ortsteilen

Die Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig,
vertreten durch das Landeskirchenamt,

und

die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers,
vertreten durch den Landesbischof,

schließen den folgenden Vertrag:

§ 1
(1) Die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde Groß

Rhüden in Seesen (Landkreis Goslar), die Evangelisch-lutheri-
sche Kapellengemeinde Werder in Bockenem (Landkreis Hil-
desheim) und die Evangelisch-lutherische Kapellengemeinde
Wohlenhausen in Bockenem werden aus der Evangelisch-lu-
therischen Landeskirche Hannovers ausgegliedert und in die
Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig einge-
gliedert.

(2) Die Kirchenglieder der in Absatz 1 genannten Kirchen-
und Kapellengemeinden werden Kirchenglieder der Evange-
lisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig.

(3) In den in Absatz 1 genannten Kirchen- und Kapellenge-
meinden gilt mit der Umgliederung ausschließlich das Recht
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig.

§ 2
(1) Die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde Neubrück

in Wendeburg (Landkreis Peine), die Gebiete der Ortsteile Hoit-
lingen und Tiddische (Samtgemeinde Brome, Landkreis Gif-
horn) und das bisher zur Evangelisch-lutherischen Landes-
kirche in Braunschweig gehörende Teilgebiet des Wohnplat-
zes Laubhütte (politische Gemeinde Bad Grund [Harz], Land-
kreis Osterode am Harz) werden aus der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche in Braunschweig ausgegliedert und in
die Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers einge-
gliedert.

(2) Die in den in Absatz 1 genannten Gebieten wohnenden
Kirchenglieder der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in
Braunschweig werden Kirchenglieder der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers.

(3) In den in Absatz 1 genannten Gebieten gilt mit der Um-
gliederung ausschließlich das Recht der Evangelisch-lutheri-
schen Landeskirche Hannovers.

§ 3
Eine Vermögensauseinandersetzung findet nicht statt.

§ 4
(1) Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. Gleich-

zeitig tritt der Vertrag vom 21./23. Februar 1933 über die kirch-
liche Versorgung braunschweigisch-hannoverscher Grenzge-
meinden und über die Rechtsverhältnisse in diesen, geändert
durch Vertrag vom 4. April/8. Juni 1950, außer Kraft.

(2) Dieser Vertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit der kirchen-
gesetzlichen Zustimmung beider Landeskirchen.

Wolfenbüttel, den 13.09.2016 Hannover, den 02.09.2016

Ev.-luth. Landeskirche Ev.-luth. Landeskirche
in Braunschweig Hannovers
Das Landeskirchenamt Der Landesbischof

gez. Dr. Christoph Meyns, gez. Ralf Meister
Landesbischof

Evangelisch-lutherische
Landeskirche Hannovers

Kirchengesetz
über den Austausch von Ortsteilen

mit der Evangelisch-lutherischen Landeskirche
in Braunschweig

Vom 13. Dezember 2016

Die Landessynode hat mit Zustimmung des Kirchensenates
das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1
Dem Vertrag zwischen der Evangelisch-lutherischen Lan-

deskirche in Braunschweig und der Evangelisch-lutherischen
Landeskirche Hannovers über den Austausch von Ortsteilen
vom 2./13. September 2016, der diesem Kirchengesetz als An-
lage*) beigefügt ist, wird zugestimmt.

§ 2
(1) Die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde Neubrück

in Wendeburg wird in den Evangelisch-lutherischen Kirchen-
kreis Gifhorn eingegliedert.

(2) Die Gebiete der Ortsteile Hoitlingen und Tiddische wer-
den in die Evangelisch-lutherische St.-Georgs-Kirchengemein-
de Jembke in Jembke (Kirchenkreis Wolfsburg-Wittingen) ein-
gegliedert. Die in den Ortsteilen Hoitlingen und Tiddische
wohnenden Kirchenglieder sind nach Maßgabe der §§ 8 und 9
Kirchengemeindeordnung Glieder der Evangelisch-lutheri-
schen St.-Georgs-Kirchengemeinde Jembke.
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(3) Das bisher zur Evangelisch-lutherischen Landeskirche
in Braunschweig gehörende Teilgebiet des Wohnplatzes Laub-
hütte wird in die Evangelisch-lutherische St.-Antonius-Kirchen-
gemeinde Bad Grund in Bad Grund (Harz) (Kirchenkreis Har-
zer Land) eingegliedert. Die im Wohnplatz Laubhütte woh-
nenden Kirchenglieder sind nach Maßgabe der §§ 8 und 9 Kir-
chengemeindeordnung Glieder der Evangelisch-lutherischen
St.-Antonius-Kirchengemeinde Bad Grund.

§ 3

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. Gleich-
zeitig treten die Notverordnung zur Regelung der kirchlichen
Versorgung von Grenzgemeinden vom 1. Oktober 1932 (Kirchl.
Amtsbl. S. 159) und die Notverordnung zur Regelung der
kirchlichen Verhältnisse in Grenzgemeinden vom 15. Juni 1950
(Kirchl. Amtsbl. 1951 S. 29) außer Kraft.

*) Die Anlage ist auf der Seite 145 dieser Nummer des Nds. MBl. abge-
druckt.

— Nds. MBl. Nr. 4/2017 S. 145

Niedersächsischer Landesbetrieb 
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz

Festsetzung der Deichabmessungen
gemäß § 4 Abs. 1 NDG

für den rechten Hochwasserdeich der Weser
zwischen Groß Hutbergen und Rieda, Landkreis Verden

Bek. d. NLWKN v. 3. 1. 2017
— Az. VI L-62210-210-001 —

A. Verfügender Teil
Gemäß § 4 Abs. 1 NDG i. d. F. vom 23. 2. 2004 (Nds. GVBl.

S. 83), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 13. 10.
2011 (Nds. GVBl. S. 353), sowie § 30 a Satz 2 NDG i. V. mit
§ 1 Nr. 2 ZustVO-Deich vom 29. 11. 2004 (Nds. GVBl. S. 549),
werden für die Teilstrecke des Hochwasserdeiches des Stedor-
fer Deichverbandes an der rechten Weserseite zwischen Groß
Hutbergen und Rieda folgende Abmessungen festgesetzt:

1. Verlauf des Hochwasserdeiches

Der festgesetzte Deichabschnitt hat eine Länge von 5 570 m.
Er beginnt bei Groß Hutbergen mit Deich-km 8 + 800 und
verläuft parallel zur Weser bis Rieda bei Deich-km 14 + 370.

Die Kilometrierung entspricht der Kilometrierung des Ste-
dorfer Deichverbandes.

2. Abmessungen des Deiches

2.1 Bestickhöhe

2.2 Abmessungen des Deichprofils

Deichkronenbreite: 3,00 m mit einer mittigen Überhöhung
von 5 cm zur ausreichenden Entwässerung,

Neigung der Außenböschung: 1 : 3 oder flacher,
Neigung der Binnenböschung: 1 : 3 oder flacher.
a) Deichverteidigungsweg

Lage des Weges: auf der Binnendeichberme
¾50 cm über Oberkante Gelände

Breite: 3,00 m
Quergefälle: 3 %
technische Anforde-
rungen an den Bau: für den Schwerlastverkehr geeignet

b) Deichentwässerungsgraben außendeichs
entfällt

c) Deichentwässerungsgraben binnendeichs
Die Deichentwässerung binnendeichs ist entsprechend der
hydraulischen Notwendigkeit zu wählen. Beim Bau eines
Deichentwässerungsgrabens sind folgende Abmessungen
zugrunde zu legen:
Sohlentiefe: ¾0,50 m
Sohlenbreite: ¾0,50 m
Böschungsneigung: 1 : 1 bis 1 : 2.

3. Anlagen
Die unter Nummer 2 beschriebenen Mindestabmessungen

des Deiches und die Lage der Deichprofile sind in folgenden
Anlagen dargestellt:
Anlage 1 (Übersichtsplan): Maßstab 1 : 25 000

(Anlage),
Anlagen 2.1 bis 2.3*) (Lagepläne): Maßstab 1 : 2 000,
Anlagen 3.1 bis 3.3*) (Längsschnitte): Maßstab 1 : 2 000 und

Maßstab 1 : 100,
Anlagen 4.1 bis 4.37*) (Querprofile): Maßstab 1 : 100 und

Maßstab 1 : 200.
Die Anlagen sind Bestandteil dieser Festsetzung.
Ausfertigungen der Anlagen können beim Landkreis Ver-

den, Lindhooper Straße 67, 27283 Verden (Aller), und beim
Stedorfer Deichverband, In Rieda 36, 27283 Verden, von je-
dermann kostenlos eingesehen werden.

B. Begründung
Der rechte Weserdeich zwischen Groß Hutbergen und Rieda

weist zwar die erforderliche Bestickhöhe auf, jedoch ent-
spricht das Deichprofil nicht den heutigen Anforderungen,
insbesondere nicht der DIN 19712 „Flussdeiche“. So sind die
Binnen- und Außenböschungen streckenweise zu steil, eine
Dichtungsschürze ist nicht durchgängig vorhanden und der
Deichverteidigungsweg fehlt auf einem längeren Streckenab-
schnitt des Deiches.

Mit dieser Bestickfestsetzung wird der Hochwasserdeich den
heutigen technischen Anforderungen angepasst. 

Gemäß § 4 Abs. 1 NDG wurde der Stedorfer Deichverband
als Träger der Deicherhaltung angehört.

C. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Bestickfestsetzung kann innerhalb eines Mo-

nats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Stade
mit Sitz in Stade erhoben werden.

Hinweis:
Die Klage wäre gegen den Niedersächsischen Landesbetrieb
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz, Direktion/Ge-
schäftsbereich VI, Adolph-Kolping-Straße 6, 21337 Lüneburg,
zu richten.

*) Hier nicht abgedruckt.
— Nds. MBl. Nr. 4/2017 S. 146

Deich-km Beschreibung Bestickhöhe

8 + 800 Groß Hutbergen NN + 15,11 m
zunehmend auf

14 + 370 Rieda NN + 16,90 m
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Bioenergie Groß Oesingen UG [haftungsbeschränkt]

& Co. KG)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 17. 1. 2017
— BS 16-103 —

Die Bioenergie Groß Oesingen UG (haftungsbeschränkt) &
Co. KG, Tweete 4, 29393 Groß Oesingen, hat mit Schreiben
vom 11. 9. 2016 die Erteilung einer Genehmigung gemäß den
§§ 4 und 19 BImSchG in der derzeit geltenden Fassung für die
Entdrosselung des bestehenden BHKW I auf der ebenfalls be-
stehenden Biogasanlage beantragt. Durch die Entdrosselung
erhöht sich die Feuerungswärmeleistung der BHKW I und II
auf insgesamt 1 157 kW.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine standortbezogene Vorprüfung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforder-
lich ist.

Diese Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für das o. g. Verfahren nicht erforderlich ist.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbständig anfechtbar ist.

— Nds. MBl. Nr. 4/2017 S. 148

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(Heyne & Penke Verpackungen GmbH, Dassel)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 17. 1. 2017
— BS 16-136 —

Die Firma Heyne & Penke Verpackungen GmbH, Am Burg-
berg 10, 37586 Dassel, hat mit Antrag vom 5. 12. 2016 die
Erteilung einer Änderungsgenehmigung gemäß § 16 Abs. 1
BImSchG für die Errichtung und den Betrieb einer neuen Tief-
druckmaschine beantragt.

Durch den Betrieb der neuen Tiefdruckmaschine T4 (BE 150)
wird der Verbrauch an organischen Lösungsmitteln von 918 kg/h
auf 1 256 kg/h steigen. Hierfür muss die aus zwei regenerati-
ven Abluftreinigungsanlagen (RNV 1 und RNV 2) bestehende
Abgasreinigungsanlage an den steigenden Abgasvolumenstrom
angepasst werden. Die RNV 2 (BE 310) wird durch eine leis-
tungsstärkere Anlage ersetzt.

Das Vorhaben ist als „Anlage zur Behandlung von Oberflä-
chen unter Verwendung von organischen Lösungsmitteln“ ge-
mäß Nummer 5.1.1.1 (G/E) des Anhangs 1 der 4. BImSchV
genehmigungsbedürftig.

Genehmigungsbehörde ist das GAA Braunschweig.
Die Anlage soll entsprechend der Antragstellung im zwei-

ten Quartal 2017 in Betrieb genommen werden.
Der Antrag einschließlich der dazu eingereichten Unterlagen

(Zeichnungen, Erläuterungen usw.) kann

vom 8. 2. bis zum 7. 3. 2017

in den folgenden Stellen zu den jeweils angegebenen Zeiten
eingesehen werden:
— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig, Ludwig-

Winter-Straße 2, 38120 Braunschweig,
Einsichtmöglichkeit:
montags bis donnerstags
in der Zeit von 8.00 bis 15.30 Uhr,
freitags und an Tagen vor Feiertagen
in der Zeit von 8.00 bis 14.30 Uhr;

— Stadt Dassel, Bauverwaltung, Zimmer 25, Südstraße 1, 37586
Dassel,

Einsichtmöglichkeit:
montags bis freitags in der Zeit von 8.00 bis 13.00 Uhr,
montags und dienstags
in der Zeit von 14.00 bis 16.00 Uhr,
donnerstags in der Zeit von 14.00 bis 18.00 Uhr.

Diese Bek. und die Antragsunterlagen sind auch im Internet
unter http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort
über den Pfad „Bekanntmachungen w Braunschweig — Göt-
tingen“ einsehbar.

Einwendungen gegen das Vorhaben können gemäß § 10
Abs. 3 BImSchG bis zwei Wochen nach Ablauf der Ausle-
gungsfrist (bis zum 21. 3. 2017) schriftlich bei den genannten
Auslegungsstellen erhoben werden. Mit Ablauf der Einwen-
dungsfrist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Gemäß § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
der Antragstellerin und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-
rühren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behörden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen der Einwenderin oder des Einwenders deren oder des-
sen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich
gemacht werden sollen, wenn diese zur ordnungsgemäßen
Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforder-
lich sind.

Es wird weiter darauf hingewiesen, dass gleichförmige Ein-
wendungen unberücksichtigt bleiben können, wenn die Un-
terzeichnenden ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder
nicht leserlich angegeben haben.

Der Erörterungstermin wird bestimmt auf

Mittwoch, den 17. 5. 2017, 9.30 Uhr,
Rathaus der Stadt Dassel,

Großer Sitzungssaal,
Südstraße 1,

37586 Dassel.

Die Durchführung des Erörterungstermins liegt im Ermes-
sen der Genehmigungsbehörde.

Bei Bedarf wird die Erörterung jeweils am darauffolgenden
Werktag (ohne Samstag) zur gleichen Zeit an gleicher Stelle
fortgesetzt.

Formgerecht erhobene Einwendungen werden auch bei
Ausbleiben der Antragstellerin oder von Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, erörtert.

Gemäß § 10 Abs. 4 Nr. 4 BImSchG kann die Zustellung der
Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden.

— Nds. MBl. Nr. 4/2017 S. 148

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Agrar Gas Denkte GmbH & Co. KG)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 23. 1. 2017
— BS 15-100 —

Die Agrar Gas Denkte GmbH & Co. KG, Dorfstraße 15,
38321 Denkte, hat mit Schreiben vom 22. 1. 2016 die Erteilung
einer Änderungsgenehmigung gemäß § 16 Abs. 1 BImSchG in
der derzeit geltenden Fassung für die Errichtung und den Be-
trieb eines Gasspeicherdachs und die Erhöhung des Gasspei-
chervolumens beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 8.4.2.1 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine allgemeine Vorprüfung des Einzel-
falles zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Diese Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für das o. g. Verfahren nicht erforderlich ist.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbständig anfechtbar ist.

— Nds. MBl. Nr. 4/2017 S. 148
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(W. Neudorff GmbH KG, Emmerthal)

Bek. d. GAA Hannover v. 1. 2. 2017
— HI 007003803-112 —

Die Firma W. Neudorff GmbH KG, An der Mühle 3, 31860
Emmerthal, hat mit Schreiben vom 23. 6. 2016 beim GAA
Hannover als zuständiger Genehmigungsbehörde die Ertei-
lung einer Genehmigung zur wesentlichen Änderung der An-
lage zur Herstellung von Pflanzenschutzmitteln auf dem Grund-
stück in 31860 Emmerthal, Langes Feld 20, Gemarkung Kirch-
ohsen, Flur 2, Flurstücke 7/5 und 7/6, beantragt.

Die beantragte Änderung betrifft im Wesentlichen die Er-
weiterung der vorhandenen Anlage um eine Anlage zur Her-
stellung von organischen Chemikalien, die zu Pflanzenschutz-
mitteln und Bioziden weiterverarbeitet werden sollen. Die Ka-
pazität dieser neuen Anlage soll maximal 20 t/d betragen. Die
Gesamtproduktionsleistung bleibt unverändert bei 155 t/d.

Mit dem Betrieb der geänderten Anlage soll unmittelbar
nach Vorlage der Genehmigung begonnen werden.

Die wesentliche Änderung der Anlage bedarf der Genehmi-
gung nach § 16 Abs. 1 BImSchG i. V. m. § 1 sowie den Num-
mern 4.2 (V) und 4.1.18 (G/E) des Anhangs 1 der 4. BImSchV.
Es handelt sich dabei um eine Anlage der Richtlinie 2010/75/EU
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. 11. 2010
über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Ver-
minderung der Umweltverschmutzung) (ABl. EU Nr. L 334
S. 17; 2012 Nr. L 158 S. 25) — sog. Industrieemissions-Richt-
linie.

Das geplante Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3
BImSchG öffentlich bekannt gemacht.

Die im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsverfahrens durchgeführte Einzelfallprüfung gemäß
§ 3 c UVPG hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeits-
prüfung nicht durchgeführt werden muss.

Das festgestellte Prüfungsergebnis ist nicht selbständig an-
fechtbar (§ 3 a UVPG).

Der Antrag und die Antragsunterlagen liegen in der Zeit vom

8. 2. bis zum 8. 3. 2017 (einschließlich)
— beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hannover, EG, Foyer,

Am Listholze 74, 30177 Hannover,
montags bis donnerstags
in der Zeit von 8.00 bis 16.00 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.00 bis 14.30 Uhr,
und nach telefonischer Vereinbarung;

— bei der Gemeinde Emmerthal, Rathaus, Raum 33, Berliner
Straße 15, 31860 Emmerthal,
montags bis freitags in der Zeit von 8.30 bis 12.00 Uhr,
montags in der Zeit von 14.30 bis 17.30 Uhr,
und nach telefonischer Vereinbarung

öffentlich aus und können dort während der vorgenannten
Dienststunden von jedermann eingesehen werden.

Diese Bek., die Antragsunterlagen und eine Kurzbeschrei-
bung des Vorhabens sind auch im Internet unter http://www.
gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort über den Pfad
„Bekanntmachungen w Hannover — Hildesheim“ einsehbar.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben sind während
der Einwendungsfrist, diese beginnt am 8. 2. 2017 und endet
mit Ablauf des 22. 3. 2017, schriftlich bei den genannten Aus-
legungsstellen geltend zu machen. Mit Ablauf dieser Frist
sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Ti-
teln beruhen (§ 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG).

Gemäß § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
der Antragstellerin und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-
rühren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behörden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen der Einwenderin oder des Einwenders deren oder

dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich
gemacht werden sollen, wenn diese zur ordnungsgemäßen
Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforder-
lich sind.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Geneh-
migungsbehörde nach Ermessen, ob ein Erörterungstermin
durchgeführt wird.

Findet der Erörterungstermin statt, werden die form- und
fristgerecht erhobenen Einwendungen am

Dienstag, dem 4. 4. 2017, 10.00 Uhr,
Gemeinde Emmerthal,
kleiner Sitzungssaal,
Berliner Straße 15,
31860 Emmerthal,

erörtert.
Sollte die Erörterung am 4. 4. 2017 nicht abgeschlossen

werden können, wird sie an den darauffolgenden Werktagen
(ohne Samstag) zur gleichen Zeit am selben Ort fortgesetzt.

Der Erörterungstermin dient dazu, die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von
Bedeutung sein kann. Er soll denjenigen, die Einwendungen
erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu er-
läutern. Die Einwendungen werden auch dann erörtert, wenn
die Antragstellerin oder die Personen, die Einwendungen er-
hoben haben, zu diesem Erörterungstermin nicht erscheinen.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Erörterungstermin nicht behandelt.

Findet ein Erörterungstermin nicht statt, so wird dies geson-
dert öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung gemäß
§ 10 Abs. 7 und 8 BImSchG und § 21 a der 9. BImSchV öffent-
lich bekannt gemacht wird und die öffentliche Bekanntma-
chung die Zustellung der Entscheidung ersetzen kann.

Die maßgeblichen Vorschriften zur Öffentlichkeitsbeteili-
gung ergeben sich aus § 10 BImSchG, dem Zweiten Abschnitt
der 9. BImSchV und § 9 UVPG.

— Nds. MBl. Nr. 4/2017 S. 149

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(Sonac Lingen GmbH)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 17. 1. 2017
— 31.15-40211/1-7.12.1.1-1 —

Das GAA Oldenburg hat der Firma Sonac Lingen GmbH,
Ulanenstraße 1—3, 49811 Lingen (Ems), mit der Entscheidung
vom 16. 12. 2016 eine Änderungsgenehmigung gemäß den
§§ 16 und 10 BImSchG zur wesentlichen Änderung ihrer An-
lagen zur Beseitigung oder Verwertung von Tierkörpern oder
tierischen Abfällen der Kategorie 3 und zur Herstellung von
Futter- oder Düngemitteln oder technischen Fetten aus den
Schlachtnebenprodukten Knochen, Tierhaare, Federn, Hörner,
Klauen oder Blut auf dem Grundstück in 49811 Lingen (Ems),
Ulanenstraße 1—3, Gemarkung Altenlingen, Flur 38, Flur-
stücke 90/2, 90/143, 90/144 und 92/3, erteilt.

Gegenstand des Verfahrens war insbesondere die Erhöhung
der Verarbeitungskapazität der Gesamtanlage auf 1 056 t/Tag
bzw. 250 000 t/a Material der Kategorie 3.

Der Bescheid enthält Nebenbestimmungen, um die Erfüllung
der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG sicher-
zustellen.

Der vollständige Bescheid und die genehmigten Antragsun-
terlagen können in der Zeit vom 9. 2. bis einschließlich 22. 2.
2017 bei folgenden Stellen eingesehen werden:
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— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Zimmer 423,
Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg, während der
Dienststunden,
montags bis donnerstags
in der Zeit von 7.30 bis 16.00 Uhr und
freitags in der Zeit von 7.30 bis 13.00 Uhr;

— Stadt Lingen (Ems), Bürgerbüro, Neue Straße 5, 49808 Lin-
gen (Ems), während der Dienststunden,
montags bis mittwochs
in der Zeit von 9.00 bis 16.00 Uhr,
donnerstags in der Zeit von 9.00 bis 17.00 Uhr,
freitags in der Zeit von 9.00 bis 12.30 Uhr und
samstags in der Zeit von 9.00 bis 12.00 Uhr.

Diese Bek. und der vollständige Genehmigungsbescheid sind
auch im Internet unter http://www.gewerbeaufsicht.nieder-
sachsen.de und dort über den Pfad „Bekanntmachungen w
Oldenburg — Emden — Osnabrück“ einsehbar.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann der Bescheid
einschließlich Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchs-
frist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim
Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tant-
zen-Platz 8, 26122 Oldenburg, schriftlich angefordert werden.

Gemäß § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG i. V. m. § 21 a der
9. BImSchV werden der verfügende Teil des Bescheides und
die Rechtsbehelfsbelehrung als Anlage öffentlich bekannt ge-
macht.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid mit dem
Ende der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt gilt.
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Anlage

Änderungsgenehmigung

I. Tenor
1. Der Firma Sonac Lingen GmbH, Ulanenstraße 1—3,
49811 Lingen (Ems), wird aufgrund ihres Antrages vom 16. 4.
2014, zuletzt ergänzt am 13. 9. 2016, die Genehmigung zur
wesentlichen Änderung ihrer Anlagen
— zur Beseitigung oder Verwertung von Tierkörpern oder tie-

rischen Abfällen der Kategorie 3 nach Nr. 7.12.1.1 GE
(Tierkörperverwertungsanlage) mit einer Verarbeitungska-
pazität von 1 056 t/d (entspricht 44 t/h bzw. bei einer
6 Tage Woche 6 336 t/w) und

— zur Herstellung von Futter- oder Düngemitteln oder tech-
nischen Fetten aus den Schlachtnebenprodukten Knochen,
Tierhaare, Federn, Hörner, Klauen oder Blut nach Nr. 7.9.2 G
(Blutmehlanlage) mit einer Produktionskapazität von 14,1 t/d
Fertigerzeugnisse (entspricht bei einer 6 Tage Woche 84,6 t/w)
in Lingen (Ems) erteilt.

Die Verarbeitungskapazität der Blutmehlanlage ist in der
Verarbeitungskapazität der Tierkörperverwertungsanlage von
max. 250 000 t/a enthalten.

2. Gegenstand der Genehmigung
Dieser Bescheid erstreckt sich auf die folgenden wesentlichen

Maßnahmen:
— Verzicht auf den Einsatz von Material der Kategorie 1 und 2

der VO (EG) 1069/2009,
— Erhöhung der Verarbeitungskapazität von 193 440 t/a auf

max. 250 000 t/a Material der Kategorie 3,
— Austausch bzw. Aufstellung von diversen Aggregaten/Ma-

schinen in den Produktionsbereichen Schweineprotein-
herstellung, Schweinefettherstellung, Geflügelmehlherstel-
lung, Geflügelfettherstellung und Digest/Geflügelfondher-
stellung,

— Austausch der vorhandenen Dampfkesselanlage (Dampf-
kessel mit der Herstell-Nr. 123294 ersetzt den Dampfkessel
mit der Herstell-Nr. 71500) mit Erhöhung der Feuerungs-
wärmeleistung auf 19,9 MW,

— Erhöhung des Schornsteins auf 23,0 m über Grund,
— Aufstellung einer Inertgasaufbereitung zur Abluft-Mitver-

brennung im Dampfkessel, Herstell-Nr. 123294 und

— Nutzungsänderung der bisherigen Umladehalle in ein Er-
satzteillager.

Standort der Anlage ist:
Ort: 49811 Lingen (Ems)
Straße: Ulanenstraße 1—3
Gemarkung: Altenlingen
Flur: 38
Flurstücke: 90/2, 90/143, 90/144 und 92/3.

Die im Formular „Inhaltsverzeichnis“ im Einzelnen aufge-
führten Antragsunterlagen sind Bestandteil dieses Genehmi-
gungsbescheides und liegen diesem zugrunde.

3. Konzentrationswirkung 
Diese Genehmigung schließt die Baugenehmigung nach § 64

NBauO und die Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 Betriebssicher-
heitsverordnung für die Errichtung und den Betrieb des erd-
gasbefeuerten Dampfkessels 1 (siehe Nebenbestimmungen zu 4)
mit ein.

Im Übrigen ergeht diese Genehmigung unbeschadet der be-
hördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von
der Genehmigung eingeschlossen werden.

4. Kostenentscheidung
Die Kosten dieses Verwaltungsverfahrens trägt die Antrag-

stellerin.

VI. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach

Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theo-
dor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg, einzulegen.

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(BÜFA Reinigungssysteme GmbH & Co. KG, Oldenburg)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 23. 1. 2017
— OL 16-137-01 —

Die Firma BÜFA Reinigungssysteme GmbH & Co. KG, Au-
gust-Hanken-Straße 30, 26125 Oldenburg, hat mit Schreiben
vom 29. 7. 2016 die Erteilung einer Genehmigung gemäß den
§§ 16 und 19 BImSchG in der derzeit geltenden Fassung für
die Änderung einer Anlage zur Herstellung von Reinigungs-
mitteln mit einem Einsatz an organischen Lösemitteln von bis
zu 25 t je Tag am Standort 26125 Oldenburg, August-Hanken-
Straße 30, Gemarkung Ohmstede, Flur 25, Flurstück B (ehemals
320/12, 116/5, Teilfläche 129/6), beantragt.

Gegenstand der wesentlichen Änderung sind folgende Maß-
nahmen:
— Errichtung und Betrieb eines Erweiterungsbaus (Lager mit

innerbetrieblicher Fördertechnik, Versandzone, Labor- und
Büroräume),

— Erhöhung der Lagermenge für die in Nummer 30 des An-
hangs 2 der 4. BImSchV in der derzeit geltenden Fassung
genannten Stoffe und Gemische auf maximal 117,7 t,

— Umnutzungen und Änderungen in der Belegung von La-
gerbereichen, Änderungen der Lagerbedingungen für be-
stimmte Stoffe sowie Umsetzen der Kleingebindeabfüll-
anlage im Bestandsgebäude und

— Ausweitung der Betriebszeit auf die Zeit von 6.00 bis
22.00 Uhr werktags.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 9.3.3 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorprüfung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durchführung
einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Die Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 4/2017 S. 150



Nds. MBl. Nr. 4/2017

151

Rechtsprechung

Bundesverfassungsgericht

L e i t s ä t z e
zum Urteil des Zweiten Senats vom 17. 1. 2017

— 2 BvB 1/13 —

1. Das Parteiverbot nach Art. 21 Abs. 2 GG stellt die schärfste
und überdies zweischneidige Waffe des demokratischen
Rechtsstaats gegen seine organisierten Feinde dar. Es soll
den Risiken begegnen, die von der Existenz einer Partei
mit verfassungsfeindlicher Grundtendenz und ihren typi-
schen verbandsmäßigen Wirkungsmöglichkeiten ausgehen.

2. Das Gebot der Staatsfreiheit politischer Parteien und der
Grundsatz des fairen Verfahrens sind für die Durchfüh-
rung des Verbotsverfahrens unabdingbar.
a) Die Tätigkeit von V-Leuten und Verdeckten Ermittlern

auf den Führungsebenen einer Partei während eines
gegen diese laufenden Verbotsverfahrens ist mit dem
Gebot strikter Staatsfreiheit nicht vereinbar.

b) Gleiches gilt, soweit die Begründung eines Verbotsan-
trages auf Beweismaterialien gestützt wird, deren Ent-
stehung zumindest teilweise auf das Wirken von V-Leu-
ten oder Verdeckten Ermittlern zurückzuführen ist.

c) Der Grundsatz des fairen Verfahrens gebietet, dass die
Beobachtung einer Partei während eines laufenden
Verbotsverfahrens durch den Verfassungsschutz nicht
dem Ausspähen ihrer Prozessstrategie dient und dass
im Rahmen der Beobachtung erlangte Informationen
über die Prozessstrategie im Verfahren nicht zulasten
der Partei verwendet werden.

d) Ein zur Verfahrenseinstellung führendes Hindernis
kommt lediglich als ultima ratio möglicher Rechtsfolgen
von Verfassungsverstößen in Betracht. Zur Feststellung
des Vorliegens eines unbehebbaren Verfahrenshinder-
nisses bedarf es einer Abwägung zwischen den rechts-
staatlichen Verfahrensanforderungen einerseits und dem
Präventionszweck dieses Verfahrens andererseits.

3. Der Begriff der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung im Sinne von Art. 21 Abs. 2 GG umfasst nur jene
zentralen Grundprinzipien, die für den freiheitlichen Ver-
fassungsstaat schlechthin unentbehrlich sind.
a) Ihren Ausgangspunkt findet die freiheitliche demokra-

tische Grundordnung in der Würde des Menschen (Art. 1
Abs. 1 GG). Die Garantie der Menschenwürde umfasst
insbesondere die Wahrung personaler Individualität,
Identität und Integrität sowie die elementare Rechts-
gleichheit.

b) Ferner ist das Demokratieprinzip konstitutiver Bestand-
teil der freiheitlichen demokratischen Grundordnung.
Unverzichtbar für ein demokratisches System sind die
Möglichkeit gleichberechtigter Teilnahme aller Bürge-
rinnen und Bürger am Prozess der politischen Willens-
bildung und die Rückbindung der Ausübung der
Staatsgewalt an das Volk (Art. 20 Abs. 1 und 2 GG).

c) Für den Begriff der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung sind schließlich die im Rechtsstaatsprinzip
wurzelnde Rechtsbindung der öffentlichen Gewalt
(Art. 20 Abs. 3 GG) und die Kontrolle dieser Bindung
durch unabhängige Gerichte bestimmend. Zugleich er-
fordert die verfassungsrechtlich garantierte Freiheit des
Einzelnen, dass die Anwendung physischer Gewalt
den gebundenen und gerichtlicher Kontrolle unterlie-
genden staatlichen Organen vorbehalten ist.

4. Der Begriff des Beseitigens der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung bezeichnet die Abschaffung zumin-
dest eines ihrer Wesenselemente oder deren Ersetzung
durch eine andere Verfassungsordnung oder ein anderes
Regierungssystem. Von einem Beeinträchtigen ist auszuge-
hen, wenn eine Partei nach ihrem politischen Konzept mit
hinreichender Intensität eine spürbare Gefährdung der
freiheitlichen demokratischen Grundordnung bewirkt.

5. Dass eine Partei die Beseitigung oder Beeinträchtigung der
freiheitlichen demokratischen Grundordnung anstrebt,
muss sich aus ihren Zielen oder dem Verhalten ihrer An-
hänger ergeben.
a) Die Ziele einer Partei sind der Inbegriff dessen, was

eine Partei politisch anstrebt.
b) Anhänger sind alle Personen, die sich für eine Partei

einsetzen und sich zu ihr bekennen, auch wenn sie
nicht Mitglied der Partei sind.

c) Zuzurechnen ist einer Partei zunächst einmal die Tä-
tigkeit ihrer Organe, besonders der Parteiführung und
leitender Funktionäre. Bei Äußerungen oder Handlun-
gen einfacher Mitglieder ist eine Zurechnung nur mög-
lich, wenn diese in einem politischen Kontext stehen
und die Partei sie gebilligt oder geduldet hat. Bei An-
hängern, die nicht der Partei angehören, ist grundsätz-
lich eine Beeinflussung oder Billigung ihres Verhaltens
durch die Partei notwendige Bedingung für die Zu-
rechenbarkeit. Eine pauschale Zurechnung von Straf-
und Gewalttaten ohne konkreten Zurechnungszusam-
menhang kommt nicht in Betracht. Der Grundsatz der
Indemnität schließt eine Zurechnung parlamentarischer
Äußerung nicht aus.

6. Eine gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung
gerichtete Zielsetzung einer Partei reicht für die Anord-
nung eines Parteiverbots nicht aus. Vielmehr muss die Par-
tei auf die Beeinträchtigung oder Beseitigung der freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung „ausgehen“.
a) Ein solches „Ausgehen“ setzt begrifflich ein aktives Han-

deln voraus. Das Parteiverbot ist kein Gesinnungs- oder
Weltanschauungsverbot. Notwendig ist ein Überschrei-
ten der Schwelle zur Bekämpfung der freiheitlichen de-
mokratischen Grundordnung durch die Partei.

b) Es muss ein planvolles Vorgehen gegeben sein, das im
Sinne einer qualifizierten Vorbereitungshandlung auf
die Beeinträchtigung oder Beseitigung der freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung oder auf die Ge-
fährdung des Bestandes der Bundesrepublik Deutsch-
land gerichtet ist.

c) Dass dadurch eine konkrete Gefahr für die durch Art. 21
Abs. 2 GG geschützten Rechtsgüter begründet wird, ist
nicht erforderlich. Allerdings bedarf es konkreter An-
haltspunkte von Gewicht, die einen Erfolg des gegen
die freiheitliche demokratische Grundordnung oder
den Bestand der Bundesrepublik Deutschland gerichte-
ten Handelns zumindest möglich erscheinen lassen.

d) Die Anwendung von Gewalt ist bereits für sich genom-
men hinreichend gewichtig, um die Annahme der Mög-
lichkeit erfolgreichen Agierens gegen die Schutzgüter
des Art. 21 Abs. 2 GG zu rechtfertigen. Gleiches gilt,
wenn eine Partei in regional begrenzten Räumen eine
„Atmosphäre der Angst“ herbeiführt, die geeignet ist, die
freie und gleichberechtigte Beteiligung aller am Prozess
der politischen Willensbildung nachhaltig zu beeinträch-
tigen.

7. Für die Annahme ungeschriebener Tatbestandsmerkmale
ist im Rahmen des Art. 21 Abs. 2 GG kein Raum.
a) Die Wesensverwandtschaft einer Partei mit dem Natio-

nalsozialismus rechtfertigt für sich genommen die An-
ordnung eines Parteiverbots nicht. Allerdings kommt
ihr erhebliche indizielle Bedeutung hinsichtlich der Ver-
folgung verfassungsfeindlicher Ziele zu.

b) Einer gesonderten Anwendung des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit bedarf es nicht.

8. Die dargelegten Anforderungen an die Feststellung der
Verfassungswidrigkeit einer Partei sind mit den Vorgaben,
die der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in
seiner Rechtsprechung zu Parteiverboten aus der Konven-
tion zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten
(EMRK) abgeleitet hat, vereinbar.

9. Nach diesen Maßstäben ist der Verbotsantrag unbegrün-
det.
a) Die Antragsgegnerin strebt nach ihren Zielen und dem

Verhalten ihrer Anhänger die Beseitigung der freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung an. Sie zielt auf
eine Ersetzung der bestehenden Verfassungsordnung
durch einen an der ethnischen „Volksgemeinschaft“
ausgerichteten autoritären „Nationalstaat“. Dieses poli-
tische Konzept missachtet die Menschenwürde aller,
die der ethnischen Volksgemeinschaft nicht angehö-
ren, und ist mit dem grundgesetzlichen Demokratie-
prinzip unvereinbar.

b) Die Antragsgegnerin arbeitet planvoll und qualifiziert
auf die Erreichung ihrer gegen die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung gerichteten Ziele hin.

c) Es fehlt jedoch an konkreten Anhaltspunkten von Ge-
wicht, die es zumindest möglich erscheinen lassen,
dass dieses Handeln zum Erfolg führt.
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Stellenausschreibung

Die Stadt Northeim, ein verkehrsgünstig gelegener Wirtschafts-
standort im Herzen Deutschlands, bietet neben beruflicher Sicherheit
und Familienfreundlichkeit zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine

Leitung der Stabsstelle Recht

in einem attraktiven, vielfältigen Arbeitsumfeld einer modernen, nahe-
zu entschuldeten Verwaltung zur Besetzung an.

Bitte richten Sie Ihre Bewerbung mit den üblichen Anlagen bis spä-
testens zum 18. 2. 2017 an die Stadt Northeim, Abteilung 1.2, Scharn-
horstplatz 1, 37154 Northeim.

Den detaillierten Ausschreibungstext und weitere Informationen er-
halten Sie im Internet unter www.stellen.northeim.de.
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